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Allgemeines: 
Die Arbeit der RedaJ..Iionsgemeinschafl bestimmt sich 
nach Maßgabe des Statuts der Redaklionsgemein>chaft 
der liehtblick vom I. Juni I 976. 
Eine Zen;ur findet nicht Slau! 
Der liehtblick erschein! mindestens sechsmal im Jahr. 
Der Bezug iJ.t koS!enfrei. Spenden an den Iichtbiick 
sind als gemeinnütztg anerkannt und steuerlich ab>etz­
bar. 

Wichtig: 
Reproduktion de> lnhal~ - ganz oder teilweise - nur 
mit -,chnfllicher Erlaubnis der Rcdaktionsgemein­
schaft. Mit vollem Namen gekennzeichnete Anikel ge­
ben nicht unbedingt die Meinung der Redaktionsge­
meinschaft wieder. Bei eingesandten Manuskripten >Cl­
zen wtr daJ. Ein,eNandnis zum honorarfreien Abdruck 
und zur "nnwahrenden Kürzung voraus. 

Eigentumsvorbehalt: 
Die Zeitung bleibt Eigentum de, Absenders. bts sie 
dem Gefangenen persönlich ausgehandigt wird: auf§ 
3 I Ab,. 3 StVollzG wird besonder> htngewiesen. 
Hiernach kann der AnMaltsleiter Schreiben anhalten. 
wenn 'ie grob unrichtige oder erheblich entstellende 
Dar>tellungen von An'>taltsverhaltnissen emhalten. 
Wird dte Zeitschrift dem Gefangenen nicht persönlich 
ausgehändigt. wobet eine >>Zurhabenahme<< keine per­
sönliche Aushändigu ng im Sinne die>es Vorbehaltes 
dar--.tellt. ist :.ie dem Absender unter Angabe des Grun­
des zurückzusenden. 
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In eigener Sache 
Wie jeder Herausgeber einer Zeitung 
hat sich auch die Redaktiongemein­
schaft d e r liehtblick ein Ziel ih­
rer Publikationsarbeit gesteckt. Öf­
fentlichkeitsarbeit, Verbesserungs­
vorschläge und eine umfassende In­
formation fü r die AnstaJtsinsassen ist 
unser Konzept. Darüber hinaus sind 
wir bestrebt, durch Diskussionen und 
Gespräche mit wichtigen Persöhnlich­
keiten Erleichterungen für uns alle zu 
erreichen. 

Wir wollen den liehtblick mit 
jeder Nummer inhaltsvoller und ab­
wechslungsreicher gestaJteo. 

Blitzlichter 

Der OE-Prozeß 
Seite 
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Nachdem in bisherigen Satiren zu diesem Thema inten­
siv nach deren Wahrheitsgehalt geforscht wurde, hier 
die Aufklärung: Vor fast 3.000 Jahren zielten Verwal­
tungsorganisationen noch auf den Bau von Pyramiden 
ab- heute geht es um »das Wohl der Gefangenen«. 

Sprache und Reform 
Überraschend viel und ausgesprochen großes Interes­
se an Sprache hat die Leserschaft des liehtblick be­
kundet. Deshalb wird auch das Thema Sprachreform in 
Form einer Serie behandelt, die mit der Entstehung von 
Sprach- und Schriftzeichen beginnt. 

Personen: Denis Pecic 

Seite 

10 

Seite Geglückte Resozialisierung? Aus einem Querulanten 
wurde ein Gewinner. 

11 Ein kleiner Lebensabschnitt des ungewöhnlichen Straf­
vollzugsexperlen zeigt, daß sich auch unter schwierig­
sten Haftbedingungen Rechte durchsetzen lassen. 

100 Jahre JVA-Tegel 
Auf insgesamt 25 Seiten wird die lange Zeit größte deut­
sche Häftlingsverwahranstalt in Wort und Bild doku­
mentiert. Planungsdetails aus dem vorigen Jahrhundert 
sind interessant - als Schwerpunkt wurde jedoch der 
Ist-Zustand gewählt. 

Drogen 

Seite 

22 

Seite 

48 
Längst versprochen, aber der ständig zunehmenden Ma­
terial menge wegen immer wieder verschoben: Antwor­
ten auf die Fragen. wie Staat und Gesellschaft mit Dro­
gen umgehen sollten? Dazu die feine Unterscheidung: 
nicht alle Drogen nennen wir auch Drogen. 

Sicherungsverwahrung 
Die SV ist, darauf weisen fast alle hin, nicht direkt dem 
NS-Strafrecht entlehnt - viele halten die SV. also den 
Knast nach dem Knast nicht einmal für eine Strafe. 
Rückwirkend (!)wurde gerade das SV -Strafrecht geän­
dert: Doch Änderung und SV sind abzuschaffen. 
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DAS GEFANGENENMAGA Z N 

Der Herbst ist gekom01en 
Das Jahr 98' neigt sich seinem Ende ent­

gegen und die JVA feiert Geburtstag! 

S elten hat eine Seite 3 so schnell und 
so viele Reaktionen ausgelöst wie 
die letzte. Insbesondere die - zu­

gegebenennaßen - etwas reißerische An­
kündigung, über die Rechtschreibrefonn 
als »direkte Umsetzung« von bisher ge­
scheiterten NS-Refonnen berichten zu 
wollen (»Alles Blödsinn!«, riefen die ei­
nen; ob das alles so wichtig wäre, frag­
ten die anderen) hat ein überraschend gro­
ßes Interesse am Thema Sprache deutlich 
gemacht. Deshalb hat sich die Redakti­
onsgemeinschaft des liehtblick ent­
schieden, möglichst intensiv auf die Fra­
gen einzugehen. was aus Gründen des 
Platzes und des Inhaltes (der lieht­
blick ist und bleibt ein Gefangenenma­
gazin) nur in Fonn einer Serie machbar 
ist. In diesem ersten Teil werden Tatsa­
chen und Thesen zur Sprach- und Schrift­
zeichenentstehung behandelt (gibt es kri­
tikfreudige Experten unter der Leser­
schaft des Iichtblick?- z.B. Paläoan­
thropologen. Philologen. Kommunikati­
onswissenschaftler?). 

Viel Resonanz hat auch der Artikel zu 
dem Thema hervorgerufen. über das im 
Iichtblick nicht mehr berichtet werden 
wird (vgl. der liehtb lick 1-2/98, S. 8 
und 3/98, S. 7-9)- aber es ist auch nicht 
mehr nötig: vieles hat sich gebessert. 

Der Brietbeantwortungsservice des 
liehtblick konnte deutlich ausge­
baut und verbessert werden: Späte­
stens nach fünf Tagen gebt die Ant­
wortpost ab. 

Daß es (wenige!) Ausnahmen gibt, 
hat Gründe: Auf die Beantwortung 
von Fragen nach dem Erscheinungs­
datum der nächsten Ausgabe des 
Iichtblick verzichten wir, wenn wir 
kurz vor der Fertigstellung unseres 
Magazins sind-das möge uns eben­
so verziehen werden, wie das Zu­
standekommen der zweiten Ausnah­
me: gelegentlich dauert die Suche 
nach dem Erbetenen etwas länger. 
Ebenso unverzeilich wie unvermeid­
bar i<;t die dritte der möglichen Aus­
nahmen: das versehentliche Abhef­
ten n icht beantworteter Briefe. 

Viel zu wenig hat die »Bildungsoffen­
sive« (der liehtblick 3/98, S. 4-6) be­
wirkt: Ein Lehrer fühlte sich auf den 
Schlips getreten: man hätte ihn falsch 
verstanden und falsch zitiert - d e r 
liehtblick hatjedoch nichts von seiner 
noch recht milden Darstellung zurückzu­
nehmen. 

Die ILS-Hamburg und die SGD-Darm­
stadt haben zwar Interesse am Kursver­
kauf, aber wenig materielles Entgegen­
kommen gezeigt (die AKAD aus Stun­
gart hat uns nicht einmal einer Antwort 
für würdig befunden). 

Ein Tegeler hat dennoch das von der 
ILS angebotene »Stipendium« angenom­
men und macht jetzt sein Abi. »Wer 
macht's nach?«, ist eine der Fragen. die 
im zweiten Teil der Serie (S. 9) beant­
wortet werden. 

Die Ankündigung, ausführlich über 
den OE-Prozeß berichten zu wollen. hat 
geradezu zu einer Materialflur geführt 
Briefe, Zeitschriftenartikel und persönli­
che Stellungnahmen wurden beim libli­
chen Team abgegeben. Die Redaktions­
gemeinschaft des liehtblick dankt al­
len mit einem ausführlichen und hoffent­
lich Kritik auslösenden Bericht. 

Überraschend wenig Beteiligung hat 
der erste Teil zur Serie über 100 Jahre 
Tegel (der liehtblick 3/98, S.l 0) her­
vorgerufen. Aus dieser Teilnahmslosig­
keit werden durch die Seiten 22-47 hof­
fentlich viele Menschen gerissen werden. 
Einen viele Aspekte des Tegeler Strafvoll­
zugs behandelnden Leserbrief (S.53) ha­
ben wir von Wolf-Rainer F. erhalten. 

Von gefressenen Vormeldern berichtet 
Frank Sch. (S.54) und vom »(Un) Sinn<< 
des Vollzugshelfer-Daseins berichtet Bru­
no V. (S.53), so daß auch diesmal dieLe­
serbriefe zur Informationsvielfalt des 
liehtblic k beitragen. 

Dazu gehört auch ein Hilferuf aus dem 
Moabiter Haftkrankenhaus ($.54). 

Die Fotos dieser Ausgabe entstammen 
zum Teil dem Archiv des Iichtblick. 
teilweise sind sie uns vonseitender Le­
serschaft zur Verfügung gestellt worden; 
die aktuellen Fotos verdanken wir dem 
wohlbekannten Dietmar Bührer und erst­
mals auch der wahrhaft liblichen Foto­
grafin Nina Mallmann. 0 
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Unser Titelbild 
der letzten Ausgabe zeigte u.a. eine 
Bank mit dem etwas verblichenen 
Spruch des Hosenbandordens: Honi 
soit qui mal y pense (Ein Schuft ist, wer 
schlechtes dabei denkt); könnte das ak­
tuelle T itelbild den gleichen Spruch 
vertragen? 

Hilfe gesucht: Der Geist aus d e r 
(Druck·) Maschine hat unserem Druk­
ker zugeflüstert, daß er ein neues Do­
mizil benötigt - die uralte Heidelber ­
ger GTO 46 könne ihn nämlich nicht 
mehr halten: zu viele Schrauben sind 
locker, zu viele Diebtungen sind un­
dicht. Zumindest eine Generalüberho­
lung ist notwendig. 

Was wird aus dem Gefangenenma­
gazin der Iichtblick, wenn die 
Druckmaschine ihren Geist aufgibt? 
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Titel 

Der OE-Prozeß 
Kein Zweifel, es gibt Probleme, wenn man einen OE-Prozeß, wie er noch 

in keiner deutschen JVA durchgeführt worden ist, betreibt. (K. L.-L.) 

0 rganisationen enstehen, wenn 
sich einzelne Menschen ent­
schließen, ihre Ressourcen 

(Geld, Arbeitskraft, Wissen, Rechte etc.) 
zusammenzulegen, um ein bestimmtes 
gemeinsam festgelegtes Ziel dauerhaft 
verfolgen zu können. 

Wie die Ressourcen zusammengelegt 
und zum Einsatz gebracht werden, ist ein 
strukturelles Problem, das eng mit Fra­
gen der Arbeitsteilung (wer macht was 
zu welchem Preis?) zu tun hat und eben­
soschwer zu lösen ist, wie das der Ent­
scheidungsfindung: wer soll in welchem 

ser Probleme findet sich in den »Grund­
sätzen des Ptah-hotep<c »hauptsächlich 
für junge Menschen« geschrieben, die 
»kurz vor dem Eintritt in den höheren 
Verwaltungsdienst standen und aus ein­
flußreichen Familien stammten« (En­
cyclopaedia Britannica, IS.Aufl, 1988, 
9:769: la- EB) hält dieses »offenbar im 
Jahr 2.700 vor unserer Zeitrechnung[ ... ] 
unter dem Ägypterkönig Isi<< verfaßte, 
allerdings erst 300 Jahre später populär 
gewordene Werk die »Konstruktionsprin­
zipicn« effizient gestalteter Organisatio­
nen >>in Fonn von Erfahrungsregeln oder 

Organisationen können nicht unabhängig von ihrem 
Umfeld tätig werden - schon weil sie ihre 

Arbeitsmaterialien daraus beziehen. 

Maße mitbestimmen? Zu diesen Schwie­
rigkeiten kommt eine weitere: Organisa­
tionen können nicht unabhängig von ih­
rem Umfeld tätig werden- sie schöpfen 
schließlich ihre Ressourcen aus diesem 
Umfeld. Und vor allem geben sie ihre 
Produkte (Arbeitsergebnisse) an dieses­
sich ständig verändernde!- Umfeld ab. 

Verwaltungsorganisationen haben es 
daher einerseits leichter als andere Orga­
nisationen, weil sie nicht am Markt, also 
nicht unter Wettbewerbsbedingungen ar­
beiten. Andererseits haben sie es schwe­
rer, weil sie nicht selbst über das bestim­
men können, was sie leisten oder erar­
beiten wollen. Trotzdem lastet der Ver­
änderungsdruck auch auf ihnen. 

>Kochrezepten< fest« (Alfred Kieser in 
Greif et al., Arbeits- und Organisations­
psychologie: internationales Handbuch in 
Schlüsselbegriffen, 2. Aufl., Weinheim: 
Beltz. Psychologie Verlags Union, 1995. 
S.345 - HB 1). 

Die Methode. erst eine gut funktionie­
rende Praxis zu beobachten und dann ein 
Buch darüber zu schreiben, setzte sich 
über das chinesische Reich, übers antike 
Griechenland etc. fort; 1911 wurde je­
doch die Wissenschaftliche Betriebsfüh­
rung durch F.W. Taylor eingeführt (The 
Principles of Scientific Management, 
New York: Harper, 1911) und die Beob­
achtung von Struktur und Funktion der 
Organisation weitgehend aufgegeben: im 
Vordergrund standen nun die Rationali-

großen Teil verworfen. Und das, was heu­
te »unter Zielvereinbarungen und Kon­
traktmanagement diskutiert wird, geht im 
Kern zurück auf das in den sechzigerund 
siebziger Jahren entwickelte Konzept des 
>Management by Objectives (MbO)«<; 
bei dieser Betriebsführung durch Zielset­
zung werden »Kontrakte (Quasi-Verträ­
ge)« nicht »einseitig verordnet, sondern 
»zwischen den Partnern ausgehandelt«, 
was der Erkenntnis entspricht, »daß Men­
schen Ziele engagierter und motivierter 
verfolgen, wenn sie ihre Vorstellungen 
einbringen konnten, den Sinn und Zweck 
bestimmter Ziele verstanden und für sich 
akzeptiert haben« (Göttrik Wewer in Ban­
dem er et al., Handbuch zur Verwaltungs­
refonn, Opladen: Leske+Budrich, 1998, 
S.223 - HB Il). 

In den 70er Jahren gelangten derlei Er­
kenntnisse unter dem Namen Organisa­
tionsentwicklung (OE) nach Deutsch­
land. Tm »Lexikon zur Soziologie« 
(Fuchset al., 2. Aufl., Opladen: Westdeut­
scher Verlag, 1978) heißt es unter dem 
entsprechenden Stichwort: »Organisati­
onsent\vicklung (organization develop­
ment), Bezeichnung für die plan volle, un­
ter Einschaltung eines >Change agent< 
[ Organisationsberater] erfolgende Verän­
derung einer Organisation mit dem Ziel 
größerer Effektivität und - oft - huma­
nerer Arbeitsbedingungen. [ ... ]«. 

Daß dabei »nicht die Belange einer 
einzelnen Person oder eines einzelnen Ar­
beitsplatzes im Vordergrund« (Dietber 
Gebert, HB I, S. 354) stehen, dürften mitt­
lerweile alle am OE-Prozeß Beteiligten Daß sich die »alte Verwaltungsstruk­

tur- das heißt die Aufbau- und die Ab­
lauforganisation- [ ... ] als sehr dauerhaft 
und veränderungsresistent erwiesen« hat. 
wie es Christoph flügge, Leitender Se­
natsrat in der Berliner Senatsverwaltung 
für Justiz, zutreffend in der Zeitschrift 
»Neue Kriminalpolitik« ( l/98, S.21 - im 
folgenden zitiert als NK) festgestellt hat, 
liegt genau daran, daß Verwaltungen 
fremdgesteuert sind und sieb kaum eige­
ne Ziele setzen können. Ohne Ziele, das 
wußte schon Konfuzius, gibt es jedoch 
keine Verbesserungen. 

»Wer das Ziel kennt, kann entscheiden. Wer entschei­
den kann, ist sicher. Wer sicher ist, fmdet Ruhe. Wer 

Ruhe fmdet, kann verbessern.« (Konfuzius) 

Einer der meistverbreiteten und wohl 
auch frühesten Ansätze zur Lösung die-
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sierung der Arbeitsabläufe. die Verein­
heitlichung der Arbeitsschritte und die 
Verteilung von Anweisungsbefugnisscn. 
(Eingeweihte ahnen. daß hier die Wurzel 
allen OE-Prozesses zu finden ist.) 

ln den 30er Jahren (Wirtschaftskrise!) 
wurde das mit dem Taylorismus verbun­
dene »Konzept einer wertfreien und neu­
tralen Verwaltung« (EB. 26:336:2b) zum 
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bemerkt haben. Wer nämlich vom einzel­
nen Menschen ausgeht, muß zunächst 
einmal die »innere Situation« des Indi­
viduums ändern und dann die Einstel­
lungsänderung (also den Lerneffekt) kon­
kret anwendbar machen, was so gut wie 
unmöglich ist, wenn die »äußere Situati­
on« (also die Stellung des einzelnen in­
nerhalb der Organisation) nicht ebenfalls 



verändert wird. Wer Organisationen ent­
wickeln möchte, muß also Personen und 
Situationen gleichermaßen entwickeln ­
da dies so ist wie es klingt, wird »in der 
Praxis häufig« eine »andere Strategie in 
den Vordergrund gestellt, worin ein we­
sentlicher Grund für das Scheitern vieler 
Organisationsentwicklungsversuche ge­
sehen werden kann[ .. . ] Vor diesem Hin­
tergrund kommt im Rahmen der Situati­
onsentwicklung, die auch als struktura­
ler Ansatz bezeichnet wird, ergänzend 
personalpolitischen Maßnahmen eine 
wichtige Bedeutung zu. So muß erwa die 
Beurteilungs- und Beförderungspraxis 
gewünschtes (teamfahiges, autonomes 
und offenes) Verhalten belohnen« (Ge­
bert, HB I, 8 .355). 

Titel 

Verwaltungsorganisationen, deren Per­
sonalmamagement am deutschen Berufs­
beamtentum (Art. 33 V GG) orientiert ist. 
zielen jedoch nicht auf offene, selbstän­
dige und zur Zusammenarbeit fähige In­
dividuen ab: »Leitbild für den gesamten 
öffentlichen Dienst« ist immer noch »der 
loyale und auf dauerhafte Pflichterfüllung 
ausgerichtete >Staatsdiener< [ ... ] Die exi­
stentielle, materielle Absichenmg des Be­
diensteten steht im Zentrum des Anreiz­
systems. [ ... ] Personalwesen erschöpft 
sich vielfach in passiver und reaktiver 
Dienstreehtsanwendung« (Christoph Rei­
chard, HB II, S.l67t). Da wundert es 
nicht, daß der »objektive Bedarf nach Or­
ganisationsentwicklung [ ... ] zu steigen« 
scheint, »die beobachtbare Tendenz zur« 

Ein Ergebnis des OE-Prozesses: wegrationalisiertes Sprechzcntrum in der TA V 

stiz mündete« die (Anstaltsleitung : der 
Leitende Regierungsdirektor Klaus Lan­
ge-Lehngut und dessen Vertreterio Eve­
lyn Benne: zitiert als AL). 

Diese Veranstaltungen waren (meist 
mehrtäg ige) »Seminare, die außerhalb 
des üblichen Dienstumfeldes [z.B. in Lie­
benwalde] stattfanden« (NK, S.2 1 ). »Be­
sonders glücklich« waren die Teilnehmer. 
daß »als Fortbilder für die Köpfe des Ber­
liner Justizvollzuges ein Organisations­
berater gewonnen \verden konnte. der als 
gelernter Jurist und Psychologe bis zum 
Anfang der 80er Jahre[ ... ] als Leiter der 
Drogenabteilung [!]in der Justizvollzugs-

»Man kannte sich [ . . . ] Und so wurde [ ... ] auf einer 
Klausurtagung die Idee eines OE-Prozesses [ ... ] gebo­
ren und alsbald [ ... ] in Szene gesetzt.« (K.L.-L., E.B.) 

OE aber »eher rückläufig« (Gebert, HB 
I, S.356) ist. 

Wie kam der OE-Prozeß nun in d ie 
JVA-Tegel, deren Leitung ja nicht als ra­
dikal progressiv bekannt ist? 

»Man kannte sich«, beißt es in einem 
Schreiben vom 08.04.98 zur »Organisa­
tionsentwicklung und Verwaltungsreform 
in der Justizvollzugsanstalt Tegel«, und 
weil die sich kennenden Amtsstuhlinha­
ber der insgesamt acht West-Berliner Ju­
stizvollzugsanstalten sehr beständig ihre 
Vollzugs- (Dienst) Zeit absaßen (»die 
Konstanz der Protagonisten im Vollzug 
war groß«), »wuchs über die Jahre ein 
Vertrauensverhältnis, das Anfang der 
90er Jahre in ein System von Fortbil­
dungsveranstaltungen für die Anstaltslei­
tungen und die Senatsverwaltung für Ju-

anstalt Tegel« (AL. S.2) tätig war. Abge­
sehen vom einstigen Aufgabenbereich 
dieses changeagentsollte noch etwas zu 
denken geben: »Die meisten Führungs­
kräfte in den Verwaltungen sind nach wie 
vor Juristen, die modernes Management 
nicht gelernt haben« (Wewer. HB II. 
8.229) - andererseits soll ja der Organi­
sationsberater die Organisationsmitglie­
der auch nur dazu anleiten. »ihre Situati­
on selbst zu analysieren und selbst Lö­
sungen zu finden« (Kieser. HB L S.347). 
Und bei den vielen Köpfen. zu denen 
auch die der Referats- und Abteilungs­
leiter der Aufsichtsbehörden gehörten, 
erstaunt es nicht, daß schon bald etwas 
gefunden wurde. »Ein Beispiel: Um ei­
nem Strafgefangenen ein Radio auszu­
händigen, [ ... ]. waren 21 Verwaltungs-
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schritte nötig. Ein Irrsinn.[ ... ] Am Ende 
waren [ ... ] es nur noch sechs Verwal­
tungsschritte, um das Radio weiterzuge­
ben« (direkt 6/98, Information Nr.35 für 
die Beschäftigten des öffentlichen Dien­
stes in Berlin, S.l 0). 

Zwischen den 21 und den sechs Schrit­
ten lagen hundertevon Schritten und vie­
le Seminare. Der Tagungsreigen begann 
»Anfang der 90er Jahre« (AL. S. l) und 
schon am »31. März 1995« wurde »an­
band einer Problemanalyse« festgestellt, 
»daß tatsächlich ein erheblicher Reform­
anlaß bestand« (NK. S.21 ). Das war der 
Geburtstag des OE-Prozesses. »Alles, 
was im Anschluß daran [Problemanaly­
se. gemeinsame Problemsicht) eingelei­
tet und durchgeführt wurde, sollte im Er­
gebnis nicht etwa der Persona leinspa­
nmg. sondern in erster Linie der Verbes­
serung der Arbeitszufriedenheit [ ... ] die­
nen« (AL, S.2). 

Eine inzwischen nicht mehr in der 
JVA-Tegel tätige (weggesparte?) Beam­
tin drückte das so aus: »Ich sehe lauter 
Zettel, auf denen draufsteht, was alles ver­
bessert werden soll - aber es gibt gar kein 
Personal mehr, um das alles umzuset­
zen!«. Die These der Seminarteilnehmer 
war fast auf diese Aussage zugeschnit­
ten: »Wer sich an seinem Arbeitsplatz 
wohlfiihlt. weil er an seinem Platz wich­
tig[ ... ] ist, wird emanzipierter. weniger 
larmoyant [weinerlich) und schon da­
durch besser in der Lage sein, seine[ . .. ] 
Aufgaben im Bereich des Justizvollzu­
ges wahrzunehmen« (AL, S.3). Anderer­
seits, so schrieb der Berliner Vollzugs­
beirat am 20.07. 98 an Politiker, Anstalts­
leiter und Personalräte, »wurde die Per 

5 



sonaldecke in allen Haftanstalten des 
Landes[ ... ] deutlich verringert. Die Ver­
ringerung erfolgte ohne ausreichendes 
Konzept zur Umorganisation der beste­
henden Aufgabenstellungen ( ... ]«. 

Worauf beruhen diese interschiedli­
chen Sichtweisen? Sind es vielleicht nur 
unterschiedliche Arten der Darstellung? 
Daß Befmdlichkeiten am unteren Ende 
der Einkommensskala anders ausgelebt 
werden - bis zu 30% nehmen sich öfter 
mal einen Gelben, wie das Blaumachen 
im Vollzugsjargon heißt- ist bekannt, und 
daß es nur wenig Köpfe, aber ein großes 
unteres Ende gibt (NA-Tegel: 950 Be­
dienstete, von denen über 400 unterhalb 
des mittleren Dienstes gehalten werden), 
ist ebenfalls kein Geheimnis. Aber es gibt 
noch eine andere Erklärung: »Insbeson­
dere die Anstaltsleiter waren immer wie­
der in der Situation. zwar persönlich tie­
fe Erkenntnisse gewonnen zu haben und 
in ihrem Führungsverhalten gut trainiert 
zu sein, jedoch bei Rückkehr an den Ar­
beitsplatz alte unabänderlich scheinende 
Strukturen und Abläufe vorzufinden, an 
denen andere Verhaltensweisen und Er­
kenntnisse wirkungslos abprallten. Dies 
scheint eine häufige Erfahrung nach der 
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltun­
gen zu sein« (NK, S.21). 

Auf die Idee, daß dies an der Qualität 
der vermittelten Erkenntnisse liegen 
könnte, scheint noch keiner der Köpfe 
gekommen zu sein. Und, wie schon bei 
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das: vorher sahen nur einige wenige ein 
Problem, nach jahrelanger Arbeit daran 
haben jetzt alle Beteiligten ein solches. 

Ein »kleines Projektteam unter der 
Steuerung durch den Lenkungsausschuß« 
kümmerte sich um die erkannten »drei 
Problemfelder« (NK, S.22): Ziel- und 
Aufgabenklarheit sowie Personalmana­
gement Nachdem dann die entsprechen­
den »Leitideen und ihre Untergliederun­
gen (also Top down) erstellt« waren, 
konnten »die Aufgaben und Zuständig-

soll« (AL, S.8), aber noch im Herbst 97 
(»die drei Projektteams« waren inzwi­
schen »mit Dank verabschiedet« und vom 
Lenkungsausschuß durch ein vierköpfi­
ges »neues Projektmanagement« ersetzt 
worden) galt es, >>eine Lösung für die 
noch immer offene Frage der Vorgesetz­
teneigenschaft erarbeiten zu lassen. Die 
in den Teilanstalten li und V [die Statio­
nen 7 und II bzw 3/4 und 7/8 waren die 
Pilotstationen für den OE-Prozeß] durch­
geführten Workshops kamen zu divergie-

»Ich sehe lauter kleine Zettel, auf denen draufsteht, 
was alles verbessert werden soll - aber es ist gar kein 
Personal mehr da, um das alles umzusetzen!« (I.H.) 

keiten von unten nach oben (Bottom up) 
definiert werden«, was als das »eigent­
lich Neue an unserer Vorgehensweise« 
(AL, S.4) erkannt wurde. In die Sprache 
der Praxis übersetzt heißt das: Die Köp­
fe bestimmen, was gemacht wird, und das 
untergeordnete Personal muß herausfin­
den, wie die damit verbundenen Aufga­
ben zu lösen sind. 

Das klingt nicht ganz neu (früher wur­
den nach diesem Prinzip sogar Pyrami­
den gebaut), hat aber in der NA-Tegel 
doch zu einigen Veränderungen geführt 
- zumal die Zuweisung von Aufgaben 
>>selbstverständlich erst« stattfand, >>nach­
dem« die Bediensteten »durch interne 
Dozenten qualifiziert worden waren«-

renden Ergebnissen:« Die einen wollten 
den jeweiligen Gruppenleiter (GL), die 
anderen den Vollzugsdienstleiter (VDL) 
»als Vorgesetzten installiert wissen. [ ... ] 
Der Linie, also den Entscheidungsträgem 
im Ministerium und der Anstalt« sollte 
hierzu »bis Ende Januar 1998« (AL. S.9) 
etwas einfallen. Dazu zog sich die Linie 
auf eine Klausurtagung zurück. 

Denn in der Tat: es »ist eine schwieri­
ge Frage, wer letztlich der Vorgesetzte der 
Stationsbeamten sein soll. nämlich der 
Gruppenleiter des gehobenen Dienstes 
oder der VDL als Spitzenbeamter des 
mittleren Dienstes« - in der NA-Tegel 
wurde darüber »monatelang heiß diku­
tiert« (NK. S.22). 

»Justizvollzugsanstalten sind so zu gestalten, daß eine 
auf die Bedürfnisse des einzelnen abgestellte Behand­

lung gewährleistet ist.«(§ 143 I StVollzG) 

Um auch dem nicht vollzugskundigen 
Menschen die Sachlage verständlich zu 
machen, sei hier kurz etwas zur Hierar­
chie gesagt: Die Anstaltsleitung der NA­
Tegel besteht aus dem Anstaltsleiter, der 
Leiterin für Personal und Verwaltung (zu­
ständig für den Servicebereich: Haushalt, 
etc.) und dem Vollzugsleiter (VL), dem 
die Teilanstalten und die zu einer Einheit 
zusammengefaßten »fachlichen Durch­
führungsaufgaben« (Arbeitsverwaltung. 
Arbeitsbetriebe, Wirtschaftsverwaltung, 
Schule, Sicherheit etc.) unterstehen. 

Schulkindern. die häufig an der Unfahig­
keit ihrer Lehrer scheitern, wird auf die 
Prüfung der Lehrqualität scheinbar gänz­
lich verzichtet. 

Dafür wurden bei der Umsetzung des 
OE-Prozesses in der JVA-Tegel alle for­
malen Details berücksichtigt: Problem­
analyse, gemeinsame Problemsicht der 
Initiativgruppe, gemeinsames Ablauf­
schema für den OE-Prozeß, Lenkungs­
ausschuß, Workshops »unter Verwen­
dung von Metaplan-Techniken« (das sind 
Methoden zur Planung von Plänen) und 
tabulosen Arbeitsgruppen (die gab es tat­
sächlich), Problemsammlungen. Ursa­
chen- und Auswirkungsanalysen. 

»Ein erstaunliches Ergebnis war, daß 
am Ende eine >gemeinsame Problem­
sicht< aller Beteiligten festgestellt werden 
konnte« (NK. S.2l ). Im Klartext heißt 
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so konnte ein »wichtiger und eigentlich 
der schönste Erfolg« erzielt werden: das 
»Gemeinscbaftsgeflihl ist in erstaunli­
chem Maße gestiegen (bei der letzten 
Weihnachtsfeier sind von den etwa 100 
Bediensteten des Hauses [II] insgesamt 
70 zusammengekommen!)«. 

»Als zweites Ergebnis ist festzuhal­
ten«, daß es außer dem zunehmenden 
Spaß an der Arbeit und einem sinkenden 
Krankenstand [unter 15%] noch gelun­
gen ist, »die unterschiedlichen Sichtwei­
sen von Gruppenleitern und Gruppenbe­
treuern« durch »Kooperation« und 
»Teamgeist« (AL, S.St) zu ersetzen. 

Seit langem gibt es »eine Ausführungs­
vorschrift der Senatsverwaltung für Ju­
stiz zu § 143 StVollzG, die das Verhältnis 
zwischen dem Gruppenbetreuer auf der 
Station und dem Gruppenleiter regeln 
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Die »Gruppen Ieiter, die seit jeher in 
Berlin in die Linie eingebunden sind« und 
überwiegend »dem Sozialdienst« ange­
hören, bilden zusammen mit den Teilan­
staltsleitem die Hierarchieebenen »zwi­
schen den Stationsbeamten in den Häu­
sern und der Anstaltsleitung«. Daneben 
gibt es noch eine »Hierarchie-Linie«, die 
von der Anstaltsleitung über den VL bis 
zum VDL und damit bis zu den Stations­
beamten verläuft. 

Die JVA-Tegel hat also, wie die mei­
sten »deutschen Vollzugsanstalten nach 



wie vor eine militärisch geprägte Aufbau­
organisaton, deren Rückrat der allgemei­
ne Vollzugsdienst ist« (NK, S.22). Folg­
lich wurde die Diskussion um Führung 
durch VDL oder GL von oben entschie­
den: Fachvorgesetzter »der Stationsbe­
amten in allen die Station betreffenden 
Angelegenheiten der Versorgung, der Be­
handlung und der Sicherheit und Ord­
nung« ist der GL, der damit »auch für 
die dienstlichen Beurteilungen und die 
Personalentwicklung der Stationsbeam­
ten zuständig« ist und im Bedarfsfall von 
»einem Stationsbeamten des AVD [allge­
meiner Vollzugsdienst] vertreten« wird. 

Der VDL hat nur noch »im Alarmfall 
den direkten Zugriff auf den Stationsbe­
amten« und ist ansonsten »für die Zen­
trale der Teilanstalt und fur alle stations­
übergreifenden Aufgaben zuständig« 
(NK, S.22f). Damit wurden die Einfluß-

Tegel intern 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenenmagazins der liehtblick ist 
sich der Tatsache bewußt, daß mit der Art 
der hier gewählten Darstellung vielen vor 
den Kopf gestoßen wurde- nicht nur je­
nen, die sich als >>Köpfe des Berliner Ju­
stizvollzuges« (AL, S.2) oder als »Linie« 
bezeichnen, sondern auch jenen N icht­
Köpfen, die sich im Vollzugsdienst mü 
viel Optimismus und Engagement um 
Verbesserungen bemüht haben. 

Aber was hat der OE-Prozeß, der »im 
November 1990 in einem Seminar mehr 
spielerisch der Übung halber« (NK S.24) 
in Gang gesetzt wurde, tatsächlich ver­
bessert? Von höherer Arbeitszufrieden­
heit ist auf den Stationen nicht viel zu be­
merken (eher das Gegenteil), und daß in 
einigen Teilanstalten ein enormer Auf­
wand an OE-Aktivitäten betrieben wur­
de (samt dem immer aus Westdeutschland 

»Wer rationalisiert schon gerne seinen Arbeitsplatz 
weg? In Berlin ist dieses in der Tat zur Zufriedenheit 

aller in mehreren Fällen gelungen« (Flügge) 

möglichkeiten der Köpfe und der Linje 
auf den mittleren und unteren Dienst ver­
größert und die Selbständigkeit der Be­
amten des AVD deutlich beschränkt -
dafur kann »der Vollzugsbedienstete auf 
der Station« künftig »in jeder Situation 
klar erkennen«, wer gerade »momentan 
die Anordnungsbefugnis ihm gegenüber 
hat« (AL, S.l 0). 

Im Vorwort zu HB li heißt es: »Die sieb 
moderrusierende Verwaltung probiert oft­
mals - sei es angestoßen durch Unterneh­
mensberatungen [hier: der ehemalige 
Leiter der Drogenabteilung der NA-Te­
gel], vorhandenem Refonnwissen [ ... ) -
eigene Konzepte zu >schneidern<, die 
bald wieder revidiert werden (müssen) 
und zu neuen Anstößen fuhren. Einigkeit 
besteht [ ... ]: die Verwaltungsreform 
kommt immer mehr in Fahrt, der Prozeß 
ist nicht mehr aufzuhalten«. 

Vielleicht doch: In der Vollzugsabtei­
lung der Senatsverwaltung fur Justiz »ist 
die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter« schon »innerhalb von zwei Jah­
ren von 80 auf 48 reduziert worden«. 
Wieviele Bedienstete werden auch wei­
terhin >>selbst die entscheidenden Hinwei­
se« aufEinspar- oder Verlagerungsmög­
lichkeiten geben? 

>>Wer rationalisiert schon gerne seinen 
Arbeitsplatz weg? In Berlin ist dies in der 
Tat zur Zufriedenheit aller in mehreren 
Fällen gelungen« (NK, S.23). 

einreisenden Organisationsberater), 
nachdem längst alle Zielvereinbarungen 
unterschrieben und die meisten entschei­
denden Fragen geklärt waren, dürfte vie­
len noch nicht einmal aufgegangen sein. 

Und wofur das alles? »Der radikalste 
Schritt war die Übertragung der Dieost­
behördeneigenschaft für das gesamte 
Personal des Berliner Vollzuges von der 
Senatsverwaltung fur Justiz auf die ein­
zelnen Justizvollzugsanstalten. 

Sämtliche Personalakten wurden in die 
Anstalten abgegeben«, die »jetzt selb­
ständig für alle Personalvorgänge ein­
schließlich Beförderungen« sind; die 
»Senatsverwaltung für Justiz ist jetzt le­
diglich noch oberste Dienstbehörde und 
nimmt die Aufgaben der Rechtsvertre­
tung bei gerichtlichen Verfahren und im 
förmlichen Disziplinarverfahren wahr« 
(NK, S.23). 

Was zu nennen bleibt, ist »das utopisch 
wirkende Ziel unserer Arbeit [ ... ]: >Zum 
Wohle der Gefangenen schaffen wir eine 
klare Struktur, in der Mitarbeiter qualifi­
ziert und zufrieden arbeiten. [ . . . ]< Um 
Mißverständnissen vorzubeugen: 

Das Wohl der Gefangenen besteht 
rucht nur in ihrer Behandlung, Betreuung 
und Versorgung, sondern auch in der Ge­
währleistung der Sicherheit« (NK, S.24). 
Hat noch jemand Fragen zum OE-Pro­
zeß? Antworten in der Dezember-Ausga­
be des Iichtblick. 0 
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Harte Jungs, 
weiches Herz 

In der abrißreifen TA III gibt es wohl nie­
manden, der das 100 Jahre alte Gemäuer 
nicht gern in Schutt und Asche zerfallen 
sähe- weder ein (mit-) menschliches Le­
ben noch ein entsprechendes Arbeiten ist 
in diesem Haus möglich. 

Als am 04.08.98 in Steglitz das Haus 
in der Lepsiusstr. 57 aufgrundeiner Gas­
explosion zusammenbrach, dachten die 
Tegeler Strafgefangenen trotzdem nicht 
an ihr eigenes Elend: sie waren erschüt­
tert von dem Leid derer, die von dem un­
verschuldeten Unglück betroffen waren. 

Vor allem rührte der Tod des 13jähri­
gen Sven Tornow die harten Jungs- gut 
170 von ihnen spendeten spontan über 
manche Schmerzschwelle hinaus, um 
wenigstens die Not der unglücklichen El­
tern zu lindern. 

Am 14.09. konnten zwei Häftlinge der 
Mutter des von den Haustrümmern er­
schlagenen Sven das Ergebnis der in den 
Häusern III und V durchgeführten Spen­
densammlung übergeben: 1.84 7, 70 DM. 

Das sollte Anlaß sein, einmal über die 
menschlichen Qualitäten von »Verbre­
chern« nachzudenken; und vielleicht 
auch deren Leistungsmöglichkeiten und 
-bedingungen zu überdenken. 0 

Schutz vor 
Gläubigern 

Häftlingen, die noch nicht gelockert sind, 
bietet die zb (Zentrale Beratungsstelle, 
Bundesallee 42, I 0 715 Berlin) eine 
Schuldnerberatung an und gibt Tips zur 
neuen Insolvenzordnung (InsO). 

Wer etwas zur Gläubiger-Abwehr und 
fur seine Schuldenregulierung tun möch­
te, sollte per Vormelder um einen Termin 
mit den sachkundigen zb-Beratem bitten. 
Diese kommen immer Dienstags zwi­
schen I 000 und 1700 Uhr; es ist daher 
wichtig, auf dem Vormelder anzugeben, 
ob man ganztägig in »seinem« Haus ist 
oder ob man außerhalb arbeitet. 

Gelockerten Häftlingen bietet die zb 
auch einen Trainingskurs zur Konflikt­
bewältigung an: Donnerstags zwischen 
1730 und 2000 Uhr in der zb. 

Nach Rücksprache mit dem jeweiligen 
Gruppenleiter: Voranmeldung bei Frau 
Echtermeyer (Tel.: 86 47 13 17). 

Vormelder nicht vergessen! 0 
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Sommerfest in der SothA 
Von Häftlingen organisiert: eine Party 

mit Gästen und einer sothanischen Band 

W as viele vorher für ein Ding der 
Unmöglichkeit gehalten hat­
ten, wurde Realität: Am 

22.08.98 fand im »Essler-Park« der TA 
IV eine »sothanische« Fete statt - mit 
Angehörigen! Initiiert und organisiert 
wurde die Party von der lnsassenvertre­
tung . Die Redaktionsgemeinschaft des 
liehtblick freut sich, mitteilen zu dür­
fen, daß vom Haussprecher bis zu des­
sen letzter Hilfskraft durchgängig beste 
Arbeit geleistet wurde. Über den organi­
satorischen Kompetenzbereich des Haus­
sprechers zu schreiben wäre sicherlich 
lohnend, aber von einer kleinen »techni­
schen Panne« zu berichten, ist spaßiger 
- zumal sie kein Vertreter zu verantwor­
ten hat: um 14°0 Uhr, so die Planung, soll­
ten Häftlinge und Besucher gleichzeitig 
den sogenannten »Essler-Park« betreten; 
aus Nettigkeit ließen die von dieser Pla­
nung nichts ahnenden Zentralbeamten die 
Häftlinge schon eine halbe Stunde frü­
her raus, was redlich genutzt wurde, um 
die Tische zu decken, Essen auszupak­
ken, Picknick-Körbe zu öffnen. Dann 
stand die Leiterin der TA IV, Frau Dr. 
Essler, plötzlich auf der Bühne der sotha­
nischen Band »lost and found« und bat 
die Häftlingeper Mikrofon, noch einmal 
»kurz ins Haus zu gehen«, da es »auf­
grund einer kleinen technischen Panne« 
nicht möglich sei, die Besucherpforte »ZU 
öffnen, so lange noch Häftlinge auf dem 
Gelände« wären. Allen Wetterberichten 
zum Trotz schien die Sonne, und weil es 
nicht so schien als würde sich dies än­
dern, gingen alle fröhlichbleibend zurück 
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in das Anstaltsgebäude. Witzigerweise 
öffnete sich just in dem Moment als sich 
die meisten Häftlinge direkt davor befan­
den, die Pforte ... Ein Fluchtversuch wur­
de nicht unternommen. Weshalb auch? 
Die üblichen Fluchtziele (die Angehöri­
gen) kamen ja gerade her, was vom Haus 
aus gut zu beobachten war. Das gegen­
seitige Beobachten währte lang und län­
ger und dann regnete es: die Gäste eilten 
teils unter schützende Gebäude- teils un­
ter farbenfrohe Zeltdächer oder zurück 
zur Pforte. Von drinnen war das ebenso­
gut zu sehen, wie die naß und nässer 
werdenden Lebensmittel, Kleidungsstük­
ke und anderen draußen belassenen Ge­
genstände. Nach 25 Minuten waren so­
wohl der Regenschauer als auch »der 
kurze Moment« vorbei, und das Sommer­
fest konnte beginnen. 

Und weil wirklich an alles gedacht war 
und die Feiernden auch von der Sonne 
nur noch ein einziges Mal im Stich ge­
lassen wurden, konnte dasFest zum nach­
ahmenswerten Ereignis ffir alle Teilan­
stalten werden: die Kleinen und Klein­
sten hatten viele Möglichkeiten, sieb aus­
zutoben und es gab sogar eine kinderge­
rechte »Speisekarte«. 

Die größeren konnten sich am 200köp­
figen Gewühle beteiligen oder sich auf 
einsamere Gesprächsrunden begeben ; 
und es gab, wie schon im letzten Jahr, 
ein Volleyball-Turnier. 

Was es im Gegensatz zum letzten Jahr 
nicht gab, waren externe Bands. Es gab 
nämlich diesmal keine finanzielle und 
kaum noch technische Unterstützung von 
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seitender Anstalt oder des Senats, so daß 
sich »lost and found« allein abrackern 
mußte, um die mehr an sich als an guter 
Musik interessierten Partygäste in Stim­
mung zu bringen. Als echter Glücksfall 
erwies sich eine Besucherin, die auf die 
Bühne kletterte, um mit den Jungs von 
der Band zu singen. Den Musikern fie­
len fast die Instrumente aus der Hand, als 
die Dame anfing: eine Soul-Stimme zum 
Niederknien! Aufihren »great gig!« an­
gesprochen, lachte sie nur und meinte, 
daß sie wohl nicht so bald wiederkom­
men würde, obwohl es ihr hier viel Spaß 
gemacht hätte - aber erstens würde ihr 
Freund demnächst entlassen und zwei­
tens wäre sie ja draußen oft genug zu 
hören. (Wie wär's mit einem Antrag auf 
Haftverlängerung, lieber Freund?- dann 
gäbe es öfter mal eine Professionelle in 
der SothA!) Neben dem Glückwunsch an 
alle Verantwortlichen und dem Dank an 
alle Beteiligten ffir ein rundum gelunge­
nes Sommerfest 1998 bleiben noch ein 
paar Fragen: Wer unterstützt » lost and 
found«? Wann gibt es ähnliche Veranstal­
tungen in den anderen Teilanstalten 
(selbst in der TA III hat ja schon ein mit 
externen Gästen durchgeführtes Sommer­
fest reibungslos geklappt)? 0 

Fete 
mitVDL 

Zum »VDL des Monats« wollte sich der 
Vollzugsdienstleiter der SothA schon 
beim Sommerfest nicht küren lassen -
verdient hätte er den Titel: Zusammen mit 
der immer emsigen Mitarbeiterin der Teil­
anstaltsleitung, Frau Lowack, richtete er 
aus eigener Initiative eine selbstfinanzier­
te Grillparty aus. 

Wegen des kalten Regens am Veran­
staltungstag (03.1 0.) verlagerte sich die 
Fete zwar rasch vom »Garten«, wo Zelte 
und ein zwei Meterhoher Grill aufgebaut 
waren, ins sothanische Sprechzenrrum­
aber auch hier war ffir alles gesorgt: die 
SothA-Band ließ Gesangsnachwuchs ans 
Mikrophon; Steaks, Bouletten und 
Würstchen wurden während des Erbsen­
mengenschälzens (zw ischen 300 und 
2 .300 reichte die Tippalette) verdrückt, 
und mehr als 80 Menschen hatten einen 
fröhlichen Samstag. 

Zu hoffen bleibt, daß auch andere 
VDLs mal ähnliches versuchen - die 
I 00-Jahre-Tegel-Feier wäre vielleicht ein 
passender Anlaß. 0 
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Die Bildungsoffensive, II 
Reaktionen auf den ersten Teil- gab es 

schon Veränderungen? 

Die meisten Zuschriften und auch 
der meiste Zuspruch kamen von 
draußen: Aus Strafanstalten und 

Verwaltungsbehörden, von der Presse­
stelle des Landesarbeitsamtes, vom Sta­
tistischen Landesamt und von etlichen 
Privatmenschen wurden freundliche 
Briefe und interessante Informationen 
gesandt. Aber es wurden auch Fragen 
gestellt. Antworten in diesem und in den 
folgenden Teilen. 

versität Hagen besteht und im Schulge­
bäude einen festen Platz finden wird, ist 
um etliche Titel bereichert worden. Dank 
des Engagements des Schulleiters und 
des Leiters der Schulbücherei haben die 
zugriffsberechtigten Studenten -allen 
räumlichen und organisatorischen 
Schwierigkeiten zum Trotz- über die 
vereinbarten Mindestzeiten hinaus Zu­
gang zu der Literatur, was nicht zuletzt 
auch der Geduld und Strapazierfähigkeit 

ohne die Sicherstellung der Finanzierung 
nicht zu verwirklichen ist, sei es hier nur 
in groben Zügen dargestellt: 
Zunächst einmal möchte die Redaktions­
gemeinschaft in der Schule und in den 
einzelnen Teilanstalten werbend über den 
Sinn und Zweck des Abiturerwerbs auf­
klären - Aussagen wie »Abi? Brauch' ich 
nich', ich will nur Psychologie studieren« 
(ein Tegeler Realschüler), belegen die 
Notwendigkeit der Aufklärung. Gleich­
zeitig wird die Redaktionsgemeinschaft 
versuchen, den Preis für »Stipendien« 
soweit herunterzuhandeln, daß sich der 
Häftling den Li~hrgang auch leisten kann. 
Bei der Anstaltsleitung wird eine weiter­
hin großzügige Genehmigungspraxis für 

Zunächst einmal zur Schule in der 
NA-Tegel: Anfang der 70er Jahre ge­
gründet und seit 1974 als })Überscpule<< 
betrieben, wurde sie 1984 als Einrichtung 
der NA-Tegel aufgelöst-vermutlich um 
die eigenständig (und erfolgreich) agie­
rende Senatsschulverwaltung aus dem 
Vollzugsbetrieb zu entfernen; seit Ende 
84 gibt es stattdessen eine Schulabtei­
lung, über die der Senator für Justiz die 
Fachaufsicht bat. })Um einen vergleich­
baren Standard der Schulausbildung zu 
gewährleisten, werden die Prüfungen 
aber weiterbin vom Senator für Schulwe­
sen abgenommen«, beißt es in einer 1985 
vom Senator für Justiz und Bundesange­
legenheiten herausgegebenen Broschüre. 

Wer meint, auf die Schaffung 
eines Bildungsumfeldes verzichten zu können, der irrt 
genauso wie detjenige, der Bildung für überlüssig hält 

Die bildungswilligen Häftlinge sind es 
seither gewöhnt, ihre Schulabschlüsse 
mittels »Schulfremdenprüfung« zu er-

der Zentralbeamten im Schulgebäude zu 
verdanken ist. 

Weniger zu danken haben die künfti­
gen Abiturienten in Tegel: Nicht einer der 
vom liehtblick angeschriebenen seriö­
sen Anbieter von Fernlehrgängen hat An­
gebote gemacht, die ein Häftling selbst 
finanzieren kann. Dank genialer Ver­
kaufsrethorik eines der Anbieter (ein 
15%iger Preisnachlaß wurde als »Stipen­
dium« offeriert) hat trotzdem schon ein 
bildungswilliger Tegeler angefangen, 
sein Abi zu machen. Um in drei oder vier 
Jahren »richtig studieren« zu können, gibt 

»Abi? Brauch' ich nich', ich will nur Psychologie stu­
dieren« (ein Tegeler Realschüler), belegen die Notwen­

digkeit der Aufklärung. 

werben. Und um Mißverständnissen vor­
zubeugen: die Justizvollzugsbedienste­
ten, die in der Schulabteilung unterrich­
ten, sind richtige Lehrer, zum Teil sogar 
Studienräte, die viel lieber der Fachauf­
sicht von Fachleuten unterstehen würden, 
als fachfremden Entscbeidungsträgern. 
Und daß seit dem Schulhalbjahr 1984/85 
die Leistungsergebnisse der Schulabtei­
lung vor der Öffentlichkeit verschwiegen 
werden, sagt nichts über Lehr-, Lern- oder 
Kursqualitäten aus. An dieser Stelle sei­
en auch die vielen Fragen zum Verhält­
nis der Schulabteilung zu den Studenten 
und zum liehtblick beantwortet: Die im 
Juli eingerichtete Präsenzbibliothek (vgl. 
der liehtblick 3/98, S.5f), die aus 
Dauerleihgaben desAStAder FernUni-

dieser Häftling nun fast sein gesamtes 
Einkommen für Kursgebühren aus - gibt 
es Menschen, die hier helfen möchten? 

Damit ist schon das schwierigste The­
ma angesprochen: die Finanzierung. 1m 
Januar 98 wurde das alte Arbeitsförde­
rungsgesetz (AFG) durch das dritte So­
zialgesetzbuch (SGB III) ersetzt: leider 
ftihlte sich bei den (Landes-) Arbeitsäm­
tern noch niemand kompetent genug, das 
SGB Ili in Hinsicht auf den Strafvollzug 
zu kommentieren; und der Berater des Ar­
beitsamtes in der NA-Tegel sah absolut 
keine Möglichkeit, den beruflich meist er­
forderlichen Abiturerwerb zu fördern. 
Der liehtblick wird die Unmöglichkeit 
bis zur nächsten Ausgabe geprüft haben. 
Da daß Bildungskonzept des liehtblick 
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Anträge auf Freistellung von der Arbeits­
pflicht zu erwirken sein. 

Von Anfang an wird die Redaktions­
gemeinschaft des liehtblick auch für 
die Aufhebung der räumlichen Distanz 
unter den in schulischer oder beruflicher 
Ausbildung befindlichen Häftlingen wer­
ben: der Stellenwert eines Schülers oder 
Azubis unter >>normal« arbeitenden ist ein 
anderer - und wesentlich schlechterer -
als unter ebenfalls lernenden Häftlingen. 
Vielleicht könnte sich die NA-Tegel zum 
100. Jahr ihres Bestehens eine angemes­
sen große Schulstation (z.B. in der So­
thA oder in der TA VI) schenken? 

Auf einer solchen Schulstation könn­
ten sich die lernenden Häftlinge nicht nur 
gegenseitig besser helfen, sondern sich 
auch besser helfen lassen: externe Leh­
rer (vgl. der liehtblick 3/98, S.5) 
könnten hier täglich in allen Fächern 
(Nachhilfe-) Unterricht geben. 0 

Info der 
Uni Hagen 

Beratungs- und Infoveranstaltungen der 
FernUniversität Hagen mit Frau Schulz 
-rechtzeitig Vormelder abgeben! 

26.10.98: Allgemeine Beratung 
23.11.98: Allgemeine Beratung 
14.12.98: Einschreibe- und Rückme1-

deberatung; Frau Schulz bringt Zulas­
sungsanträge ftir das Sommersemester 
mit und nimmt Klausuranmeldungen für 
März '99 entgegen. 0 
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Thema 

Sprache und Reform 
Von alten Unebenheiten bis zur Sprach-Politisierung: aus recht haben 

wird Recht haben, Teil I: Sprachetstehung, erste Schreibakte 

Schon vor etwa acht Millionen Jah­
ren, also lange bevor es aufrecht 
gehende Zweibeiner gab. entstand 

beim gemeinsamen Vorfahren von Affe 
und Mensch die neurologische Voraus­
setzung für die menschliche Sprachent­
wicklung: das Planum temporale, eine 
ungleichförmige Vergrößerung in der lin­
ken Himhälfte. Genau dort, wo beim heu-

kommunikationsfähigen Organismen zu 
unterstellen ist. wurde das Bewußtsein 
des Menschen durch selbsterzeugte Zei­
chen geprägt, und weil es noch kein zei­
chenverbindendes System (Grammatik) 
gab, konnte dieses Bewußtsein nur als 
Speicher für Sinnesreizungen dienen. 
»Ich gebe Laut. also bin ich«. sei hier 
vieles abkürzend als Grund für den wei-

1. These: »Ich erzeuge Laute, also bin ich« 
2. These: Nur das Bewußtsein des Menschen ist durch 

selbsterzeugte (Sprach-) Zeichen geprägt 

tigen Menschen die Sprachzentren liegen 
(das für Sprach- und Grammatikempfin­
den zuständige Broca-Zentzrum sowie 
das als Wortschatzspeicher dienende 
Wemicke-Zentrum). lassen sich an den 
Innenseiten von 2.5 Millionen Jahre al­
ten Schädeln kleine Einbuchtungen nach­
weisen. die infolge jener Aufwölbungen 
des Gehirns entstanden sind. die erste 
Sprechhandlungen ermöglichten (wenn 
auch nur sehr eingeschränkt, da der Kehl­
kopf zu jener Zeit noch sehr hoch lag). 

teren Entwicklungsverlauf (Himvergrö­
ßerung. Artentrennung) vorgeschlagen­
das kürzlich von dem in Oxford forschen­
den Anthony Monaco entdeckte Sprach­
gen SPCHI läßt sich mit diesem Ansatz 
ebenso verbinden wie die Tatsache. daß 
erst vor rund 60.000 Jahren die ersten 
Schreibhandlungen (in Form von symbo­
lischen Höhlenmalereien) vorgenommen 
wurden: Artgenossen unseres Urahnen. 
die weder dessen Entwicklungsstufe er­
reicht noch seine Übung hatten. konnten 
nur staunen: für sie war er etwas ganz be­
sonderes - denn mit zunehmender Pra­
xis konnte er seine »Sprachlichen« Fer-

Anfang an wurde Sprache als Werkzeug 
gebraucht und als Handlung erlebt. 

Letzteres hat Searle 1969 in seiner 
Sprechakttheorie präzisiert: danach wer­
den sprachliche Gebilde durch das Erzeu­
gen von Lauten und Wörtern hervorge­
bracht. die eine bestimmte grammatische 
Struktur aufweisen; außer diesem reinen 
Äußerungsakt (Lokution) ist Sprechen 
stets auch eine Bezugnahme auf Sachbe­
reiche. die nicht nur sprachliche Wirk­
lichkeit haben; mit diesem Aussageakt 
(Proposition) geht immer auch ein kom­
munikatives Element einher. das näher 
bestimmt. was durch die Aussage mitge­
teilt werden soll; dieser Artbestimmungs­
akt (Illokution) geht mit einem auf Ver­
haltensänderungabzielenden Wirkungs­
akt (Perlokution) einher, wobei zu beach­
ten ist, daß sich der Sprecher nur selten 
der Tatsache bewußt ist. daß alle diese 
Akte stets gleichzeitig stattfinden: häu­
fig möchte er nur einen einzigen Sprach­
akt vollziehen -das aber ist in menschli­
chen Sprachsystemen unmöglich. 

Dafür kann der Mensch mit Hilfe sei­
ner Sprache die ihn umgebende Wirklich­
keit ordnend gestalten. Aus diesem Grund 
haben zu allen Zeiten die Führer von So­
zialgemeinschaften versucht. Einnuß auf 

Zwischen den ersten Voraussetzungen 
und ersten Spracherscheinungen hat es 
der hier vertretenen Theorie nach einen 
Urahnen des Menschen gegeben, der aus 
einem mehr oder weniger begründeten 
Anlaß heraus unwillkürlich Laute aus­
stieß, die seine Gefühlslage beeinflußten. 
Sein Entwicklungsstand machte es ihm 
möglich. einen Zusammenhang zwischen 
Lauterzeugung und eigenem Befinden zu 
spüren, woraus ihm ein Gefühl erwuchs. 
Einfluß nehmen zu können. Daraus wur­
de ein Machtempfinden, das mit einem 
noch unklaren Erleben des Andersseins 
sowie mit Freude und Neugier verbun­
den war. Nun »experimentierte« der Ur­
ahn mit der entdeckten Fähigkeit: oft und 
oftmals grundlos belegte er vieles mit 
Lauten, verfolgte er manches mit verän­
derten Klängen - so wurde aus bloßem 
Empfinden bewußtes Wahrnehmen. Vor 
allem entstand ein Bewußtsein für die 
Unterschiede zwischen den Dingen so­
wie zwischen den Dingen und ihm selbst. 

Menschwerdung Sprachbildung: ein Wechselprozeß 
Sprachfunktion: immer schon Werkzeug und Handlung 
Sprachmacht Wirklichkeit läßt sich ordnend gestalten 

Im GegensatZ zu dem Bewußtsein, das 
der hier vertretenen Position nach allen 
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tigkeiten nutzen, um immer mehr Einfluß 
auf seine Umwelt zu nehmen. 

Aus dieser Überlegenheit entstanden 
Medizinmänner und schließlich Götter: 
auf den ersten zur bewußten Lautbildung 
fahigen Menschen folgten nämlich sol­
che, die sich noch mehr der Macht be­
~vußt waren, die mit besonderen Kennt­
nissen und Fähigkeiten verbunden ist. Sie 
erschufen Laute und Begriffe. deren Be­
deutung und Anwendung sie mit einem 
Geheimnis umgaben - das nicht mehr 
reichte. ihre herausragende Stellung zu 
sichern, führten sie neue (schrift-) Zei­
chen und schließlich höhere Mächte ein . 
Menschwerdung und Sprachbildung erm­
ölichten sich also gegenseitig: und von 
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die Sprache zu nehmen- in China wur­
den schon im 3. Jh. v. Chr. Bücher ver­
brannt ... 

Eingriffe von Staats wegen waren und 
sind nicht die einzige Bedrohung der 
Sprache: Leibniz sah die Sprache durch 
Fahrlässigkeit. durch falsches Verstehen 
und Benutzen zugrundegerichtet 

Und genau darum geht es im nächsten 
Teil. Die deutsche Sprache, deren Anfcin­
ge sich bis ins 1. Jh v.Chr. zurückverfol­
gen lassen, hat sich zur umfangreichsten 
und vor allem zur genauesten Sprache der 
Welt entwickelt. Wem nutzt die politisch 
angeordnete Rückentwicklung? Diese 
und andere Antworten in der nächsten 
Iichtblick Ausgabe. 0 



Personen 

Denis PCcic 
Legionär in lndochina, Querulant in Santa Fu, Spiegel-Autor, Mitverfas­

ser des Alternativkommentars zum StVollzG- ein Lebensausschnitt 

N ach 6jähriger Untersuchungshaft 
wurde der Söldner Denis Pecic 
am21.01.1971 durcheinLübek­

ker Landgericht »ZU einer Freiheitsstrafe 
von 15 Jahren und einer lebenslangen 
Freiheitsstrafe« (Denis Pecic, Aus dem 
Leben eines Querulanten, in: vorgänge 
2/85, S.50) verurteilt. 

Seine Strafhaft trat er in der als » To­
tenhaus« berüchtigten Hamburger Straf­
anstalt Fuhlsbüttel (Santa Fu) an. 

In Gefängnissen gab es zu jener Zeit 
Arbeit für alle; entsprechend strikt war 
die Arbeitspflicht zu erfüllen. Menschen 

Pecic eruug erst 2, dann 5. 7, 10, 14 
und schließlich fast 21 Tage dieser nach 
einem Hungerstreik von Birgitta Wolfab­
geschafften Strafart »Zwei Gefangene, 
die ebenso dieser Arresteskalation aus­
gesetzt waren, haben sich erhängt. [ ... ] 
Auf jede Arreststrafe erstattete ich Straf­
anzeige gegen den Arbeitsinspektor, den 
Anstaltsleiter und den Anstaltsarzt wegen 
Körperverletzung im Amt. Parallel dazu 
legte ich Rechtsmittel[ ... ] beim Hansea­
tischen Oberlandesgericht Harnburg ein, 
bis ich Erfolg gegen die Anstaltsleitung 
hatte und der Rest der 21 Tage Arrest 

Der Anstaltsarzt, Dr. Schildmayer, klärte Pecic auf: 
»Auch ein intelligenter Mensch, der sich völlig normal 

verhält, kann geisteskrank sein,«[ ... ] 

mit dem Urteil »lebenslang« (LL) durf­
ten in den ersten fünf bis zehn Jahren ih­
rer Haft·jedoch nicht in >>nonnalen« Ar­
beitsbetrieben tätig werden, sonder nur 
in ihrem Haftraum. Für Pecic hieß das: 
>>Papierarbeit (Streifbandzeitungen zu­
sammenlegen und versandfertig kleben)« 
oder >>Postbänder sortieren bzw. Dochte 
in Kerzen stecken und für ein Tagespen­
sum eine Arbeitsbelohnung von 1.05 
DM« zu erhalten. 

Die Arbeit lehnte er zwar >>nicht grund­
sätzlich ab«. aber er forderte eine seinen 
>>Fähigkeiten entsprechende Arbeit bei 
voller Entlohnung und Sozialversiche­
rung als Voraussetzung für die Arbeits­
aufnahme« (a.a.O.). 

Für den heutigen Strafgefangenen ist 
solch ein Ansinnen sensationell - erst 
recht war es das fürdie damaligen Zucht­
häusler. Und entsprechend bedroht fühl­
te sich der Anstaltsleiter: >>Die Weigerung 
des Gefangenen. Zellenarbeit auch nur 
anzurühren, stellt eine erhebliche Gefähr­
dung der Ordnung in der Anstalt dar. Ihr 
mit Hausstrafen zu begegnen, ist, nicht 
zuletzt wegen der solche Vorfalle sehr 
genau beobachtenden Mitgefangenen, so 
lange geboten, bis ein Einsatz in einem 
Betrieb heransteht« (a.a.O., S.5 1 ), schrieb 
er an das Oberlandesgericht. 

Als Hausstrafe kam für einen wie Pe­
eie nur der »verschärfte Arest« in Frage. 

nicht mehr vollstreckt werden konnte« 
(Pecic. a.a.O .. S.50). 

Damit war Pecic nun endgültig zum 
Querulanten geworden - zumindest aus 
Sicht der Anstaltsleitung, die ihm nun mit 
subtileren Mittel gefügig machen wolll­
te: Verweigerung des Briefmarkenkaufs 
vom Eigengeld. Ablehnung eigener Bü­
cher, Aussperrung von Veranstaltungen 
etc, also all das, was heute immer noch 
üblich ist. 

Pecic legte von Anfang an Rechtsmit­
tel ein - immer zusammen mit Strafan­
zeigen, Anträgen auf gerichtliche Ent­
scheidung bis hin zu Verfassungsbe­
schwerden. Aber auch wenn Mitgefan­
gene in Arrest kamen. erstattete der im­
mer beliebter werdende Pecic 
Strafanzeigen etc. so daß die Kripo stän­
dig gegen die Anstaltsleitung und andere 
Justizvollzugsbedienstete ennitteln muß­
te. (Allein im Jahr 1971 entstanden der 
Anstalt 64.000 DM Rechtsminelfolgeko­
sten.) 

Schon bald >>weigerten sich die Be­
diensteten[.] Strafrapportmeldungen ge­
gen mkh zu schreiben [.) und der An­
staltsarzt weigerte sich, mich arrestfähig 
zu schreiben« (a.a.O.). 

Die verzweifelten Entscheidungsträger 
griffen zum äußersten Mittel: Mit der Dia­
gnose, er sei >>eine abnorme Persönlich­
keit mit gesteuerter Trotzreaktion« 
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(a.a.O., S.51 ), kam er in die psychiatri­
sche Abteilung nach Hamburg-Ochsen­
zoll. 

Der Anstaltsarzt, Dr. Schildmayer, 
klärte Pecic auf: >>Auch ein intelligenter 
Mensch. der sich völlig normal verhält, 
kann geisteskrank sein, wenn er, wie sie, 
Beschwerden schreibt, obwohl er damit 
keinen Erfolg hat«(a.a.O., S.52). 

Essen vom Fußboden, schreiben (na­
türlich Beschwerden) vom Fußboden etc. 
-jeder andere hätte aufgegeben. Pecic 
aber erhob Schadensersatzforderungen 
>>in Höhe von 100 000.- DM mit der Be­
gründung, in der Strafanstalt Straubing 
geisteskrank geworden zu sein. und« er 
verlangte >>gleichzeitig Einweisung in ein 
Sanatorium« (der Anstaltsleirer. a.a.O.). 

Zwei weitere Versuche. den Querulan­
ten in der >>Klapsmühle« loszuwerden. 
scheiterten ebenfalls. 

Zu Ostern 1972 schrieb er einen 160 
Seiten langen Brief über die Zustände im 
Knast an Bundespräsident Heinemann­
gleichzeitig kündigte er eine Gefangene­
revolte an, die am 26.07.72 tatsächlich 
ausbrach und nicht nur in Santa Fu für 
etliche Veränderungen sorgte. 

Pecic arbeitete nun >>an Änderungsvor­
schlägen für den ganzen fünften Teil (Ar­
beit, Ausbildung und Weiterbildung) des 
Regierungsentwurfs eines Strafvollzugs­
gesetzes« (a.a.O .. S.54), was ihm totale 
Isolationshaft, aber politisches Wohlwol­
len einbrachte. 

Seine Antwort auf die Isolation: >>ein 
kompletter >Aiternativentwilrf eines 
Strafvollzugsgesetzes< (AVollzG) von 
234 gedruckten Seiten. [ ... ] der in der 
Literatur als >Pecic-Entwurf< (PE) be­
kannt ist« und der zusammen mit Prof. 
Johannes Feest zu dem Alternativ-Kom­
mentar schlechthin ausgearbeitet wurde. 

Vom 01.11.1983 an arbeitete Denis 
Pecic für ein Monatsgehalt von 3.000.-­
DM als Freigänger an der Universität 
Bremen, wo er nicht nur als Sekretär des 
Strafvollzugsarchivs tätig war, sondern 
auch diverse Gefangenenbewegungen 
und Hilfsorganisationen (unter anderem 
das Europa-Komitee zum Schutze von 
Mutter und Kind) unterstützte bzw. sel­
ber ins Leben rief. 0 
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Politik 

Aus dem Berliner Abgeordnetenhaus 

Straffällige 
Karteileichen 

Kleine Anfrage Nr. 13/4024 des Abge­
ordneten Dr. Michail Nelken (PDS), Ant­
worten vom 21.08.98 durch den Senator 
fiir Justiz Dr. Ehrhart Körting: 

Frage: I. Welche Unterlagen/ Akten 
über Strafgefangene werden nach deren 
Haftentlassung bzw. der Verbüßung der 
Freiheitsstrafe im Bereich des Strafvoll­
zuges aufbewahrt? 

Antwort: Nach der Entlassung aus der 
Haft werden über Strafgefangene folgen­
de Unterlagen/Akten aufbewahrt: 

- Gefangenenpersonalakte, 
- Gefangenenkarteikarte, 
- Gefangenenbuch, 
- Gesundheitsakte 
Frage: 2. An welcher bzw. welchen 

Stellen werden diese Akten aufbewahrt? 
Antwort: Die Gefangenenpersonalak­

te wird in der Entlassungsanstalt, die Ge­
sundheitsakte im Archiv des Kranken­
hauses der Berliner Vollzugsanstalten und 
die Gefangenenkarteikarten/Gefangenen­
bücher in jeder Vollzugsanstalt, in der 
sich der Gefangene zur Strafvollstrek­
kung aufgehalten hat. aufbewahrt. 

Frage: 3. Wie lange nach VerbüBung 
der Haftstrafe werden sie aufbewahrt? 

Antwort: Gemäß bundeseinheitlicher 
Aufbewahrungsbestimmungen werden 
die Gefangenenpersonalakten, Gefange­
nenkarteikarten und Gefangenenbücher 
30 Jahre, Gefangenenpersonalakten über 
den Vollzug von Freiheitsstrafen bis zu 6 
Monaten 15 Jahre lang aufbewahrt. 

Frage: 7. Werden die Lichtbilder nach 
der Entlassung des Strafgefangenen mit 
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den Gefangenenakten oder separat auf­
bewahrt bzw. nach welcher Frist werden 
sie vernichtet? 

Antwort: Die derzeitige Praxis ist in 
Justizvollzugsanstalten leicht differen­
ziert. Die Lichtbilder werden in der Ju­
stizvollzugsanstalt Tegel nach der Entlas­
sung auf Antrag des Gefangenen vernich­
tet und im übrigen gemäß 86 Abs. 2 Satz 
I StVollzG zur Gefangenenpersonalakte 
genommen. In der Justizvollzugsanstalt 
Charlottenburg werden die Bilderbei der 
Entlassung auf Wunsch des Gefangenen 
diesem ausgehändigt oder ansonsten ver­
nichtet. In der Justizvollzugsanstalt Moa­
bit und in der Justizvollzugsanstalt Plöt­
zensee (Lehrter Straße) werden grund­
sätzlich alle Bilder nach der Entlassung 
vernichtet. In der Jugendstrafanstalt Ber­
lin wurde bislang eine Belehrung über das 
Recht auf Aushändigung bzw. Vernich­
tung der Lichtbilderper Fragebogen be­
reits mit der Aufnahme erteilt. 

Die Jugendstrafanstalt Berlin wird fort­
an diese Belehrung auch bei der Entlas­
sung erteilen. Die Lichtbilder werden 
vernichtet, sofern der ehemalige Jugend­
gefangene dies verlangt, im übrigen zur 
Gefangenenpersonalakte genommen. Wir 
werden überprüfen, ob eine einheitliche 
Handhabung in allen Justizvollzugsan­
stalten Berlins einzufuhren ist. 0 

Platzmangel im 
Schlafsaal 

Kleine Anfrage Nr. 13/3764 der Abge­
ordnetenEsther Drusche (SPD), die vom 
Senat nachfolgendes wissen wollte (Ant­
worten vom 14.06.98 durch die Senato-
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rin fiir Gesundheit und Soziales Beate 
Hübner): 

Frage: I. Hält der Senat das Bettenan­
gebot im Bereich der forensischen Psych­
iatrie fiir ausreichend? 

Antwort: Nein; eine kontinuierliche 
Zunahme der Einweisungen von Patien­
ten steht in einem Mißverhältnis zu den 
durch die Strafvollstreckungskammern 
ausgesprochenen Entlassungen zur Be­
währung bzw. der Aufhebung der Maß­
regel. 

AufGrund der jüngsten Strafrechtsre­
form, die unter anderem die juristischen 
Entlassungsbedingungen fiir Maßregel­
vollzugspatienten erschwert, ist - zusätz­
lich zu dem genannten (bundesweiten) 
Trend - eine Steigerung der Unterbrin­
gungsrate zu erwarten. 0 

Sexualität im 
Knast 

Kleine Anfrage Nr. 13/393 7 des Abge­
ordneten Dietmar Volk (Bündnis 90/Die 
Grünen) anläßtich eines liehtblick Ar­
tikels (5/97, S.9t) - Antworten von Se­
natsverwaltung fiir Justiz vom 22.07.98: 

Frage: I. Teilt der Senat die Ansicht, 
daß Sexualität im Knast auch in einer 
christlich-demokratischen Gesellschaft 
ein selbstverständliches Thema ist und 
kein Tabuthema sein darf? 

Annvort: Ja 
Frage: 2·.Wie wird dem Wunsch nach 

Sexualität und Zärtlichkeit der Insassen 
in den Berliner Vollzugsanstalten ent­
sprochen? 

Antwort: In der Justizvollzugsanstalt 
Tegel besteht in zwei voneinander ge-



Politik 

Frage: 5. Was wurde getan, um in den 
Besuchsräumen der Haftanstalten eine 
entsprechende Privatsphäre zu schaffen, 
und in welchen Haftanstalten gibt es sol­
che »Rückzugs-Räume« zum Ausleben 
von Sexualität und Zärtlichkeit (bitte ein­
zeln nach Haftanstalten auflisten)? 

melder zu beantragen. Dem Gruppenlei­
ter obliegt die Bearbeitung des Vorgangs 
und die dabei gegebenfalls notwendige 
Einbeziehung weiterer Bediensteter. 

Frage: 9. Was wird getan, damit die 
Haft ftir eine begangene Straftat nicht 

trennten Einrichtungen für Gefangene 
mit längeren Freiheitsstrafen unter be­
stimmten Voraussetzungen die Möglich­
keit, mit ihren Ehefrauen bzw. Lebens­
partnerinnen, Kindern oder Eltern im 
Rahmen der sog. familienfreundlichen 
Langzeitsprechstunde mehrere Stunden 
miteinander zu verbringen. Diese Sprech­
stunden finden in eigens dafür vorgese­
henen Räumlichkeiten ohne Beaufsich­
tigung durch Bedienstete statt. 

Damit werden durchaus auch Sexual­
kontakte em1öglicht, die Sprechstunden 
sollen jedoch in erster Linie dem Inhaf­
tierten Gelegenheit geben, seine Rolle als 
Lebenspartner und Familienmitglied zu 
erleben. Insofern dienen diese Sprech­
stunden vorrangig der Aufrechterhaltung 
der sozialen Bindungen bei langstrafigen 
Gefangenen. Themen zur Sexualität wer­
den ansonsten in Einzelgesprächen und 
in sozialen Trainingskursen mit den In­
haftierten behandelt. Im übrigen wird ein 
Wunsch der Gefangenen nach Ermögli­
chung ungestörter Intimkontakte am ehe­
sten durch eine möglichst frühzeitige Au­
ßenorientierung in Form von Vollzugs­
lockerungen und Urlauben entsprochen. 

Die Sprechräume sind in der Regel mit Griinpflanzen 
und Bildern dekoriert, um eine möglichst freundliche 

Gesprächsatmosphäre zu schaffen. 

Frage: 3. Trifft es zu, daß die sogenann­
ten »Meetings« in einer räumlichen At­
mosphäre stattfinden, die auf Grund der 
vielen Tische eher an eine Kantine erin­
nern? 

Antwort: Soweit in einigen Berliner 
Vollzugsanstalten sog. Meetings bzw. 
Gemeinschaftssprechstunden angeboten 
werden können, haben insbesondere die 
Inhaftierten der Wohngruppenvollzugs­
bereiche der Justizvollzugsanstalt Tegel 
einmal monatlich die Gelegenheit, nahe­
stehende Angehörige fiir 2 bis 3 Stunden 
in Anwesenheit eines Sozialarbeiters zum 

Antwort: Die Gemeinschaftssprech­
räume sind in der Regel mit Grünpflan­
zen, Bildern und Arbeiten von Inhaftier­
ten dekoriert, um eine möglichst freund­
liche Gesprächsatmosphäre zu schaffen. 
Räumlichkeiten, in denen sich Inhaftier­
te mit ihren Angehörigen ohne Beaufsich­
tigung zurückziehen können, sind im ge­
schlossenen Vollzug nur in der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel eingerichtet worden: 
Dort stehen zwei Räumlichkeiten zur Ver­
fUgung, die jeweils aus einem Wohnzim­
mer, einem Spielbereich fiir Kinder und 
einem Naßzellenbereich bestehen. 

In der Justizvollzugsanstalt Charlotten­
burg gibt es Überlegungen, in Anlehnung 
an das Konzept der Justizvollzugsanstalt 
Tegel ebenfalls Langzeitsprechstunden 
einzurichten. In der Justizvollzugsanstalt 
Moabit, der Jugendstrafanstalt Berlin 
sowie auch in der Justizvollzugsanstalt 
fiir Frauen Berlin sind die sogenannten. 
Rückzugsräume nicht vorhanden. 

Frage: 6. ln welchen zeitlichen Abstän­
den sind Besuchsempfange in ungestör­
ter Atmosphäre möglich? 

Antwort: Grundsätzlich sind die sog. 
familienfreundlichen, nicht überwachten 
Langzeitsprechstunden in der Justizvoll-

Die Meetingräume sind »(gemäß den Gepflogenheiten 
unserer abendländischen Kultur) mit Tischen und Stüh­

len ausgestattet«.(Senatsjustizverw.) 

Besuch zu empfangen. Da im Rahmen 
dieser Sprechstunden Probleme zwischen 
den Beteiligten erörtert werden, sind die 
entsprechenden Räumlichkeiten (gemäß 
den Gepflogenheiten unserer abendlän­
dischen Kultur) mit Tischen und Stühlen 
ausgestattet. 

Frage: 4. Trifft es zu, daß diese Räum­
lichkeiten die Insassen auf Grund der feh­
lenden Privatsphäre auch zu Voyerismus 
und ungewöhnlichen Sexualpraktiken 
fuhren? 

Antwort: Nein 

zugsaustalt Tegel einmal im Monat mög­
lich. Eine Beschränkung innerhalb die­
ses Zeitraumes erfolgt nur bei fehlender 
Kapazität. 

Frage: 7. Wie viele Anträge müssen 
gestellt, wie viele Formulare ausgefiillt 
und wie viele Gespräche mit Gruppen­
leitern müssen gefiihrt werden, damit In­
haftierte mit ihren Partner(inne)n unge­
stört sein können? 

Antwort: Der inhaftierte hat lediglich 
bei seinem Gruppenleiter die Teilnahme 
an einer Langzeitsprechstunde per Vor-
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auch zu einer Bestrafung in puncto Se­
xualität und Zärtlichkeit wird? 

Antwort: Wir verweisen auf unsere 
Antwort zu 2. Im übrigen wird in den An­
stalten versucht, den Inhaftierten durch 
pädagogische und therapeutische Maß­
nahmen einen Zugang bzw. eine befrie­
digende Umgangsweise mit Sexualität 
und Zärtlichkeit zu eröffnen. 0 

Täter-Opfer 
Ausgleich 

Kleine Anfrage Nr. 13/3804 der Abge­
ordneten Elfi Jantzen (Bündnis 90/Die 
Grünen). Antworten vom 24.07.98 durch 
die Senatsverwaltung fiir Schule, Jugend 
und Sport: 

Frage: I . Welche Bedeutung mißt der 
Senat dem Täter-Opfer-Ausgleich insbe­
sondere bei Jugendstrafsachen zu? 

Anhvort: Der Täter-Opfer-Ausgleich 
ermöglicht dem Täter ein Lernergebnis 
in sozialer Verantwortung. 

Die berechtigten Wiedergutmachungs­
bedürfnisse des Opfers sollen durch ei­
nen Ausgleich befriedigt, unnötiger straf­
und zivilrechtlieber Verfahrensaufwand 
soll vermieden werden, eine strafende 
Reaktion gegebenenfalls entbehrlich ge­
macht werden. Der Senat mißt dem Tä­
ter-Opfer-Ausgleich in Jugendstrafsa­
chen aus präventiven und pädagogischen 
Gesichtspunkten eine überragende Be­
deutung zu. Die Senatsverwaltung ftir 
Justiz erarbeitet derzeit eine neue Diver­
sionsrichtlinie, die unter anderem die 
vermehrte Anwendung des Täter-Opfer­
Ausgleichs zum Ziel hat. [ ... J Im Ge­
schäftsbereich der Staatsanwaltschaft J 
bei dem Landgericht Berlin ist der Täter­
Opfer-Ausgleich im 2. Halbjahr 1997 in 
Ermittlungsverfahren gegen Jugendliche 
und Heranwachsende in 96 Fällen ange­
wendet worden, davon in 76 Fällen er­
folgreich, in 20 Fällen erfolglos. 0 
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Schweine sind 
auch Menschen 

Ist England ein Staat, der seine eigenen 
Gesetze dadurch umgeht, daß er Hand­
lungen. die er im Inland unter Strafe ge­
stellt hat, im Ausland ausfuhren läßt? Der 
»Boulevardzeitung Express« zufolge 
haben britische Soldaten einige der »un­
ter dem Namen >Danish Bacon< (>Däni­
scher Speck<) bekannten Manöver« nur 
deshalb »in Dänemark abgehalten«, weil 
sie in England »gegen britische Gesetze 
verstoßen hätten. Junge Schweine wur­
den betäubt und kopfüber an einem Holz­
gestell aufgehängt. Scharfschützen hät­
ten dann auf die Tiere ge­
schossen und sie 
schwer ver-

~:~~::R 
ßend sei-
en die 
Tiere 
von Militärärz­
ten operiert worden. 
Ein Militärexperte sagte, der Umgang mit 
einer Reihe von möglichen Verletzungen 
hätte geübt werden müssen, vor allem 
Unterleibsverletzungen. Die Physiologie 
der Schweine sei derjenigen der Men­
schen in diesem Bereich am ähnlichsten« 
(Süddeutssche Zeitung, I 0./11.06. 98). 
Die Schweine haben großes Schwein, daß 
sie nicht noch menschähnlicher sind. 0 

Wer glaubt 
wird selig 

Auch die hartnäckigsten Pessimisten kön­
nen aufgrund der Ergebnisse einer 
»Langzeitstudie unter 3000 US-Ameri­
kanern« (Süddeutsche Zeitung, 12.08.98) 
wieder getrost in die Zukunft schauen. 
selbst wenn im Zuge der Sparmaßnah­
men neben etlichen (Sozial-) Leistungen 
auch medizinische Leistungen gekürzt 
werden sollten. Die Studie ergab nämlich, 
daß tägliches »Beten, regelmäßiger Kir­
chenbesuch und das Bibelstudium [nicht 
nur] gegen Bluthochdruck helfen« 
(a.a.O.) können. »Die Studie verweist 
auch auf Forschungsergebnisse aus frü­
herer Zeit, wonach religiöse Praxis das 
Immunsystem stärkt, zu schnelleren Hei­
lungserfolgen fuhrt und die geistige Ge­
sundheit älterer Menschen fOrdert [ ... ] 
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Vermischtes 

Eine Teilnahme an Gottesdiensten über 
Radio oder Fernsehen hätte allerdings 
nicht dieselbe heilsame Wirkung« 
(a.a.O.). 0 

EinArsch 
in Uniform 

Ihre »Vorliebe fiir runde Poformen« hat 
eine »28 Jahre alte Dänin« zu einer At­
tacke auf einen im Dienst befindlichen 
»Arsch« hingerissen. »Vor Gericht be­
kannte die Frau«, sie »habe nicht wider­
stehen können, als« dieser »an ihr vor­
beiging«. Ihr Pech war, daß sie »den Al­

lerwertesten eines Polizi-
sten getätschelt hat 

[ ... ] Unifor-

~T ~~::~~ begrun­
dete der 
Richter 

sein Urteil, >der 
Po eines Beamten im 

Dienst darf nicht auf offener Straße be­
rührt werden«< Die blonde Schönheit ist 
»zu einer Geldstrafe von 80 Mark verur­
teilt worden« (Süddeutsche Zeitung. 27. 
28.06.98). 0 

Katzen werden 
dienstverpflichtet 

Teure »Kammerjäger« haben in »Ham­
burgs Untersuchungsgefängnis« ausge­
spielt, weil die Konkurrenz »kostengün­
stiger auf Mäuse- und Rattenjagd« (Süd­
deutsche Zeitung, 27./28.06.98) geht. 

»Die Anstaltsleitung sei von der effek­
tiven Arbeit der« neuen Jäger im Dienste 
des Staates »begeistert, sagte eine Spre­
cherio der Justizbehörde. Die Behörde 
sparte selbst bei der Anschaffung« 
(a.a.O.). Die drei »Dienstkatzen«, die ihre 
Leistungen nicht aus Gewinnsucht. son­
dern aus Passion anbieten. »wurden aus 
dem Tierheim besorgt« (a.a.O.). 0 

Selbstmord ist 
nicht strafbar 

Der Selbstmordversuch an sich ist nicht 
strafbar. Wer aber wie »Klaus W. (37) 
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[ . .. ] mit einem Feuerzeug sein Bett in 
Brand« steckt, »um im Rauch zu erstik­
ken« (Berliner Morgenpost. 05.08.98), 
wird aber wegen der zu gefährlichen» Tö­
tungsmethode [ ... ] auf der Anklagebank 
landen [ ... ) Wegen versuchter schwerer 
Brandstiftung wurde W. zu einem Jahr 
auf Bewährung verurteilt«, weil er >»bil­
ligend in Kauf genommen< habe. daß bei 
einem Gebäudebrand Menschen gefähr­
det werden könnten« (a.a.O.). 0 

Ende eines 
Widerstandes 

Eine 40jährige alleinstehende Frau, die 
»sieben Monate wegen Widerstandes 
[vermutlich gegen die Staatsgewalt] ver­
büßen« sollte, hat sich in »ihrer Einzel­
zelle in der Gefangenen-Sammelstelle« 
erhängt, in dem sie eine >> im Bund ihrer 
Sporthose [ ... ] eingenähte 'ylonschnur 
abgelöst, sie sich um den Hals gelegt und 
an die Zellenvergitterung angeknotet« 
(Berliner Morgenpost. 19.08.98) hat. 0 

Direktor mit 
Weitblick 

Die »Häftlinge in den Gefängnissen des 
Wüsten-Emirats Dubai können neuerdigs 
gegen Bezahlung telefonieren. faxen oder 
Geschäftspartner zu Konferenzen hinter 
Gitter bitten. Sogar kostenlose Sekretä­
rinnen stehen den >Gästen<, wie die 
Knastinsassen in Dubai genannt werden. 
bei Bedarf zur Verfügung. Die unge­
wöhnliche Dienstleistung soll Gefange­
nen, die wegen Betrugs oder wegen Fi­
nanzdelikten einsitzen. die Wiedergutma­
chung erleichtern. Gefängnischef Abbas 
Ali: >Wenn ein Gast nicht mit der Außen­
welt kommunizieren kann. wie soll er 
dann seine Schulden zurückzahlen?«< 
(Spiegel. 35/98). 0 

Schnäppchen­
händler des BND 

Zwei »Mitarbeiter des Bundesnachrich­
tendienstes«, die »zwischen 1991 und 
1994 Kriegsgerät und High-Tech-Mate­
rial der aus Ostdeutschland abziehenden 
Sowjet-Annee auf eigene Rechnung an 
den britischen Geheimdienst MI 6 ver-



kauft haben«, wurden nach »einmonati­
ger Verhandlung hinter verschlossenen 
Türen[ ... ] von der 5. Strafkammer des 
Landgerichts München ll wegen Vorteils­
nahme schuldig gesprochen. Ein 49jäh­
riger erhielt sieben Monate Bewährungs­
strafe und eine Geldbuße von 25.000 
Mark, ein 52 jähriger eine Buße von 3.600 
Mark, wie der Vorsitzende[ ... ] mitteil­
te« (FR, 06.08.98). 0 

Polizeiterror 
ohne Folgen 

Der Hamburger »Journalist [Oliver] Ness 
war am 24. Mai 1994 bei einer Kundge­
bung des Österreichischen Rechtspopuli­
sten Jörg Haider von zehn Polizisten an­
gegriffen und schwer verletzt worden 
( ... 1 Fotografen und Kameraleute doku­
mentierten die Vorgänge detailliert. Trotz­
dem brauchten die Hamburger Ermittler 
Monate; Beweise verschwanden [»Im 
Laufe der Ermittlungen verschwanden 
Funkprotokolle, ein Polizei-Video und 
Einsatzberichte wurden gefälscht« 
(Frankfurter Rundschau, 22.08.98)1, Be­
amte stimmten Zeugenaussagen aufein­
ander ab. Nur zwei Beamte wurden an­
geklagt und am 26. Juni 1996 lediglich 
zu Geldstrafen verurteilt, obwohl die 
Richter zu dem Ergebnis gekommen wa­
ren, daß einer der Beamten an Neß, der 
sich wiederholt kritisch mit der Polizei 
auseinandergesetzt hatte, >ein Exempel 
statuieren< wollte. 

Verteidigung und Nebenkläger Neß 
legten beim BGH Revision gegen die Ur­
teile ein. Auch die Hamburger Staatsan­
waltschaft ging [ ... ] in Revision, brauchte 
aber 23 Monate, um die Revisionsschrift 
dem Generalbundesanwalt zukommen zu 
lassen« (Frankfurter Rundschau, 
20.08.98). Nun »könne >die von der 
Hamburger Justiz zu verantwortende Ver­
fahrensverzögerung dem Senat Anlaß zu 
der Prüfung geben, ob das Verfahren ein­
zustellen sein wird<. [ ... ] Darüber hinaus 
bezweifelt der BGH, ob der Kraftauf­
wand, mit dem der Angeklagte H. den 
Fuß des Reporters verdreht hatte, tatsäch­
lich rechtswidrig war«. Durch diesen 
Kraftaufwand, dessen Rechtswidrigkeit 
jetzt angezweifelt wird, war »dem Neß« 
ein doppelter» Bänderriß im rechten Fuß« 
zugefüg worden. Ein Beamter hatte näm­
lich »dem hilflos am Boden Liegenden 
einen Fuß aus dem Gelenk«(a.a.O.) ge­
dreht. 0 

Seitenwechsel 

Keine Verhältnis­
mäßigkeit 

Ein Polizeibeamter stand wegen »tödli­
cher Schüsse auf einen flüchtenden Se­
xualstraftäter« (Tagesspiegel, 21.08.98) 
vor dem Stuttgarter Landgericht. Er hat­
te auf den fliehenden 19jährigen »vier 
Schüsse abgegeben«, wobei einer davon 
»das Opfer in den Rücken und zwei in 
den Kopf«(a.a.O.) trafen. Die Staatsan­
waltschaft beantragte »acht Monate we­
gen Körperverletzung im Amt mit Todes­
folge [ ... ] Das Gericht befand den Be­
amten des Totschlags für schuldig« 
(a.a.O.). Ein >»Fliehender darfnicht er­
schossen werden«< (a.a.O.), 
stellte einer der 
Richter zu-

~l~c~tt: p~ 
nämlich 
n i c b t 
strafbar. 
Wegen »23fa­
chen Betruges« und 
Totschlags wurde dann der 
Polizist »zu einer 16monatigen Gesamt­
freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt« 
(a.a.O.). Das bedeutet: die Betrugsserie 
wurde als ebenso strafwürdig wie das Tö­
tungsdelikt bewertet- beides zusammen 
als nicht ausreichend ftir einen Gefang­
nisaufenthalt. »Seit zwei Jahren ist er in­
zwischen aus psychologischen Gründen 
krankgeschrieben« (Frankfurter Rund­
schau, 21.08.98). 

Wegen 16fachen Fahren ohne Führer­
schein ohne Folgen (!)sitzt in der NA­
Tegel ein Mann seit fast zwei Jahren. 0 

Geldgierige 
Staatsdiener 

Der »Polizeimeister der Direktionshun­
dertschaft 1 [ ... 1 galt als fleißig, überaus 
korrekt, bestand seine Probezeit ohne 
Probleme« (BZ, 04.07.98). Nun sitzt der 
Beamte »in Untersuchungshaft in Moa­
bit«, weil er im Verdacht steht, »Mitglied 
einer 24 köpfigen Autoschieber-Bande zu 
sein«, die »seit Anfang 1997 in Berlin« 
rund »80 Autos [ ... 1 gestohlen und zer­
legt haben« (a.a.O.) soll. Der »fleißige 
Polizeimeister [ ... 1 loggte [ ... ] sich mit 
seiner Berechtigungs-Karte in den Poli­
zei-Computer ein, ermittelte die Besitzer 
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und deren Adresse« sobald ihm seine 
»Kumpane >Zielfahrzeuge< durchgaben« 
( a.a. 0. ). Zur Beruhigtmg aller, die vor der 
Mißbrauchsgefahr von gesammelten Da­
ten warnen. soll er nur in »über 40 Fäl­
len[ ... ] >Amtshilfe< geleistethaben [ ... ] 
Im Verhör gab der ledige Beamte ledig­
lich zu, das Register des Kraftfahrzeug­
amts (KVA) aus >Freundschaft< angezapft 
zu haben[ . . . 1 Angeblich will er nicht ei­
nen Pfennig kassiert haben« (a.a.O.). 
Trotzdem: der »geschätzte Schaden liegt 
weit über 2 Millionen Mark« (a.a.0.).0 

Geile 
Pädo-Beamte 

Die >» Berliner 
Morgenpost< 

N 
r .. a1t~e~ 
richtet , 
d a ß 
zwei 
Polizisten 

1992 in ihrer 
Freizeit im Neuköll­

ner Stricher-Lokal >Datscha< am Zapf­
hahn gestanden und bevorstehende Raz­
zien verraten haben sollen [ ... 1 Ein [Po­
lizei-1 Beamter mit dem Vornamen Mi­
chael hatte bis 1991 einen >Nebenjob< als 
Zapfer im Stricher-Lokal >Datscha<«. 
(Die Welt, 13.08.98). Jetzt steht ein »wei­
terer Ordnungshüter [ .. . ] im Verdacht, 
Stammgast in der zwischenzeitlich ge­
schlossenen >Datscha< gewesen zu sein, 
die seit Ende der 80er Jahre als Pädera­
sten-Anlaufpunkt galt [ ... 1 

In der Homosexuellen-Szene kennt 
man ihn unter dem Spitznamen >Gerd< 
[ ... ] >Gerd< habe [nach Angaben eines 
früheren Freundes, der »selbst als Päd­
erast polizeibekannt« ist, in der gemein­
samen] Weddinger Wohnung mit minde­
stens fünf Jungen, teilweise unter 16 Jah­
ren, sexuelle Beziehungen gehabt [ .. . ] 
Der Polizist soll aber nicht nur kleine Jun­
gen mißbraucht, sondern auch interne 
Dienstgeheimnisse verraten haben« 
(a.a.O.). 

Des weiteren hat die Staatsanwalt­
schaft »Anklage gegen einen 46jährigen 
Polizisten wegen sexuellen Mißbrauchs 
von Kindern erhoben. Der Kriminal­
hauptkommissarzur Anstellung soll l 995 
in 13 Fällen an damals acht- bis elfjähri­
gen Mädchen sexuelle Handlungen auf 
seinem Laubengrundstück in Lichtenberg 
vorgenommen haben« (taz, 28.08.98).0 
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Förderung der 
Unwissenden 

Gebt es um »Bildung in Deutschland, 
dann ist in letzter Zeit viel von Superlati­
ven die Rede. Allerdings im negativen 
Sinn. Die Leistungen für Schüler und Stu­
denten nach dem Bundesausbildungsför­
derungsgesetz (BAföG) haben 1997 ei­
nen Tiefststand seit der deutschen Verei­
nigung erreicht. Laut Statistischem Bun­
desamt erhielten 1997 noch 35 1.000 Stu­
dierende Unterstützung nach dem 
BAföG. Das waren 48.000 weniger als 
1996. Die Ersparnis betrug 292 Millio­
nen Mark( ... ] Bund und Länder geben 
heute 25 Prozent weniger Geld ftir die 
Ausbildungsförderung aus als noch vor 
vier Jahren. Auch das ein Superlativ. Nur 
noch 15 Prozent aller Studierenden wer­
den gefördert. Vor allem Kinder aus ein­
kommensschwachen Familien schrecken 
angesichts der Förderungsverhältnisse 
vor einem Studium zurück. Nur 14 Pro­
zent der Arbeiterkinder studieren, der 
Anteil der studierenden Beamtenkinder 
liegt demgegenüber bei 56 Prozent. 0 

Dienstbeflissene 
Staatsdiener 

Beamter im Polizei- und Justizvollzug zu 
sein ist schwer. Das ist sicherlich eine Er­
klärung dafür, warum in diesem Bereich, 
im Vergleich zu anderen, mehr Beamte 
vor Erreichen des 40. Lebensjahres we­
gen Dienstunfabigkeit pensioniert wer­
den. Auf die Kleine Anfrage 'r. 13 '3876 
der Abgeordneten Jutta Hertlein (SPD) 
über Frühpensionierung vor Erreichen 
des 40 Lebensjahres stellte der Senator 
für Inneres die Anzahl der Frühpensio­
nierten (auszugsweise) wie folgt dar: 

Lehrer 

Polizei/ 
Feuerwehr 

Justiz 

1996 1997 

2 1 

20 37 

22 19 

»Die niedrigsten gezahlten monatlichen 
Versorgungsbezüge betragen auf Grund 
gesetzlicher Regelung 2.119,34 DM 
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Soziales 

(M indestversorgungsbezüge für einen le­
digen Ruhestandsbeamten- Stand 1997 « 
(LPD 156/98, 14.08.98). 

>»fn der Mehrzahl der Fälle war eine 
psychische Erkrankung der Grund ftir die 
Dienstunfahigkeit<, sagte [die Spreche­
rio der Justizverwaltung Svenja Sehrö­
der [ ... ] >Es gibt Beamte<, so [der innen­
politische Sprecher der SPD-Fraktion im 
Abgeordnetenhaus Hans-Geort] Lorenz, 
>die planen ihre Dienstunfahigkeit schon 
lange im Voraus.< Häufig sei die >Knast­
macke< Bestandteil der persönlichen Le­
bensplanung [ ... ] Hochgerechnet auf die 
lange Lebenserwartung der jugendlichen 
Pensionäre kosten die ehemaligen Ge­
fangniswärter das Land also mehrere Mil­
lionen Mark« (taz, 07.09.98). 

»Mit dem Problem der frühzeitigen 
Pensionierung wegen Dienstunfahigkeit 
hatte sich bereits schwerpunktmäßig vor 
drei Jahren der Rechnungshofbefaßt Die 
Quote der vorzeitig ausscheidenden 

,Den Bürgern in der Bundesrepu­
blik Deutschland möchte ich sa­
gen: Unser soziales Netz bleibt 
dicht geknüpft. Kein Rentner, kein 
Kranke~. kein Arbeitsloser, kein 
Kriegsopfer, kein Sozialhilfeemp­
Hinger braucht Leistungskürzun­
gen zu befürchten." 

Helmut Kohl am 16. Februar 1990 

Staatsdiener hatte damals mit 52,7 Pro­
zent eine neue Rekordhöhe erreicht[ ... ] 
> icht jeder Polizist, der einen steifen 
Finger hat und damit nicht schießen kann. 
ist deshalb gleich ungeeignet für andere 
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst<, hieß 
es damals. [ ... ] Kritisiert vrorde damals 
auch die lange Dauer bis zur Zwangspen­
sionerung. So war ein Feuerwehrmann 
vier Jahre lang dienstunfahig krank, bis 
er in den Ruhestand versetzt wurde. 

In dieser Zeit hatte er nicht nur >aus­
gedehnte Femreisen< unternommen. son­
dern war auch noch befördert worden« 
(Der Tagesspiegel, 15 .08.98). Noch bes­
ser: ein »39jähriger Polizeiobermeister 
[bekam] nach der Frühpensionierung 
2700 Mark - und verdiente sich als 
Nachtportier nochmal 3500 Mark extra« 
(Bild Berlin. 15.8.98). 

Auch ein anderer Frühpensionär »er­
freue sich heute bester Gesundheit. Er soll 
inzwischen ein Fitneßstudio betreiben« 
(die tageszeitung, 08.09.98). 0 
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Auswirkungen des 
Lauschangriffs 

Fleißige »Detektive waren im März 1998 
acht Tage lang rund um die Uhr mit fünf 
Leuten und ebenso vielen Autos auf der 
Spur der Eheleute H., lauschten an deren 
Wohnungstür, kontrollierten den Postein­
gang, verfolgten das Paar« (taz, 
24.08.98). Der Observierte: ein 50jähri­
ger Sozialbilfecmpfanger. Die Observie­
rer: eine»Frankfurter Detektei [ ... ] Auf­
traggeber der Observationsarbeit: das So­
zialamt der Stadt« (a.a.O.). Ziel: offen­
sichtlich die Überführung des als »er­
werbsunfahiger Schwerbehinderter« 
(a.a.O.) anerkannten Mannes des Soziai­
hilfebetruges und somit das Einsparen 
von Steuergeldem. »Geschätzte Kosten 
der Maßnahme: zwischen 30.000 und 
50.000 Mark« (a.a.O.). 0 

Prestige oder 
Größenwahn 

Die »Kosten ftir den Transrapid wachsen 
unaufhaltsam. In nur 16 Monaten ist der 
veranschlagte Preis fur das Prestigepro­
jekt um über 20 Prozent von 9,8 auf 11 .9 
Milliarden Mark gestiegen[ .. . ] Der Fahr­
weg, bei Vertragsunterzeichnung im April 
1997 noch mit 6, I Milliarden Mark be­
rechnet, soll nun 7.5 Milliarden kosten. 
Auch flir die Schwcbezüge, die die In­
dustrie vorfinanzieren muß, reicht das 
Geld nicht. Im vergangeneo Jahr waren 
3,7 Milliarden Mak veranschlagt worden, 
jetzt geht das Konsortium, das den Trans­
rapid baut, von 4,4 Milliarden Mark aus. 
Wer die Mehrkosten übernehmen soll, ist 
umstritten. Streitig sind auch 260 Millio­
nen Mark für Bahnsteige, Kabelschäch­
te oder Funkmasten. Bahn und Industrie 
wollen sie dem Bund zuschieben« (Der 
Spiegel, 36/1998). 0 

Ohne 
Fluchtweg 

Der »Verband der Berliner Justizvoll­
zugsbediensteten« beklagt skandalöse 
»Zustände im Haftkrankenhaus« (Berli­
ner Morgenpost, 17 .08.98). Deren » Vor­
sitzender Dietrich Astrath«, der »spezi­
ell die Krankenabteilung in Moabit als 
>tödliche Falle«< bezeichnet. hat in dem 



Interview mit der Berliner Morgenpost 
ein düsteres Bild gezeichnet: 

»>Die meisten Probleme gibt es in 
Moabit und Tegel. Letztere ist aufgrund 
von Verstößen gegen die Krankenhaus­
betriebsverordnung sogar akut von der 
Schließung bedroht. Sie muß bis Ende 
dieses Jahres aus Tegel ausziehen. weil 
die Räumlichkeiten einfach nicht den 
Vorschriften entsprechen [ ... ] Wir hätten 
[in Moabit] schon 1997 bestimmte Auf­
lagen erfüllen müssen. die bisher immer 
noch nicht erfüllt sind [ ... ] 

Es werden permanent Brandschutzbe­
stimmungen verletzt [ ... ] Im Ernstfall 
eine tödliche Falle[ ... ] Beim Pflegeper­
sonal [in der Psychiatrie in Tegel] sind 
nur zwei Drittel der Kräfte im Einsatz, 
die gesetzlich vorgeschrieben sind. 

Die Folge: Die Patienten können nicht 
so betreut werden, wie es erforderlich 
wäre( ... ] Wir brauchen endlich das Ju­
stizvollzugskrankenhaus Buch ( ... ) Die 
Realisierung wurde jedoch aus finanzi­
ellen Gründen immer wieder verscho­
ben«< (a.a.O.). 0 

Variationen der 
Motivation 

Nach dem er gegen den von der Staats­
anwaltschaft erwirkten »Strafbefehl über 
neun Monate Freiheitsstrafe mit Bewäh­
rung« Einspruch eingelegt hatte, soll jetzt 
»der mehrfach verschobene Prozeß um 
»die Telephonsex-Affeire des CSU-Land­
tagsabgordneten Hans Wallner [ ... ] am 
16. Oktober vor dem Münchner Amts­
gericht beginnen. 

Der48jährige Politiker aus Niederbay­
ern ist wegen Betrugs angeklagt. 

Er soll von seinem Dienstapparat aus 
Sex-Hotlines angewählt und auf Parla­
mentskosten knapp 27 000 Mark verplau­
dert haben« (Süddeutsche Zeitung. 
17.08.98). 0 

Stasi 
oder nicht? 

Im »Zusammenhang mit allen Rechts­
streitigkeiten um Stasi-Vorwürfe gegen 
Stolpe seien Gerichts- und Anwaltskosten 
von 206 000 Mark aufgelaufen«. sagte 
»Brandenburgs Regierungssprecher Win­
frid Muder [ .. . ] Stolpe habe vom Land 
Kostenbeihilfe von 92 200 Mark erbeten, 

Soziales 

die bewilligt wurde« (Die Welt, 
20.06.98). Trotz der großzügigen Unter­
stützung durch die Steuerzahler darf aber 
nach einem BGH-Urteil der »CDU Poli­
tiker Uwe Lehmann-Brauns« weiterhin 
behaupten, »Stolpe sei >über 20 Jahre im 
Dienste des Staatssicherheitsdienstes tä­
tig< gewesen. 

Die Äußerung sei von der Meinungs­
freiheit abgedeckt« (a.a.O). Da haben vie­
le Pech gehabt! 0 

Teure 
Beamten treue 

Das »Amtsgericht Königswinter verur­
teilte« einen 44jährigen »Obcramtsrat, 
der als >faulster Beamter< in die Schlag­
zeilen gekommen war«, im »vergange­
nen Jahr wegen Urkundenfeilschung zu 
14 Monaten Haft auf Bewährung«, wei I 
der »Beamte aus dem Bundesfinanzmi­
nisterium [ ... ]wiederholt ärztliche Atte­
ste gefeilscht und sich somit selbst krank­
geschrieben« (Frankfurter Rundschau, 
25.08.98) hatte. »Gegen dieses Urteil 
ging der Beamte ( ... ) vor dem Landge­
richt Bonn in Berufung« (a.a.O.). 

Der Mann, der seit »vier Jahren [ ... ] 
weder gearbeitet noch das Ministerium 
betreten« hat, »Sieht sich nach eigener 
Aussage von der Justiz verfolgt[ ... ] Der 
Steuerfahnder wurde vor zwei Jahren 
vom Dienst suspendiert, allerdings mit 
vollen Bezügen« (a.a.O.). 0 

Soziale 
Ausgewogenheit 

Die »Zahl der Sozialhilfeempfeinger hat 
sich seit Inkrafttreten des Bundeshozial­
hilfegesetzes im Juni I 962 in den alten 
Bundesländern mehr als vervierfach!. 
1982 wurde erstmals die Millionengren­
ze überschritten. 1991 die Zwei-Millio­
nen-Marke erreicht[ ... ] Zum Jahresen­
de 1996 erhielten 2,69 Millionen Perso­
nen in I .38 Millionen Hashalten Sozial­
hilfe im engeren Sinne(+ 5.1 Prozent ge­
genüber 1995). Der Ausländeranteil lag 
bei 23,7 Prozent. Unter den Sozialhilfe­
empfängern überwogen mit 53,6 Prozent 
Frauen.[ ... ] Insgesamt sei festzustellen, 
betonen die Statistiker, daß das Soziahil­
ferisiko der Kinder über dem Gesamt­
durchschnitt (3,3 Prozent) liegt. [ ... ) Es 
liege zudem umso höher, je jünger die 
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Kinder sind, und habe im Laufe der Zeit 
zugenommen« (ND, 12.05.98). 0 

Der Olympische 
Gedanke 

Die Frankfurter »Staatsanwaltschaft er­
mittelt gegen den Präsidenten des Natio­
nalen Olympischen Komitees für 
Deutschland (NOK) [ . .. ] und andere 
Olympia-Funktionäre wegen Verdachts 
der Untreue. Der Vorwurf: Reisen im Pri­
vatflieger und Hotelübernachtungen für 
Ehefrauen auf Staatskosten[ . . . ] >Im Re­
gelfall< würden die Olympier >Selbst auf 
Kurzstrecken das Flugzeug benutzen<. 
Als Beleg wird etwa eine Reise von Mün­
chen nach Essen angeführt, für die das 
NOK ein Flugzeug( ... ) gechartert habe. 
Die Flugkosten des Kurztrips beliefen 
sich auf 6400 Mark [ ... ] Das NOK fi­
nanziert sich wesentlich über Zuwendun­
gen des Bundes« (Der Spiegel, 36 98).0 

Auf Kosten des 
Staates 

Verbrechen lohnt sich nicht! Es sei 
denn ... Man lasse sich vom Verfassungs­
schutz als Spitzel anwerben, gebe (un­
abhängig von deren Wahrheitsgehalt) In­
formationen weiter, sorge dafür, daß die 
Tarnung auffliegt und kassiere bis zu 1 
Millionen DM. Z.B. im Falle des Ex-Sta­
si-Mitarbeiters, auf dessen unwahren In­
formationen hin ein Mann fast ruiniert 
worden wäre, habe nach »einer Focus­
Meldung [ ... ] die Innenverwaltung be­
reits signalisiert, daß für eine neue Iden­
tität des enttarnten Zuträgers bis zu einer 
Millionen Mark zur Verfügung stünden« 
(Die Tageszeitung, 14.09.98). 

Die Fürsorgepflicht den enttarnten 
Spitzeln gegenüber nimmt die Innenver­
waltung offensichtlich sehr ernst, wie 
zwei bisher bekanntgewordene Fälle na­
belegen. So nutzte ein Ex-V-Mann »eine 
Zahlung von 450.000 Mark, um sich sein 
Weingut in der Toskana auszubauen« 
(a.a.O, vgl. der liehtblick 3/98, S. 16). 
Ein anderer »setzte mehrere hunderttau­
send Mark >Starthilfe< mit diversen Fir­
menpleiten in Griechenland in den Sand« 
(a.a.O.). 

Da lohnt sich kein Bankraub mehr. Für 
Interessierte: Spitzel-Tarife wurden im 
liehtblick 1-2/98, S. 31, abgedruckt.0 
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Trotz Airbag 
Schleudertrauma 

Bei einem Nachtclubbesuch hat ein Ame­
rikaner nach eigenen Angaben von einem 
Zusammenpra11 der ungewöhnlichen Art 
bleibende Schäden davongetragen. Wie 
zwei Zementblöcke seien die Brüste der 
Nackttänzerin gewesen, die ihm mit vol­
ler Wucht ins Gesicht klatschten, als die­
se ihm auf den Schoß hüpfte. 

Er habe Sternchen gesehen und fühle 
sich seitdem nicht mehr gut. Nun verklagt 
er den Nachtclub auf27 000 Mark Scha­
densersatz - erfolglos. 0 

Schweinische 
Täter 

Während des WM-Fußballspiels 
Deutschland/USA wurde in einer Klär­
anlage Altöl entdeckt, das zuvor in einen 
Gully gekippt worden war. 

Die wegen einer Umweltstraftat ermit­
telnden Polizisten fanden die Täter 
schnell: es handelte sich um Schweine­
diese waren aus ihrem Stall ausgebrochen 
und hatten dann einen Öl-Kanister um­
gestoßen. 0 

Teure 
Nullnummer 

Schon einmal hatte die Schwedin einen 
Mann verklagt. weil er nicht zu einer Ver­
abredung erschienen war, ohne diese vor­
her abzusagen. 

Jetzt zieht die Dame sechs Männer 
gleichzeitig und aus dem selben Grund 
(»Vertragsbruch«) vor Gericht - ob es 
sich dabei um ein Arbeitsgericht handelt, 
was naheliegend scheint. berichten we­
der der Schwedische Hörfunk, noch die 
Süddeutsche Zeitung ( 11 ./12.07.98) - die 
Verklagten sind Freier, die Klagende ist 
eine Prostituierte. 0 

Um jeden Preis 
hinein 

Alles war umsonst. Dabei hatte der »Ex­
Journalist Marek W. ( 44 )«alles versucht, 
um ins Gefangnis zu kommen. Zuerst 
»stürzte er verzweifelt in das Dienstzim-
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mer von Staatsanwalt Herbert M. (39). 
Als der ihn rauswarf, [ ... ] schlug er mit 
der Faust zu.« Der Faustschlag brachte 
ihnjedoch seinem Ziel nicht näher. »>Mir 
ist nichts anderes eingefallen, um in den 
Knast zu kommen<«, kommentierte er vor 
Gericht seinen nächsten Versuch in Form 
einer Attacke auf eine >>Sozialarbeiterin«, 
der er »ein Messer in den Rücken ramm­
te. ( ... ]Einem Passanten, der ihn [nach 
der Messerattacke) festhalten wollte. 
stach er in den Arm.« Sein Kommentar 
hierzu: »>Der hinderte mich, zur Polizei 
zu laufen<«. Nun stand er »wegen ver­
suchten Mordes« vor Gericht. Aber auch 
die Richter waren ihm nicht gnädig. Sie 
schickten ihn nicht ins Gefangnis, son­
dern »wiesen ihn in eine psychiatrische 
Klinik ein.« (alle Zitate nach Berliner Ku­
rier, 06.08.98) 0 

Tierische 
Eitelkeiten 

Erstmals in Kalifornien wurde einem 
Männchen Silikon-Hoden implantiert. 
um ihm nach der Kastration ein Trauma 
zu ersparen. Seine 15000 Vorgänger muß­
ten sich mit billigeren Hartplastik-Im­
plantaten begnügen. Der erste. der von 
der weicheren, authentischeren Version 
profitieren durfte, ist der 16 Monate alte 
Chinesische Mops Frodo. 0 

Geflügel 
Leasing 

Ein niederländisches Ehepaar bietet Le­
gehennen zum Leasen an: Für einen jähr­
lich zu entrichtenden Betrag in Höhe von 
21 ,- DM erwerben die Vertragspartner 
nicht nur das Recht aufs gelegte Ei, son­
dern auch ein jederzeit ausübbares Be­
suchsrecht. 0 

Hula-Hu 
und Vatikan 

Der katholische Bischofvon Hawaii muß 
Überzeugungsarbeit leisten, wenn er mit 
seinem Anliegen beim Papst Erfolg ha­
ben will. Nach Angaben seines Sprechers 
vermutet der Bischof, daß Rom die kul­
turelle Bedeutung des Hula in Hawaii 
nicht verstehe. Im Herbst soll der Papst 
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aber trotzdem gebeten werden, die poly­
nesischen Hula-Tänze, die der Vatikan 
aus Gottesdiensten verbannt hatte, wie­
der zu erlauben. 0 

Adam und die 
Emanzen 

In einer Frauenzeitschrift (Freundin, 2/ 
98) wurde eine Hitliste der Männeräng­
ste veröffentlicht: danach graust es 75% 
der Männer vor Gefühlen, während sieb 
78% vor Rivalen fürchten. i'loch mehr 
Männer (84%) leiden an der Angst vor 
Potenzschwäche. 

Die am meisten verbreitete Furcht 
(88%) ist die vor dem »schwachen Ge­
schlecht«- besonders furchterregend: die 
Angst vor Frauen herrscht im Unterbe­
wußtsein. 0 

Vollzugsmängel 
im Verkehr 

Nach 26 Jahren Ehe stellte eine 72jähri­
ge Neapolitanerin fest, daß sie einerseits 
zu wenig und andererseits zu viel von 
ihrem Gatten bekommen hätte. Jahrelang 
hatte die Italienerin aus Scham geschwie­
gen, aber vor dem Scheidungsrichter be­
wies sie mittels eines ärztlichen Attests 
das Vorliegen des Scheidungsgrundes: ihr 
Angetrauter hatte die Ehe nie vollzogen 
- sie sei »immer noch Jungfrau« (Süd­
deutsche Zeitung, 05.06.98) 0 

Diebische 
Freude 

»Räuber, Einbrecher und sonstige Spitz­
buben sind Zeitgenossen mit verdächti­
ger Physiogonomie- tief sitzt dieses Vor­
urteil im kollektiven Gemüt«. Bei einem 
Experiment wurden »500 Studenten mit 
[ .. . ]mit zwölf anonymen Mitbürgern zu­
sammengefiihrt« und >> sollten dann her­
ausfinden. wer schon einmal rechtskräf­
tig verurteilt worden war[ .. . ] Ein Poli­
zei-Hierarch wurde von 31 Prozent der 
Befragten als gemeiner Dieb eingestuft. 
Und es hat die Sozialforscher gewiß die­
bisch gefreut, daß mehr als 80 Prozent 
der Jungakademiker ausgerechnet in ei­
nem Oberstaatsanwalt einen Ganoven 
vermuteten« (Der Spiegel. 35/98). 0 
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Sagenhafte 
Knastgeschichten 
Die Finanzierung des Vollzugs soll mit­

tels des »Datenselling« gesichert werden 

I n den vergangeneo Ausgaben des Ge­
fangenenmagazins der liehtblic k 
wurde des öfteren über den zuneh­

menden Kostendruck berichtet: einerseits 
stehen den Vollzugsbehörden immer we­
niger finanzielle Mittel zur Verfügung, 
andererseits müssen sie immer mehr 
Häftlinge immer länger verwahren. 

Der OE-Prozeß (S. 4f), der auf dieser 
Seite schon hinsichtlich seiner Auswir­
kungen betrachtet wurde (»Zellenverrnie­
tung« im liehtblick 1-2/98, »Umbau 
wegen Bastelgenehmigung« im Iicht­
blick 3/98), hat insgesamt nicht die er­
hofften Einsparungen gezeitigt. Aller­
dings ist dieser fiir deutsche Justizvoll­
zugsanstalten einmalig umfangreiche Teil 

wort der Senatsverwaltung für Justiz -
1025 E-V/ 1998- auf die Kleine Anfrage 
Nr. 4024 vom 30.07.98 des PDS-Abge­
ordneten Dr. Nelken »über Datensamm­
lung über ehemalige Strafgefangene nach 
Verbüßung der Freiheitsstrafe«). 

Außer den ständig aktualisierten Fo­
tos gibt es Statistiken über die Rückfall­
quoten (von Entlassenen, von Freigän­
gern, von Urlaubern etc.) der Häftlinge, 
sowie auch reine Verwaltungsakten (De­
liktgruppenzuordnung, Entlassungsan­
schriften und Adressen der Aufenthalts­
orte vor der Inhaftierung) und natürlich 
auch ausführliche Dokumentationen über 
medizinische Befunde, psychiatrische 
Gutachten, Gerichtsurteile etc .. Außer-

»Datenselling« nennt sich das neue Zauberwort, mit 
dem sich der Berliner Strafvollzug (NA-Tegel) am 

Markt etablieren will. 

der Verwaltungsreform insofern ein vol­
ler Erfolg gewesen, als daß er kreative 
Marketingexperten auf den Strafvollzug 
aufmerksam gemacht hat. 

Diese externen (und entsprechend gut 
bezahlten!) Fachleute wiesen den Berli­
ner Senat auf eine seit Jahren brachlie­
gende Einnahmequelle hin, die gerade 
wegen der bevorstehenden l 00-Jahre­
Tegei-Feier optimal erschlossen werden 
könnte: »Datenselling« nennt sich das 
neue Zauberwort, mit dem sich zunächst 
nur die JVA-Tegel, später (wie schon 
beim OE-Prozeß) der gesamte Berliner 
Strafvollzug am Markt etabilieren soll. 

Was sich hinter diesem Begriff ver­
birgt, sei im folgenden kurz erläutert: In 
der JVA-Tegel gibt es über 1.600 Häft­
linge und fast 1.000 Justizvollzugsbe­
dienstete, von denen es teilweise schon 
auf elektronischen Datenträgem angeleg­
te Häftlings- bzw Personalakten gibt, die 
biographische Details bis bin zu Schlaf-, 
Eß- und Trinkgewohnheiten enthalten. 

>>Auf der Grundlage des § 86 Abs. I 
Nr.2 StVollzG werden insbesondere in 
den Anstalten des geschlossenen Vollzu­
ges Lichtbilder ( ... ) angefertigt« (Ant-

dem werden die fmanziellen Transaktio­
nen der Häftlinge erfaßt. 

Und genau das macht die Datensamm­
lung so interessant für den Markt: Schon 
»für die Führung eines Wählerverzeich­
nisses« wurde »der Senatsverwaltung für 
Inneres [ .. . ] die vollständige Urteilsab­
schrift« eines Häftlings zur Verfügung 
gestellt; darin enthalten »war die Unter­
bringung des Beschuldigten in einem 
psychiatrischen Krankenhaus [ ... ] Es 
[das Urteil] enthielt die detaillierte Schil­
derung der Lebensgeschichte des Betrof­
fenen, seiner Straftat, die gutachterliehe 
Beurteilung, die Namen des Opfers und 
der Zeugen« (Seite 3 der Presseerklärung 
des Berliner Datenschutzbeauftragten 
vom 25.03.98). Pünktlich zum »Tag der 
offenen Tür« sollen Gefangenendaten auf 
CD-ROM angeboten werden. Mitsamt ei­
nem kinderleicht zu bedienenden Menue 
wird der Preis für die Vollversion des be­
nutzerfreundlichen und absturzsicheren 
Windows95 nur 899,- DM (Up-Date 
jährlich 49,- DM) betragen. 

Inwieweit die Häftlinge an den Ver­
kaufserlösen beteiligt und wofür die er­
warteten Einnahmen verwendet werden 
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sollen, ließ sich vor Redaktionsschluß 
nicht mehr ermitteln - Anfragen beim 
Berliner Senat für Justiz ergaben ledig­
lich, daß eine entsprechende CD-ROM 
mit den Daten der im Berliner Vollzug 
tätigen Mitarbeiter in Vorbereitung sei 
und daß diese nicht beteiligt würden. 

Seitens der Anstaltsleitung war nicht 
einmal zu erfahren, ob die Häftlinge, die 
über einen Computer verfügen, die CD­
ROM käuflich erwerben dürfen. Aller­
dings wurde der Redaktionsgemeinschaft 
des liehtblick angedeutet, im Falle ei­
nes guten Datenselling (Datenverkauf) 
mehrere der inhaltsreichen Scheiben zu 
einem erheblich reduzierten Preis kaufen 
zu können. Deshalb das Angebot (mit 
freundlicher Genehmigung der Redakti­
on der »Nervensäge« 1/97) hier nochmals 
detailliert (Bestellungen, die bis zum 
16. 10.98 beim lieh tblic k eintreffen, 
werden mit dem entsprechenden Rabatt­
vermerk-ca 33%- versehen). 0 

Gefangenendaten auf CD-ROM 

incl. Menue für Windows95 nur 899,­
DM 

(Jahrespreis für ständige Aktualisie­
rung nur 49,- DM) 

Inhalt: 
Namen (auch Alias-Namen) der Häft­

linge 
Biographie (sehr detailliert) 
Termine (Entlassung, Urlaub, Aus­

gang, Arbeitszeiten) 
Anschriften (vor/nach der Entlassung) 
Finanzen (Schufa, Konten innerhalb/ 

außerhalb der JVA) 
Gesundheit (medizinische/psychiatri­

sche Gutachten) 
Statistik (Deliktgruppenzuordnung, 

Rückfallprognose) 
Sonstiges (Bewegungs-Nerhaltens­

profil vor, während, nach der Haft) 

Über die » Venvirklichung des H o­
telvollzuges« wurde auf dieser Seite 
schon berichtet (de r liehtb lic k 
1-2/98)-»ein britisches Hochsicher­
heitsgefängnis« hat jetzt ganz real 
»ein Erlebnis von hohem Erinne­
r ungswert« (London: R euters, zit. 
nach die taz, 15.09.98, 8.20) zu bie­
ten: Wer mindestens 142,- DM »für 
einen guten Zweck spendet, darf 
eine Nacht als G efangener verbrin­
gen« (a.a.O.) - incl. Abendessen, 
Weckruf und Frühstück. 

19 



Die Freitags­
Ottos 

Die gut I 00 Besucher, die am 11.10.98 
zwischen 1400 und 1600 Uhr in die Kirche 
der Justizvollzugsanstalt (NA) Tegel ge­
kommen waren, um einem »Konzert mit 
klassischer Musik« (Mitteilung des Lan­
despressedienstes vom 08.1 0.98) der 
»Ütto-Sinfoniker« beizuwohnen, erleb­
ten mehr als »nur« die Demonstration 
musischen Könnens: auch die Instrumen­
te wurden vorgeführt. 

Über das immer an Freitagen in der 
Moabiter Ottostraße probende 50köpfi­
ge Symphonieorchester wird d er lieht­
blick noch einmal ausführlich berichten 
- hier erst einmal nur Dank für ein au­
ßergewöhnliches Klangerlebnis und die 
dringende Bitte: Kommt bald mal wie­
der! Ii:] 

Radierung­
was is'n das? 

Der Frankfurter Künstler HANUSCH hat 
in der SothA fast drei Wochen lang einen 
Kurs geführt, in dem gezeichnet, gemalt 
und dann radiert wurde. 

Radierung kommt, so ließ sich der 
liehtblick von dem Bildhauer aufklä­
ren, von »ratzen«: in Zink- oder Kupfer-
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platten wird hineingeritzt, was nach vie­
len Arbeitsgängen ein Bild ergibt. Eine 
Ausstellung ist geplant - dann wird es 
auch den Hanusch-Text geben, den H. 
Klomsdorff nicht den Mut hatte, dem 
liehtblick zur Verfügung zu stellen.0 

Malen hinter 
Mauern 

Am 06.08.98 wurde im Sprechzentrum I 
die Ausstellung »Malen hinter Mauem« 
eröffnet. 

Dem Landespressedienst (LPD) vom 
31.07.98 ist eine Mitteilung der Senats­
verwaltung der Justiz über diese »Arbei­
ten von Gefangenen der NA-Tegel« zu 
entneh ­
men: eine 
»Gruppe 
vonsieben 
bis zehn 
Gefange­
nen hat in 
einem 
zehnwö­
chigen 
Malkursus 
der Künst­
lerin und 
Designe­
rin Elvy 
Lütgen 
verschie-
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dene Arbeiten her­
gestellt«, was nicht 
nur als »Gegenge­
wicht zum Voll­
zugsalltag« gesehen 
wird, sondern auch 
»eine große Berei­
cherung und gege­
benenfalls eine Hil­
fe« darstellt, weil 
die Gefangenen 
»Erfahrungen mit 
ihrereigenen schöp­
ferischen Kraft ma­
chen, ihre Phantasie 
entdecken oder ent­
wickeln und so un­
ter Umständen selb­
ständiger werden«. 

Die viel zu »kur­
ze Zeit«, die Frau 
Lütgen mit den 
Häftlingen arbeiten 
konnte, sei ebenso 
»schön« wie »inter­

essant« und »spannend« gewesen, sagte 
die engagierte Künstlerin in ihrer Eröff­
nungsrede, in der sie darauf hinwies, daß 
auch der theoretische Teil ihres Kurses 
gut angenommen worden sei. 

Ähnlich sahen das die Gefangenen, 
von denen kaum einer Vorkenntnisse hat­
te: zur Ausstellung waren alle in der Lage, 
von einer üppigen Lady Di in Öl bis zur 
postmodernen Collage alles darzustellen. 

Das Dargestellte war so ansprechend, 
daß ein Mitarbeiter der Charlottenburger 
Bezirksverwaltung die Ausstellung ins 
Rathaus holen möchte. 

Die Redaktionsgemeinschaft des Iicht­
blick hält nicht nur den Malkurs sondern 
auch den Ausstellungsort (Sprechzen­
trurn für gut gewählt: mehr davon! Um 
externen Kräften Mut zu machen, sich 



einmal beim SozPäd (vgl. S. 46) um eine 
eigene Gruppe zu bewerben und um deut­
lich zu machen, was die Häftlinge unter 
entsprechender Anleitung zu leisten be­
fäh igt wurden, sei hier der »Berwer­
bungstext« von Elvy Lütgen vom 
19.01.98 auszugsweise wiedergegeben: 

»Experimentelles mit Kohle und Far­
be Einfuhrung in die Theorie der Bildge­
staltung und Farbkomposition. Einen Ge­
genstand richtig zu sehen und erfassen 
zu lernen, um diesen dann mit Kohle und 
Bleistift zeichnerisch w iedergeben zu 
können, soll der Grundstein fur das ex­
perimentelle Arbeiten werden.[. .. ]. 

Als nächstes folgt der Umgang mit 
Farbe. Auch hier ist eine kurze Einfuh­
rung in die Farbenlehre, den Farbkreis 
und die Farbkomposition geplant. Jedoch 
soll unmittelbar mit dem Experiment be­
gonnen werden. [ ... ] Aquarellfarben, 
Acrylfarben und auch Ölfarben kommen 
zum Einsatz. Da alle diese Materialien 
ihre eigene Ausdruckskraft haben, kann 
jeder fur sich, nach seinem eigenen Emp­
finden hier seine spezielle Neigung zur 
Malerei und zum Zeichnen entdecken.« 

Daß fast alle der erwähnten Materiali­
en von der Künstlerin selbst gestellt (also 
auch von ihr bezahlt) werden mußten, soll 
hier nicht verschwiegen werden - zumal 
es das Engagement deutlich macht. 0 

Ende der Vergel­
tung - Utopie? 

>>Konsequenzmaßnahmen statt Strafe« 
lautet der Titel eines Aufsatzes von Bir­
gitta Wolf, der in Helmut Ortners Buch 
>>Freiheit statt Strafe - Plädoyers für die 
Abschaffung der Gefängnisse« (Frank­
furt: Fischer, 1981, S. 14- 32) erschien­
ist. Hier ein Auszug (S.l5) daraus: 

Das Wissen um die letzten, innersten 
Ursachen der Straffälligkeit und um die 
konkrete negative Wirkung seiner ab­
strakt klingenden Strafen auf den Verur­
teilten und seine mitbestraften Angehö­
rigen kann der strafende Jurist nur zu ei­
nem ganz geringen Teil besitzen. Richter 
mit Selbsterkenntnis wissen sehr wohl, 
daß sie Gefangene sind - gefangen in 
Paragraphen. Ein Beispiel: Der damali­
ge Amtsrichter Helmut Ostermeyer 
schreibt in seinem Buch »Strafunrecht<<: 
»Rache wirft den Gestrauchelten nieder, 
statt ihn aufzurichten. Kein Strafvollzug 
kann das Gift der Rache in die Arznei der 
Resozialisierung verwandeln und unser 

Kultur/Sport 

auflsolierung statt auf Sozialisierung an­
gelegter Vollzug schon gar nicht. Dort hat 
sich trotz aller Reformerei noch nichts 
Entscheidendes getan und es wird sich 
nichts tun, als daß das Resozialisierungs­
gerede sich zum Alibi dafür auswächst, 
daß sieb nichts tut.« 0 

Die erste 
Buchlesung 

Am 25.09.98 fand im Pavillon der TA VI 
ein ganz besonderes Ereignis statt: drei 
Teilnehmer der »Criminale '98 in Ber­
lin: Der Bär schießt los« lasen Auszüge 
aus ihren Kriminalromanen. 

Das Fernsehen war dabei - aber nur 
eine Handvoll inhaftierter Lese- und Kri­
mifans nutzte die Chance, einmal richti­
ge Schreiber fragen zu können, wie 
Buchideen schriftlich umzusetzen sind, 
wie mensch zu Ideen kommt, wie das 
Geschriebene einen Verleger findet und 
dergleichen mehr. 

Obwohl sich viele darüber ärgern wer­
den, das verpaßt zu haben, sei hier im fol­
genden sowohl etwas über die Criminale 
als auch über die Lesung gesagt: 

»Einmal jährlich trifft sich das DAS 
SYNDIKAT. Dahinter verbergen sich die 
Mitglieder der Autorengruppe deutsch­
sprachiger Kriminalliteratur« (Karl-Mi­
cbael Stöppler im Vorwort zur Broschü­
re über die Criminale '98). Das von Duss­
mann bis Ullstein geforderte Treffen fin­
det statt, »Um- vor interessiertem Publi­
kum - zu lesen, zu diskutieren und über 
die [ ... ] kriminalliterarische Arbeit zu in­
formieren« (a.a.O.). 

Friedrich Emde (34), der seit gut zehn 
Jahren (nicht nur Krimis) schreibt, aber 
noch nichts veröffentlicht hat, ist ein neu­
es Mitglied der »ehrenwerten Gesell­
schaft« und las den Tegelem aus seinem 
Erstlingswerk (»Pieck«) vor, in dem es 
hauptsächlich um die Beziehung dreier 
unterschiedlich krimineller Brüder geht. 

Nach eigenen Knasterfahrungen be­
fragt, war es dem Kriegsdienstverweige­
rer, Islamwissenschaftler und Historiker 
fast unangenehm, vor seinem speziellen 
Publikum keine solchen vorweisen zu 
können - aber »Pieck« beginnt zwar im 
Knast, wo »Zahlen richtige Freunde wer­
den«, doch das Romanleben spielt außer­
halb der Mauem. Ebenfalls mit großem 
Beifall wurde die >>Granitfresse« von 
Martin Muser (33) bedacht, die der De­
butant ursprünglich gar nicht veröffent-
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Iichen wollte. Der Zivildienstleister, Jour­
nalist, Fahrradverkäufer, Lichtbildner 
und zur Zeit als Kultur-Fersehredakteur 
tätige Erfinder der (»nicht ganz ernst ge­
meinten«) »Phothanatographie« gab ei­
nen Zeitungsartikel als Schreibanlaß an: 
Bei Bauarbeiten war eine Bombe gefun­
den worden, deren Explosion den Tod 
eines Menschen zur Folge hatte. 

»Ganz anders« wollte es der Regisseur, 
Filmdramaturg, Szenarist, Intendant und 
Theaterwissenschaftler (mit Hochschul­
Diplom) Gerhard Neumann (68) machen. 
Und der Vielschreiber machte es anders: 
er las nicht nur, sondern er spielte den 
Vorleser - auf so fesselnde Art und Wei­
se, daß sein brillianter »Mord total« fast 
zur Nebensache geworden wäre. 

Aber wenn es um »weltumspannende 
Kräfte« der Gewalt geht, an die der ein­
stige DDR-Bürger auch im realen Leben 
glaubt, wird jeder hellhörig - zurnal dann, 
wenn es von Anfang an beißt: »Wehe, wer 
was weiß«. 

Er wollte »dürrer Faktendarstellung 
Lebensfiille« anheften, sagte der mit vie­
len Preisen ausgezeichnete Autor, nach­
dem er eine ebenso aberwitzige wie rea­
listische Geschichte auszugsweise vorge­
tragen bzw. vorgespielt hatte. Den drei 
Autoren ist ft..ir Angst, Spannung und 
Beklemmung zu danken. Dank dem Soz­
Päd, der diese »Lehrstunde« ermöglicht 
hat. 0 

Veranstaltungen des SozPäd: 
04. 11.98, 1800 Uhr im Kultursaal: 

Erstaufführung des neuesten Stückes 
der Theatergruppe AufBruch 

06.11.98, 1800 im Kultursaal: Zwei­
te Vorführung des AufBruch-Stückes 

07.11.98, 13°0: Konzert mit den 
»Charlottenburger Hotbläsem« in der 
Kirche 

15.12.98, 1800: vorweihnachtliebes 
Konzert des »Finsterbusch-Trios« mit 
klassischer Musik in der Kirche 

Daß der AufBruch mit seinen glän­
zenden Vorstellungen immer sehens­
wert ist, dürfte sich inzwischen auch 
außerhalb der Anstalt herumgespro­
chen haben: auch das Finsterbusch 
Trio ist den Tegelem mittlerweile be­
kannt, so daß der Publikumszustrom 
gesichert sein dürfte. 

Die Redaktion des Iichtb lick 
freut sich auf die geplanten Seb- und 
Hörerlebnisse - auch auf die neuen 
Gesichter und Klänge der Charlotten­
burger (07.11.98). 
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100 J ahre-JV A Tegel 
Ein Überblick über das Entstehen der lange Zeit größten Häftlingsver­

wahranstalt Westeuropas. Vom Sinn und Zweck von Strafanstalten 

S eit dem 12. Jahrhundert (Jh) gibt 
es Gefangnisse, die mit heutigen 
vergleichbar sind. Allerdings hat­

ten sie eine andere Funktion: unabhän­
gig von Delikt, Alter oder Geschlecht 
warteten hier die Verurteilten lediglich 
auf die Vollstreckung des gegen sie ver­
hängten Urteils. 

Erst im 14.Jh wurde während der Ent­
wicklung von Gefangnissen fast zufallig 
festgestellt, daß die Orte des Wartens an 
sich schon so furchtbar waren, daß auf 
die Mühe des Tötens oder Verstümmelns 
verzichtet werden konnte - seither gibt 
es die Fonn der Gefangnis-Strafe. Nach 
der Entdeckung dieser Strafart setzte ein 
Gefangnis-Bauboom ein, der bis heute 
anhält und nur durch Finanzierungseng­
pässe gelegentlich verlangsamt wird. 

Ein deutliches Zeichen dieser Baulust 
ist die mittlerweile 100jährige NA-Te­
gel. Der erste Leiter dieser Institution, Di­
rektor Klein, stellt in seinem 1903 ver­
faßten Bericht über das »Strafgefangniss 
bei Berlin in Tegel. Mit einem Lageplan.« 
fest, daß ein >meues Gefangniss für die 
Reichshauptstadt« nicht nur »wegen der 
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Zunahme der Bevölkerung« benötigt 
wurde, sondern auch »zur Entlastung des 
vielfach überfüllten Strafgefangnisses 
Plötzensee« (a.a.O.,S.21 ). 

Aus den zweibändigen »Acta Genera­
liader König!. Stadtvoigtei=Direction zu 
Berlin betreffend den Bau eines neuen 
Strafgefangnisses« geht hervor, daß seit 
den 50er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
über diesen »Neubau eines Strafgefang­
nisses für Berlin bei Tegel« nachgedacht 
wurde. (Berlin und Tegel waren bis 1920 
noch zwei verschiedene Gemeinden.) 

Ende 1892 begannen die konkreten 
Planungen, und bereits am 16.08.1893 
stand fest, daß hier nicht gekleckert, son­
dern geklotzt werden sollte: auf einem 
12,092 Hektar großen justizeigenen Ge­
lände (plus 5,2294 ha Pachtland zur land­
wirtschaftlichen Nutzung) sollte für 
1.500 Gefangene gebaut werden. Anfang 
1894 wurde dieser Ansatz nach oben hin 
korrigiert: auf drei Häuser mit je 654 (ins­
gesamt also 1.962) Zellen war der Be­
darf inzwischen angewachsen. 

Dem großen Kurflirsten war dieses 
Wachstum nicht geheuer, so daß er sich 
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genau sieben Tage nach Bekanntwerden 
dieser Zahlen selbst einmal zu den Pla­
nem begab. Der Geheime Ober-Justizrat 
Dr. Starke, der seit dieser Zeit eifrig mit­
plante, legte eine nach unten korrigierte 
Fassung vor: Danach sollte Haus I mit 
350 Einzelzellen (ca 2,75 m breit), Haus 
II mit 400 Einzelzellen (2, 15 m breit) und 
Haus III mit 500 Einzelzellen (2, 15 m 
breit) gebaut werden. 

Auf die Höhenangabe kann verzichtet 
werden: sie beträgt auch heute noch ex­
akt 3 Meter. Auch die Länge hat sich nicht 
verändert: 2,80 m. Gerechnet wurde in 
Kubikmetern (m3) - aber was bedeutet 
es, wenn der Entwurf von Dr. Starke aus 
Kostengründen verworfen wurde und 
statt 18m3 nur12m3 »groß« gebaut wer­
den durfte? Es bedeutet, daß die Zellen 
nur noch 1,43 m breit waren. 

Dem letzten Plan zu folge sollte die An­
stalt wieder aus 1.500 Zellen bestehen. 
Gebaut wurden schließlich Haus I mit 
457 Zellen ä 1, 79 m und 49 Zellen ä I ,43 
m Breite, das Aufnahmehaus II mit 444 
Zellen ä 2,14 m, 42 Zellen ä 1,43 m und 
2 Gemeinschaftszellen für je 25 Häftlin-



ge sowie das Haus III mit 450 Zellen a 
2,14 m und 90 Minizellen a 1,43 m. 

Ende 189 5 war die Planung soweit 
fortgeschritten, daß sich das Ministerium 
fur öffentliche Angelegenheiten der Sa­
che annehmen konnte. Und am 
06.03.1896 stand fest, daß der Bau einer 
Zelle etwa 1.000 Mark kosten würde, daß 
die Dienstwohnung eines Aufsichtsbeam­
ten auf dem Anstaltsgelände mit etwa 
22.000 Mark zu Buche schlagen würde 
und daß ftir den Wohn­
tt:akt des Anstaltsleiters 
63.500 Mark bezahlt wer­
den müßten. 

Insgesamt sollte der 
Bau des StrafgeHingnisses 
2.975.000 Mark kosten 
(im Etat 1896/ 1897 wur­
den als erste Baurate I ,5 
Millionen Mark bewilligt) 
- insgesamt wurden dann 
2.881.421 Mark verbaut. 

Und es war an alles ge­
dacht: Haus IV fur Häft­
linge, die aus Gründen 
medizinischer Versorgung 
oder aufgrund psychi ­
scher Probleme (z.B. 
Platzangst) in GerneiD­
schaftshaft -»Die Plätze 
in gemeinsamer Haft sind 
für solche unter der 
grossstädtischen Gefang­
nissbevölkerung zahlreich 
vorhandenen, geistig oder 
körperlich defekte Leute 
bestimmt, bei denen Ein­
zelhaft ausgeschlossen 
ist.« (Dir. Klein a.a.O.,S. 
23 )- verwahrt werden 
sollten, dann aber doch in 
den normalen Häusern 
oder in einem der beiden 
Krankenhäuser unterge­
bracht wurden, so daß 
statt des ursprünglich ge­
planten Gebetshofes ein 
Gebetshaus (vgl. S.47) 
zur Verfugung stand (lange wurde dann 
um einen Turm gefeilscht- 1899 gab es 
sogar zwei, von denen einer bis in die 
jüngste Zeit noch als Wasserspeicher ge­
nutzt wurde). 

Die Mitte 1896 zum Abschluß ge­
brachte Planung enthielt vom Entwurf 
zweier Erweiterungsbauten bis hin zu 
»Bureau-Utensilien« alles. Das Umsetzen 
ging dann relativ schnell: Am 26.07.1896 
wurde mit dem Bau begonnen, am 
06.05.1898 konnten die ersten Beamten 
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in den Dienst eingewiesen werden, und 
am 02.10.1898, dem offiziellen >>Ge­
burtstag« der Anstalt, zogen die ersten 60 
Häftlinge ein (bis zum Jahresende waren 
es dann schon fast 900). 

Die »Aufräumungs- Einebnungs- und 
Reinigungsarbeiten besorgten« fast aus­
schließlich Häftlinge; diese fertigten auch 
»den grössten Theil der Ausstattung« an 
und stellten »ganze Gebäude zur Ergän­
zung und endgiltigen Ausgestaltung der 

nur mit standiger 

und unmittelbarer 

Beaufsichtigung durch 

Bedienstete gestattet 

Anlage« her. »Das Beamtenhaus No. 13 
[ fur acht Aufseher] wurde im Jahre 190 I 
fast ausschliesslich von Gefangenen ge­
baut. Das Ergebniss war durchaus befrie­
digend« (Dir. Klein a.a.O.,S.22). 

Beamte, die in der Tegeler Strafanstalt 
arbeiten wollten, mußten aus Gründen 
der Abrufbereitschaft in Anstaltsnähe, zu­
mindest in der Gemeinde Tegel leben -
fur viele Aufseher und Hilfsaufseher lag 
es da nahe, gleich die Dienstwohnungen 
(zwei Zimmer plus Kammer) auf dem 
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Anstaltsgelände zu beziehen. Dafur wur­
den ihnen 10% vom Lohn abgezogen. 
Dieser belief sich im unteren Dienst auf 
900,- Mark jährlich; Aufseher fingen mit 
1.200,- Mark p.a. an. Häftlinge erhielten 
ihren Lohn nicht in bar - selbst bei der 
Entlassung gab es nur Naturalien und 
Reisegeld; der Rest wurde der Gemein­
de überwiesen, die der Häftling als Wohn­
sitz angab. Jahrelang war Tegel Wohn­
sitz fast aller Entlassenen, bis das einem 

Verwaltungsangestellten 
auffiel und nach Gründen 
gesucht wurde. Herausge­
funden wurde, daß der 
Gemeindebezirk Tegel 
weit und breit der einzige 
war, der das eingezahlte 
Geld nicht in Raten, son­
dern auf einmal auszahlte 
- deshalb meldeten sich 
die meisten Entlassenen in 
Tegel an. 

Aber bis die ersten 
Häftlinge aus einem der 
beiden Zuchthäuser (Haus 
I und III) oder aus dem 
Gefängnis (Haus I) entlas­
sen werden konnten, muß­
ten sie erst einmal hinein. 

Das war von den ein­
fallsreichen und detailver­
sessenen Planem bedacht 
worden, was die bis in die 
jüngste Zeit hinein sicht­
baren Schienenspuren 
(siehe Titelbild) belegen: 
Direkt vom Gerichtssaal 
wurden die Verurteilten 
nach Tegel gebracht. Bis 
es von 1900 an justizeige­
ne Motorwagen gab, stan­
den drei Zellenwagen mit 
je 22 Zellen zur Verfü­
gung, die bei Bedarf ein­
fach an die normale Stra­
ßenbahn (Pferdeeisen­
bahn) angehängt und vor 
dem Anstaltstor abgekop­

pelt wurden (die Transportgebühr fur je­
den gefahrenen Kilometer betrug I,­
Mark). Ab 1927 gab es dann das Auto­
mobil fur die letzte Stadtrundfahrt der De­
linquenten. 

Bemerkenswert ist, das auch die nach 
Berlin zu entlassenden (Ex-)Häftlinge 
dieses Transportwesen nutzen durften. Es 
muß einen regen Verkehr gegeben haben, 
da schon acht Tage Gefängnisstrafe oder 
15 Tage Haftstrafe ausreichten (vgl. 
S.44), um als erwachsene männliche Per-
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son »aus den Landgerichtsbezirken Ber­
lin I und 11, sowie Potsdam« nach Tegel 
zu kommen. 
Für die Aufnahme in Tegel waren nicht 
nur die Haftdauer entscheidend, sondern 
auch die Konfession: »Aufgenommen 
werden nur christliche Gefangene, meist 
evangelische. Die Zahl der Katholiken 
beträgt etwa 12% der jeweiligen Beleg­
schaft«; diese bestand im Normalfall aus 
1.490 Gefangenen »in Einzelhaft, 127 in 
Gemeinschaftshaft, zusammen 1.617 
Köpfe« (Dir. Klein a.a.O.,S.23). 

Schon vom ersten Jahr an war Tegel 
öfter mal überbelegt: bis zu 1.640 Gefan­
gene beherbergte die Anstalt, dessen 
»weit über das sonst bei Strafhäusern 
übliche Mass hinausgehenden Umfang 
[ ... ] durch die riesigen und ganz eigen­
artigen Verhältnisse der Reichshauptstadt 
bedingt« war - insgesamt gab es näm­
lich nur » 1.309 
Haftzellen zum 
Aufenthalte bei 
Tag und Nacht und 
181 Schlafzellen 
zum Aufenthalte 
bei Nacht und in 
der arbeitsfreien 
Zeit für die am 
Tage ausserhalb 
der Zellen beschäf­
tigten Gefange­
nen« (Dir. Klein 
a.a.O.,S.24). 

Außer diesen 
1.490 Haftplätzen 
gab es noch 43 Bet­
ten im Kranken­
haus, so daß die 
Anstalt -wie auch 
heute- des öfteren 
mit über 100 Personen überbelegt war. 

Aber das gehörte und gehört mit zur 
Strafe: diese wurde stets auch als Vergel­
tung und Sühne verstanden. 

Dabei hatte gerade das Tegeler Straf­
gefangnis die Chance geboten, die Straf­
rechtsreformen von 1871 (Erlaß des 
Reichsstrafgesetzbuches, RStGB) in die 
Praxis umzusetzen: Franz von Liszt 
( 1851-1919), ein Vetter des großen 
Komponisten und Klaviervirtuosen glei­
chen Namens, hatte der alten kriminolo­
gischen eine soziologisch ausgerichtete 
Strafrechtsschule entgegengesetzt, deren 
Resozialisierungstheorie auf die Verhin­
derung von Straftaten abzielt. 

Im Gegensatz zu sogenannten Vergel­
tungsstrafrechtlern, die davon ausgehen, 
daß sich der Straftäter grundsätzlich frei 
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von äußeren Umständen für die Bege­
hung einer Straftat entscheidet, sahen 
Liszt und Nachfolger den Straftäter als 
Produkt von Erziehung und Umwelt an, 
so daß er nur nach dessen »Erziehungs­
bedürftigkeit« zu verurteilen wäre. 

Im RStGB hat sich weder die an 
Schuld und Vergeltung noch die an Wil­
lensunfreiheit und Erziehung orientierte 
Schule durchgesetzt: es wurde stattdes­
sen festgestell t, daß Strafen irgendetwas 
mit Schuld zu tun haben müssen und Ra­
che nicht der einzige Strafzweck sein 
soll. Selbst die große Reform von 1975 
änderte nichts an dieser schwammigen 
Fehlerquelle- zu mal das RStGB Grund­
lage des neuen Strafgesetzbuches 
(StGB) blieb. Selbst die gerade erfolgten 
Änderungen des Allgemeinen und des 
Besonderen Teils des StOB (vgl. S.S0-
52) basieren noch auf dem RStGB: so 

finden sich als Strafzweck der Rachege­
danke für individuelle Schuld (§ 46 Ab­
satz I Satz 1 StGB) neben der Resoziali­
sierungsprognose im Sinne einer spezi­
ellen Vorbeugung(§ 46 I 2 StGB und§ 2 
StVollzG). Außerdem gilt der Vorrang 
der Rechtsordnung im Sinne einer allge­
meinen Verbrechensvorbeugung (§ 56 
III StGB). Daneben soll Strafzweck auch 
Rache in Verbindung mit Rücksichtnah­
me (§ 56b I StGB) und Hilfeleistung in 
Verbindung mit spezieller Vorbeugung 
(§ 56c I 1) sein. 

Um dem Straftäter die Chance zu ge­
ben, das Rechtsempfinden seiner »redli­
chen« Umwelt verstehen oder gar über­
nehmen zu können, muß Strafe aus sich 
heraus deutlich machen, weshalb es über 
den Schadens- und Schadensfolgeaus-
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gleich noch Strafe geben soll, was mit 
dem bloßen Rachegedanken der »Ver­
geltungstheoretiken< nicht zu leisten ist. 

Die Strafprozeßordnung (StPO) folgt 
dem Rechtsstaatsprinzip (§ 152 II StPO), 
das aus den Fragen nach dem Ob und 
Wie der Strafe abgeleitet ist: alle Strafta­
ten müssen verfolgt werden und zu einer 
Verurteilung führen. 

Von diesem Legalitätsprinzip ausge­
nommen sind nach dem Prinzip der 
1.000 Möglichkeiten (Opportunitäts­
prinzip) z.B. Bagatelldelikte (§§ 153, 
l53a StPO) - die Strafbarkeit ist hier­
nach in das (rechtspolitische) Ermessen 
der Strafverfolgungsbehörden gestellt. 

Damit sind die grundlegenden Bau­
steine unseres zu Merkwürdigkeiten nei­
genden Strafvollzugs angesprochen; ge­
radezu paradox ist, daß Resozialisierung 
zwar gesetzlich gefordert (Behandlungs­

vollzug), die Straf­
zeit aber trotz des 
§ 46 I 2 StOB nicht 
darauf abgestellt 
wird. Also müssen 
Straftäter oft noch 
im Vollzug blei­
ben. obwohl ihre 
Wiedereingliede­
rungs fäh i gke i t 
längst gegeben ist. 

Und damit ist 
das zweite Parado­
xon angesprochen: 
der Strafvollzug 
soll Gefahren vor­
beugen, die er 
selbst hervorruft: 
Wie sollen Straftä­
ter Unrechtsbe­
wußtsein (anwen­

den) lernen, wenn deren soziales Umfeld 
ständig selbst Unrecht produziert? 

Seit 30 Jahren sollen die Tegeler Teil­
anstalten I, II und III abgerissen und 
durch acht neue Häuser ersetzt werden, 
- bewohnt werden die I 00 Jahre alten 
Verliese noch heute (z.T. gibt es nicht 
einmal Steckdosen!), und gebaut wurden 
lediglich drei Häuser. 

Eines davon ist die sozialtherapeuti­
sche Anstalt (SothA s.S.32f), die ande­
ren beiden sind die Häuser V und VI 
(s.S.36-39)- doch auch hier ist ein Straf­
vollzug im Sinne des StVollzG kaum zu 
verwirklichen. Weshalb das so schwie­
rig ist, wird bei der Darstellung der ein­
zelnen Teilanstalten (S.26-43) deutlich 
werden. 

Auch die Beschreibung der besonde-



ren Abteilungen (8.44-47) wird dazu 
beitragen, das Mögliche und Unmögli­
che des (Tegeler) Strafvollzugs kenntlich 
zu machen; aus Platzgründen wird in 
dieser Ausgabe des Iichtbiicks auf die 
Darstellung der insgesamt 37 verschie­
denen Ausbildungsmöglichkeiten ver­
zichtet, die laut einer 1995 erschienenen 
» Informationsbroschüre über die Aufga­
ben, Leistungen und_Standorte der Berli­
ner Gerichts- und Strafverfolgungsbe­
hörden« angeboten werden. 

Die Arbeits- und Ausbildungsbetriebe 
werden sehr detailliert in den nächsten 
Ausgaben des liehtblick beschrieben, 
so daß hier nur festzustellen ist: »Am 
Anfang teilten sich drei Menschen einen 
Strohsack zum Schlafen und einen Löf­
fel zum Essen; dann gab es erste Verbes­
serungen im Strafvollzug: Die erbettel­
ten Essensbehälter (leere Konservendo­
sen) wurden >von den inzwischen einge­
richteten Arbeitsbetrieben vor der Aus­
gabe mit einem Drahtbügel als Henkel 
versehen<. Obwohl schon die Planung 
von 1896 für jeweils 450 Gefangene ge­
nau 160 Löffel vorgesehen hatte, ist hier 
nicht von der Jahrhundertwende die 
Rede, sondern von der Zeit nach dem 
08.05.1945«. 

Mit der zitierten Passage beginnt ei­
nes der von der Redaktionsgemeinschaft 
des liehtblick verfaßten Kapitel (hier: 
»Entwicklung zum Hotelvollzug«), ei­
ner im Oktober dieses Jahres erscheinen­
den Broschüre (»100 Jahre Justizvoll­
zugsanstalt Tegel«) der NA-TegeL 

In demselben Kapitel (zitiert als »libli 
I 00, Kap. IV«) wird auch darauf hinge­
wiesen, daß »die Tegeler Arbeitsbetriebe 
noch mehr als Drahtbügel produzierten: 
Guillotinen wurden in der Strafanstalt 
Tegel gebaut und von dort aus vertrieben 
(Komplettpreis knapp 500 RM, spezial­
gehärtete Messer genau 98 RM)«. 

Deo unveröffentlichten Aufzeichnun­
gen des Leiters der Berliner Personalver­
waltung der Justiz, Oberregierungsrat 
Heinz Müller, mit denen darauf hinge­
wiesen werden sollte, daß »der Strafvoll­
zug auch schon vor der Einführung des 
Strafvollzugsgesetzes stets seine Proble­
me hatte« (Müller, S.67), ist zu entneh­
men, daß es auch ein Personalproblem 
gab: Die »Mehrzahl der neu zu Verwal­
tungsinspektoren ernannten Personen« 
waren »Überhaupt nicht in der Lage, ein 
derartiges Aufgabengebiet zu überneh­
men.[ ... ] Die Vielzahl der unbefahigten 
Verwaltungsinspektoren hat den Ablauf 
der Verwaltung im Strafvollzug von 
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1956 bis zu meinem Ausscheiden sehr 
ungünstig beeinflußt<< (Müller, S. 51). 

Die gescholtene Personengruppe hat­
te ihre Qualifikation mittels sechswöchi­
ger Lehrgänge unter der Leitung eines 
ehemaligen Staatsanwaltes erworben, 
dessen erste Kurse »sachlich noch zu 
vertreten« waren, während es sich bei 
den Folgekursen »um eine reine Gefäl­
ligkeit dem Leiter der Lehrgänge gegen­
über« (Müller, S. 57f) handelte. 

»Personalfragen blieben auch in der 
Folgezeit problematisch: >Zur Behebung 
der Personalnot< entwickelte die An­
staltsleitung zusammen mit dem Perso­
nalrat eine Stellenausschreibung, die am 
04.03.89 im Mitteilungsblatt des Berli­
ner Justizvollzugs >Zur Sache< veröffent­
licht wurde: >Wer erst 20 Jahre alt oder 
übergewichtig ist oder wer erhebliche 
Probleme auf dem Gebiet der Recht­
schreibung hat, der kann [ ... ] sehr wohl 
bestimmte Aufgaben in der Anstalt über­
nehmen und die Zeit nutzen, gegebenen­
falls seine Mängel zu beheben<. 

Heutige Bewerber müssen mindestens 
21 Jahre alt sein, über einen Hauptschul­

. abschluß und eine Berufsausbildung ver­
fügen«, was vielleicht kennzeichnend 
»für die Einsamkeit schaffende Ausnah­
mestellung derjenigen Beamten im Voll­
zugsdienst« ist, die »mit Sachverstand 
und Engagement arbeiten, ohne daß dies 
von irgendeiner Seite honoriert wird. 

Noch einsamer sind da nur die Gefan­
genen, die während der 60er Jahre mit 
erheblichem finanziellen Aufwand mit 
alldem ausgestattet wurden, was die Re­
genbogenpresse braucht, um von >Salon­
und Hotelvollzug< zu sprechen: Jeder 
Häftling hat ein eigenes Bett, eine eigene 
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Zahnbürste, eigenes Eßbesteck und eine 
mindestens 4,5m2 große Zelle, die er in 
der Regel nicht mit anderen Häftlingen 
teilen muß. Alles, was darüber hinaus an 
>Luxus im Knast< gewährt wird (warmes 
Wasser, Arbeit, Freizeitbeschäftigung, 
Ausbildung etc.) ist von (Teil-) Anstalt 
zu (Teil-) Anstalt und dort von Häftling 
zu Häftling höchst unterschiedlich gere­
gelt« (libli I 00, Kap. 4)- selbst das Es­
sen. 

Insbesondere für die TA I gilt nach wie 
vor, was Willi Zahlbaum über die 30er 
und 40er Jahre sagte: »Wer, aus welchen 
Gründen auch immer,[ ... ) in Tegel ein­
sitzen mußte, war zusätzlich verurteilt, 
ständig ein quälendes Hungergefühl er­
dulden zu müssen« (Schriftenreihe über 
den Widerstand in Berlin 1933 - 1945, 
Gedenkstätte Deutscher Widerstand, 
Heft 6, 8.21 ). 

100 Jahre gibt es die Häftlingsver­
wahranstalt TegeL Ebensolange gibt es 
hier die mit der Verwahrung verbunde­
nen destruktiven Elemente der Strafe da­
bei ist die »Genauigkeit, mit der jeder 
Mensch die Bedrohtheit oder gar die 
Verletzung seiner Rechte empfindet, 
[ .. . ] zwar innerhalb eines Gefängnisses 
anders nuanciert als außerhalb-aber um 
nichts geringer«.(libli 100, Kap. 16) 
Für die »loca lautiaque«, wie der Römer 
die »Unterbringung und Verpflegung auf 
Staatskosten« bezeichnet, ist zu hoffen, 
daß sie um ein konstruktives Element be­
reichert wird - ein »locus amoe-nus«, 
also ein »lieblicher Ort« wird kein Knast 
je sein. Aber vielleicht einer um den sich 
der Staat und das Volk, in dessen Namen 
die Urteile gesprochen werden, küm­
mert. 0 
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TAl 
Vor 100 Jahren gebaut- vor 30 Jahren zum Abriß freigegeben. 

Heute ist die TA I das Aufnahmehaus 

Hinter der denkmalgeschützten 
Pforte der Justizvollzugsanstalt 
(JVA) Tegel beginnt in einer 

kleinen Kammer das Anstaltsleben mit 
einer ortstypischen Beschäftigung: War­
ten. Vom ersten Warteraum geht es in den 
der Hauskammer, wo der »Neuzugang« 
die erste Ausstattung (Bettwäsche, Ge­
schirr, eine Matratze) und ein paar eige­
ne Habseligkeiten erhält. 

Nach kurzem Warten wird der Bela­
dene dann in die heute als Aufnahmehaus 
dienendeTei1ansta1t (TA) I gefiihrt, wo 
ihm schon bald die Tür zu seinem neuen 
zu Hause geöffnet wird. 

Dieses sollte der Planung nach 3 m 
hoch, 3 m lang und 2,8 m breit sein. Aus 
Kostengründen (vgl. S.22ff) wurden 
schließlich Menschenkäfige mit 145 bis 
180 cm Breite gebaut. 

In dem 4 bis 5 m2 großen zu Hause 
muß alles klein sein und wirkt hier doch 
riesig: Die mitgebrachten Habseligkeiten, 
das Waschbecken, das Bett, der Schrank, 
der Tisch, der Stuhl, die Toilette. Es ist 
ein Wohnen der kurzen Wege. 

Aber immerhin gibt es Toiletten: erst 
Ende der 40er Jahre wurde damit begon­
nen, Spülklosetts zu installieren - 1968 
war das zuvor praktizierte Kübelsystem 
dann tatsächlich abgeschafft. Geblieben 
ist dagegen die Fortschrittsfeindlichkeit 

26 

Wie im vorigen Jahrhundert, als es in der 
Strafanstalt Tegel zu Kaiser's Geburtstag 
oder zu ähnlich bedeutsamen Anlässen 
noch Lagerbier fiir alle gab, gibt es auch 
heute weder Lichtschalter- je nach Be­
darf ist »die Birne« rein- oder rausschrau­
ben - noch Steckdosen. 

Und ähnlich wie zu Kaiser's Zeiten ist 
auch heute noch die Versorgung: für je­
den der 240 TA I-Bewohner gibt es ein 
Stück Brot, »lmpe« und etwas Belag. Das 
Brot muß dünn geschnitten werden: vier 
Scheiben fiir den Abend, vier ftir das 
Frühstück. Impe ist laut amtlichem Ver­
köstigungsplan »Streichfett« oder nur 
»Fett«, das einmal wöchentlich ausgeteilt 
wird und normale Margarine ist. 

Unangenehmer ist der Durst. Im Ge­
gensatz zu Moabit gibt es in Tegel keine 
anstaltseigenen Thermoskannen, und es 
gibt nichts zu trinken; stattdessen wird 
in der zentralen Ausgabestelle ein grau­
braunes Pulver ausgegeben, das in Was­
ser löslich ist. 

Spätestens hier stellt sich die Frage 
nach der Eigenversorgung, nach dem 
Einkauf, auf den der Häftling ungünstig­
stenfalls sechs Wochen wartet. Im lieht­
blick 1-2/98 (S.35) wurde darauf hin­
gewiesen, daß »die von der Anstaltslei­
tung befürchteten >Abhängigkeiten, die 
sich in illegalen Geschäften mit anderen 
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Gefangenen begründen<, eher zu verhin­
dem sind. wenn ein Häftling über legale 
Gelder verfugen darf<< (mittlerweile wird 
den Neuzugängen schon in der Hauskam­
mer Kaffe und Tabak angeboten - zu be­
zahlen vom Taschengeld). 

In der Regel ist die Aufnahme aber erst 
dann erfolgt, wenn sich die Häftlinge et­
was gegen horrende Zinszahlungsver­
sprechen geliehen haben oder am subkul­
tureilen Erwerbsleben teilnehmen. Nur 
die wenigsten können sich dem entzie­
hen; viele sind direkt oder indirekt am 
Drogengeschäft beteiligt. 

Für diejenigen, die trotzdes Wohnens 
in Zellen im Kleiderschrankformat, der 
seit dem 09.10.98 beginnenden Doppel­
belegung (in die wenigen Gruppen- und 
Freizeiträumen sollen mindestens je zwei 
Menschen gestopft werden), der erhebli­
chen Versorgungsengpässe selbst mit 
Reinigungs- und Hygieneartikeln. der all­
zuoft nicht im Beisein der Gefangenen 
geöffneten Post und der sonstigen Wid­
rigkeiten in dem seit 30 Jahren zum Ab­
riß bereitstehenden Gemäuer versuchen 
wollen, sich zumindest dem Drogenkon­
sum zu entziehen, gibt es zwei sogenann­
te Drogenvorschaltstationen (B4 und C4), 
die Mitte 1993 eingerichtet wurden. 

Die EWA (s.S.44) hatte sich 1995 be­
klagt, daß hier auch solche Leute aufge­
nommen würden, die nicht »clean«, also 
drogenfrei werden, sondern nur »dealen«, 
also mit Drogen handeln wollten - mit 
legalen Mitteln seien die Dealer dann 
nicht mehr wegzukriegen. 

Die heute dort lebenden Häftlinge be­
klagen zwar auch, daß es genausoviel 
»Stoff« wie »UKS« (Urinkontrollen) gibt 
- wesentlich problematischer sei aber die 
Unterversorgung mit Therapeuten: es gibt 
keine (vgl.S.41). 

Dafiir gibt es die Station A4, eine Ab­
sonderungs-, Abschirm- oder Dealersrat­
ion mit Haftbedingungen, die 1969 durch 
das I. Strafrechtsreformgesetz abge­
schafft werden sollten. 

Angesichts der Tatsache, daß in die­
sem Haus 1968 der erste Wohngruppen­
vollzug und damit eine der noch heute 
modernsten Vollzugsarten eingerichtet 
wurde, ist die »Zuchthausstation« mehr 



als nur ein Festhalten an der »guten alten 
Zeit«: es ist ein möglicherweise rechts­
widriges Disziplinierungsmittel. 

In einem Schreiben vom 16.07 .98, das 
die Rechtanwältin Barbara Dubick an die 
Strafvollstreckungskammer sandte und 
dem liehtblick von einem ihrer auf A4 
verwahrten Mandanten zur Verfugung 
gestellt wurde, wird darauf hingewiesen, 
daß eine »bereits anhängig gemachte Ver­
fassungsbeschwerde fur erledigt erklärt« 
worden sei, weil der Isolierte »kurz vor 
einer Entscheidung des Verfassungsge­
richts kurzfristig in den Normalvollzug 
zurückverlegt wurde«. 

Das könnte ein Hin­
weis auf das von der An­
wältin vermutete Vorlie­
gen möglicher Rechtsver­
stöße gegen§§ 17, 19, 22, 
33 , 37, 67 StVollzG und 
§ 129 StGB sein. Über 
diese möglichen Wider­
rechtlichkeiten hinaus 
könnten die §§ 85 , 88, 
102, 103 und 106 StGB 
seitens der Anstalts- und 
Teilanstaltsleitung rechts­
fehlerhaft ausgelegt und 
angewandt worden sein. 

Bevor die Haftsituation 
der Abgesonderten en.vas 
detaillierter beschrieben 
wird (in der übernächsten 
Iichtbiick-Ausgabe er­
scheint eine ausfuhrliehe 
Darstellung) ist aufzwei­
erlei hinzuweisen: zum 
einen läßt die überra­
schend unbürokratische 
und unkoutrollierte Kon­
taktaufnahme, die dem 
Iichtblick mit den Ab­
gesonderten ermöglicht 
wurde, auf ein besseres 
Gewissen der Verant­
wortlichen schließen, als 
es die kurzfristige Verle­
gung vermuten ließ; zum 
anderen handelt es sich bei den Isolier­
ten um Häftlinge. die in irgendeiner Wei­
se mit Verhaltensweisen in Verbindung 
zu bringen sind, die besonders in drogen­
und gewaltarmen Bereichen des »Nor­
malvollzuges« als problematisch angese­
hen werden könnten. 

Aber reicht der Verdacht, mit Drogen 
zu tun zu haben oder mit körperlicher 
Gewalt ungehemmter als andere umzu­
gehen ftir die Verwahrung unter zucht­
hausähnlichen Haftbedingungen aus? 
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Bei vielen der 25 Abgesonderten ha­
ben sich die Verdachtsmomente vor Ge­
richt nicht als hinreichend fur eine Ver­
urteilung erwiesen. Trotzdem wird über 
jeden A4-Bewohner zunächst eine drei­
monatige Einkaufs- und eine sechsmo­
natige Paketsperre verhängt. 

Darüber hinaus wird ihr Kontakt zu 
Angehörigen und sogar zu Verteidigern 
weitgehend eingeschränkt: zwei Telefo­
nate ä I 0 Minuten sind ohne separaten 
Antrag gestattet- mehr Gespräche wer­
den nur nach längerer Voranmeldung ge­
nehmigt ... und auch das nur unter Ver-

zieht auf ein Wunschdatum ... und nur 
zur Mittagszeit. Und nur gegen Bezah­
lung vom Taschengeld: bis auf die zwei 
Hausarbeiter dürfen Abgesonderte näm­
lich keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. 

Ein einziger A4-Bewohner hat die 
Möglichkeit, sich von s~iner Familie ge­
mäß den im Strafvollzugsgesetz festge­
legten Regelungen besuchen zu lassen -
alle anderen können ihre Kinder, Frauen 
oder sonstigen Besucher nur in einem 
winzigen, durch eine Trennscheibe hal-
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bierten Kämmerchen sprechen. Nur ein 
A4-Bewohner darf eigenes Koch-Ge­
schirr benutzen - alle anderen müssen 
sich ihr Essen in zwei Bratpfannen wär­
men, von denen eine keinen Griff hat 
(selbst Schuld, meinte ein Beamter: wer 
aus Wut über dreckiges Geschir die Pfan­
ne so an die Wand wirft, daß der Griff 
abbricht ... ). Und der Herd sowie die üb­
rigen Kücheneinrichtungen werden kei­
nem Hygienestandard gerecht (vor zwei 
Monaten hätte es einen neuen gegeben, 
meinte der Stationsbeamte). 

der Iichtblick wird diesen und ähn­
lichen Problemen auf den 
Grund gehen und hofft, 
daß bis zur nächsten Aus­
gabe Tischtennisbälle auf 
die Station gelangt sind 
(das ist eine der wenigen 
Beschäftigungsmöglich­
keiten der Isolierten), daß 
vielleicht ein paar Spiele 
gespendet und die in al­
len Häusern üblichen Vor­
hängeschlösser zum 
Schutz der Hafträume be­
schafft werden konnten, 
daß das Methadon-Pro­
gramm nicht auch noch 
bei AIDS-Kranken gestri­
chen und Bastei- und Zei­
chengenehmigungen er­
teilt wurden. 

Für die »Normalgefan­
genen« so etwas wie 
Waschmaschinen oder 
ähnliche Verbesserungen 
zu wünschen, scheint pa­
radox zu sein: Schon in 
den 20er Jahren stellte die 
Aufsichtsbehörde bei ei­
ner Begehung erhebliche 
bauliche und organisato­
rische Mängel fest, die 
nicht einmal nach dem 
Zweiten Weltkrieg besei­
tigt wurden, obwohl die 
Französische Militärre­

gierung in diesem Haus ihren Anstalts­
direktor einquartiert hatte (dessen Büro 
erst nach der Vereinigung BRD/DDR auf­
gelöst wurde). 

1973 wurde das panoptiscbe, also eine 
Rundumsicht ermöglichende System 
durch den Einbau von Zwischendecken 
ersetzt, aber die dadurch gewonnenen hy­
gienischen und statischen Vorteile kön­
nen nicht vergessen machen, daß die TA 
I abrißreif ist- das wurde übrigens schon 
vor 30 Jahren erkannt. 0 
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TAII 
Vom Königlichen Zellengefangnis zur Justizvollzugs-Teilanstalt- was hat 

sich in den letzten 100 Jahren außer dem Namen noch geändert? 

Als der erste Anstaltsleiter des Kö­
niglichen Strafgefängnisses Te­
gel, Direktor Alexander Klein, 

1897 in die Planungskommission eintrat 
und sein Amt als Leiter der Stadtvogtei 
aufgab, stand bereits fest, daß die heuti­
ge Teilanstalt (TA) II aus 444 Haftzellen 
zum Aufenthalt bei Tag und Nacht (für 
Zuchthäusler und Langstrafer) sowie aus 
42 Schlafzellen zum Aufenthalt bei Nacht 
und während der arbeitsfreien Zeit (für 
Neuzugänge) bestehen würde. 

Kurze Zeit später konnte bereits eine 
Verlängerung des 
D-Fiügels des Zel-
lengefängnisses 
geplant werden. In 
diesem heute unter 
Denkmalschutz 
stehenden Verwal­
tungsflügel waren 
»untergebracht: in 
dem Erdgeschoss: 
die Dienstzimmer 
für die evangeli­
schen Geistlichen, 
den Lehrer, die 
Oekonomie-ln­
spektion, die In­
spektionsbeamten 
des II. Gefängnis­
ses und einen 
Hausvater; in dem 
I. Stockwe rk: die 
Dienstzimmer für den Direktor, das Se­
kretariat (Bureau für die allgemeine Ver­
waltung), die Kasse, die Betriebsinspek­
tion und den katholischen Geistlichen, 
ferner ein Konferenzzimmer, ein Kanz-

das Verwaltungsgebäude eine richtige 
Kirche (s.S.47f) zu setzen. Damit war die 
TA I der kostspieligste Bau von allen: er 
verschlang 603.295 Mark (vgl. S.23). 
Einer der beiden statt der anfänglich ge­
planten Kuppel diente bis in die jüngste 
Zeit noch als Wasserspeicher. 

Dafür gab es außer den »normalen« 
Haftzellen noch sechs Arrestzellen, Bü­
roräume für die Polizei- und Arbeitsbe­
triebe, ein WC samt Warteraum für Be­
sucher und schließlich ein Schulzimmer, 
in dem 29 Häftlinge im Alter von 18 bis 

24 Jahren mit langen Strafen unterrichtet 
werden konnten. 

Die Zellenfenster der Hafträume in 
Haus Il waren mit 105x82 cm größer als 
alle anderen in der Anstalt; ansonsten wa-

»Die veraltete und ungünstige bauliche Struktur des 
Hauses läßt einen differenzierten Wohngruppenvollzug 

nicht zu« (Sen. f. Jus.u. Bund., l 985) 

Iisten- und Fernsprechzimmer, ein Boten­
zimmer und ein Zimmer für das Messen 
und Photographieren nach Bertillon« 
(Klein, Das Strafgefangniss bei Berlin in 
Tegel. Mit einem Lageplan. , 1903, S.32). 

Weil der geplante Setsaal nicht ausrei­
chend schien, wurde kurz vor Bauende 
der Anstalt (0 1.1 0.1898) beschlossen. auf 
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ren die Räume fast gleich ausgestattet: 
es gab eine Klappbettstelle mit dreiteili­
ger Matratze und ein Keilkissen aus In­
diafaser. 

In einigen Zellen gab es darüber hin­
aus noch Klapptische und Klappsitze; nur 
in etwa I 00 Zellen gab es bewegliche Ti­
sche und Schemel. 
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Einen ersten Modernisierungsschub 
gab es 1915, als von Petroleum- und Gas­
lampen auf elektrisches Licht umgestellt 
wurde (allerdings dachte niemand an den 
Einbau von Steckdosen); einen zweiten 
Modernisierungsschub gab es dann gut 
15 Jahre später: die sogenannten Leib­
stühle wurden durch Spülklosetts ersetzt. 
Auf einen dritten Schub warten die Te­
geier Haus 11-Bewohner noch heute. 

Geändert hat sich lediglich der ame 
der Strafanstalt: seit April 1977, also fast 
I 0 Jahre nach den ersten ernsthaften Plä­

nen, die Häuser I, li 
und lii abzureißen 
und durch acht 
Neubauten zu er­
setzen, heißt das 
Tegeler Gefängnis 
Justizvollzugsan­
stalt (JVA) Tegel. 

1985, fast zwan­
zig Jahre nach der 
Einführung des 
Wohngruppenvoll­
zugs (§ 7 Il Nr. 3 
StVollzG), stellte 
der Berliner Sena­
tor für Justiz und 
Bundesangelegen­
heiten in einer Bro­
schüre über den 
»Justizvollzug in 
Berlin« fest: »Die 

Teilanstalt hat 373 Haftp lätze [ ... ). Die 
veraltete und ungünstige bauliche Struk­
tur des Hauses läßt einen differenzierten 
Wohngruppenvollzug nicht zu« (S.I8). 

Im November 1992 wurde ein Papier 
zur » eustrukturierung der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel« fertiggestellt in dem 
von »Gefahren subkultureller Mechanis­
men« in der TA li die Rede ist: »Wird 
dem freien Spiel der Kräfte der Gefan­
genen untereinander Raum gelassen. 
dann tendieren Vollzugsbereiche dazu, 
von sub kulturellen Verflechtungen über­
zogen zu werden. Es entstehen Abhän­
gigkeiten aufgrund von Darlehensge­
schäften im Zusammenhang mit begehr­
ten Nahrungs- und Genußmitteln [ ... )« 
(a.a.O., S.38). Muß dies noch kommen­
tiert werden? 



Heute leben in diesem Haus, das vor 
30 Jahren abgerissen werden sollte. 380 
Menschen - und zwar immer noch, wie 
übrigens fast jeder zweite Tegeler Häft­
ling, ohne Steckdosen. 

Dafür gibt es eine Station für Drogen­
abhängige. die als solche erkannt sind ; 
es gibt eine Substituiertenstation, eine 
»Schuldenburg« genannte Station und 
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Häftlingen mittels Methadon zu helfen, 
von der Drogensucht wegzukommen. 

Methadon hat zwar ebenfalls ein 
Suchtpotential und kann Sucht nicht hei­
len, aber es .kann oral verabreicht, also 
geschluckt werden, was die Heroinsprit­
ze überflüssig macht und die Gefahr der 
Übertragung von »Fixer-Hepatitis« oder 
AIDS eindämmt. Vor allem kann die Sub-

Vor dreißig Jahren sollte TA li abgerissen werden ­
heute leben noch 3 80 Menschen in diesem Gemäuer 

und zwar ohne Steckdosen 

eine zur Moschee umfunktionierte Dop­
pelzelle. 

Hinsichtlich der Drogenproblematik 
heißt es in einem »Bericht an die Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland 
über einen Deutschlandbesuch des Eu­
ropean Committee 
for the Prevention 
of Torture and In­
human or Degra­
ding Treatment or 
Punishment (CPT) 
vom 8. bis 20. De­
zember 1991 « im 
Absatz » 147. Die 
Delegation war in 
hohem Maße 
schockiert vom 
Ausmaß der Dro­
genproblematik in 
den Berliner Ge­
fängnissen, insbe­
sondere in der Ju­
stizvollzugsanstalt 
Tegel. [ ... ] Diesbe­
züglich möchte das 
CPT die Aufinerk­
samkeit der deutschen Behörden auf die 
Vielzahl von Klagen lenken, die vermu­
ten lassen. daß Gefängnisbeamte in den 
Drogenhandel, der offenbar in der Justiz­
vollzugsanstalt Tegel stattfindet, verwik­
kelt sind«. 

stitution (Ersetzung) für ein Ende der Be­
schaffungskriminalität sorgen, die in 
Strafanstalten leichter als außerhalb zu 
erheblichen Problemen führen kann. In 
Nordrhein-Westfalen wurde das schon 
vor langer Zeit erkannt: dort gibt es seit 

1988 verschiedene Methadon- und Pol­
amidon-Programme. 

Für ebenfalls 16 Häftlinge ist die 
Schuldenburg gedacht: Hier leben Men­
schen, die sich über den Kampf um Nah­
rungs- und Genußmittel (s.o.) hinaus so 

bedroht fühlt bis zu »Lampenbauern« 
(das sind »aufgeflogene« Spitzel und An­
schwärzer) gibt es hier die unterschied­
lichsten Typen. 

Weniger typenreich sind die Besucher 
der Moschee: diese steht nämlich nur tür­
kischen oder arabischen Moslems zur 
Verfügung. 

Für den Rest der Teilanstalt, die dank 
ihrer panoptischen, also eine Rundum­
sicht ermöglichenden Bauweise Blick­
und Hörkontakt zu allen Häftlingen 
gleichzeitig herstellt, gilt. was ein Häft­
ling sagte: »Am Anfang war·n wa Kum­
pels. Denn hieß' et Freundschaft. Und 
dann war nur noch Knast«. 

Und das wird dieses Haus bis zum sei­
nem Abriß bleiben: ein Knast, in dem 
keine Möglichkeiten gibt, echte Freund­
schaften aufzubauen. Dazu trägt nicht nur 
der Umgang der Häftlinge untereinander 

bei. sondern auch 
das Verhalten der 
Beamten gegen­
über den Häftlin­
gen. Zu berück­
sichtigen ist dabei 
allerdings die für 
beide Seiten unan­
genehme Lebens­
bzw Arbeitssituati­
on: Aber sollte es 
nicht allen Widrig­
keiten zum Trotz 
möglich sein, einen 
gemeinsamen Weg 
zu finden, die Pro­
bleme zu lösen? 
Wenn das gelingen 
sollte, wäre das die 
erste wesentliche 
Veränderung der 

letzten I 00 Jahre - und diese Verände­
rung ist ganz sicher einige Zukunftsan­
strengungen wert. 

Voraussetzung für ein Minimum an 
gemeinsamer Zielsetzung ist, daß sowohl 
den normalen Stationsbeamten als auch 

Die Behörden, vor allem die Anstalts­
leitung haben den Bericht dieses Euro­
päischen Ausschusses zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder herab­
würdigender Behandlung oder Bestra­
fung heftig dementiert und auf Vermu­
tungen hingewiesen, die entsprechenden 
Aussagen der Häftlinge könnten in ver­
leumderischer Absicht gemacht worden 
sein. Ein Einzelfall wurde allerdings von 
den Behörden bestätigt. 

Ein gemeinsames Beseitigen der seit 100 Jahren von 
Häftlingen und Bediensteten gleichermaßen beklagten 

Mißstände wäre eine erste richtige Veränderung 

Die Substituiertenstation wurde im 
Frühjahr '96 eingerichtet, um jeweils 16 

in den unangenehmen Teil des subkultu­
reBen Anstaltslebens verstrickt haben, 
daß sie sich schutzsuchend unter den 
Rockzipfel der Beamten flüchten müssen. 

Vom Spiel- oder Drogensüchtigen, der 
seine Schulden nicht mehr zu bezahlen 
vermag und sich deshalb von Gläubigem 

der- 11chcbi1Ck 4·5/1998 

den Häftlingen ein Minimum an Lebens­
und Arbeitsstandard zugestanden wird. 

Die Führungskräfte in Tegel sollten 
sich an den Gedanken gewöhnen, daß es 
nicht reicht, solche Zielsetzungen nur auf 
kleine Zettelehen namens »Leitidee der 
JVA-Tegel<< zu schreiben. 0 
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Die TAIII 
Das Königliche Strafgefängnis ist belebt wie zu Kaiser's Zeiten, aber den 
112 Liter Lagerbier zu dessen Geburtstag gibt's nicht mehr - was sonst? 

Die ersten Baumaßnahmen (26.07 .1896) 
waren kaum beendet (0 1.1 0.1898). und 
die ersten 60 Häftlinge hatten kaum Ein­
zug in das Zellengefängnis II (s.S.28f) 
gehalten (02.1 0.1898), da ging schon der 
erste Häftling auf Flucht: 
Im Reinickendorfer General-Anzeiger 
vom 18.11.1898 heißt es, daß ein zu vier 
Monaten verurteilter 20jähriger Buchbin­
der aus »dem Strafgefängniß an der Te­
geier Chaussee [der heutigen Seidelstra­
ße] entwichen« sei. 

Häftlinge mit solch kurzen und mittel­
langen Strafen wa­
ren im Königlichen 
Strafgefängnis die 
üblichen Bewoh­
ner des Zellenge­
fängnisses III, in 
dem es 408 Haft­
zellen zum Aufent­
halt bei Tag und 

acht sowie 90 
Schlafzellen zum 
Aufenthalt in der 
Nacht und wäh­
rend der arbeits­
freien Zeit gab. 

Die Zellen wa­
ren klein (2,80 x 
2, 10 m bzw. 2,80 x 
I ,43 m); die Fen­
ster waren entspre­
chend: 92 x 80 cm. 
Ähnlich sparsam war die Einrichtung in 
dem für 418.163 Mark gebauten Haus 
(vgl. S.23). 

Der erste Anstaltsleiter, Direktor Alex­
ander Klein, dessen Wohntrakt 63.500 
Mark gekostet hatte, beschreibt diese Ein­
richtungen: »Die Lüftung der Haftzellen 
geschieht durch die Fenster und je eine 
Oeffnung am Fussboden der Korridor­
wand und über der Thür. 

Alle Zellen haben eiserne Signalschei­
ben, durch deren Vorschieben der Gefan­
gene den Aufseher herbeirufen kann. 

Das Bettlager besteht aus einer Klapp­
bettstelle mit dreitheiliger Matratze und 
Keilkissen aus Indiafaser. 

Die hölzernen Leibstuhlgestelle ent­
halten Gefässe aus Steingut mit Wasser­
verschluss und Deckel aus Zinkblech. 
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Die meisten Zellen haben Klapptische 
und Klappsitze, etwa 1 00 dagegen be­
wegliche Tische und Schemel. Die Wand­
bretter sind offen. Die Schlafzellen ha­
ben dieselbe Ausstattung. 

Die Arrestzellen können durch eiser­
ne Fensterläden von Aussen verdunkelt 
werden und enthalten ausser einem Leib­
stuhl eine gemauerte Pritsche mit Boh­
lenbelag und einen Gitterabschluss par­
allel der Zellenthür« (Dir. Klein, Das 
Strafgefängniss bei Berlin in Tegel. Mit 
einem Lageplan., 1903, S.30). 

Noch heute gibt es solche Arrestzel­
len; diese »Zellen im Untergeschoß des 
B-Flügels in der TA III in der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel sollten offiziell als Haft­
bereich außer Betrieb genommen wer­
den«, heißt es in Anhang I des Berichts 
der Delegation des European Committee 
for the Preventiion of Torture an Inhu­
man or Degrading Tratment or Punish-

richt war zum Abschluß des Deutschland­
besuchs (08.-20.12.1991) der CPT-Dele­
gation verfaßt und an die Bundesregie­
rung gesandt worden. 

Ein Jahr später heißt es in einem Pa­
pier zur »Neustrukturierung der Justiz­
vollzugsanstalt Tegel« vom 11.11.1992: 
»Die in der Teilanstalt lll befindliche Si­
cherungsstation BI bestätigt seit ihrer In­
betriebnahme im Jahre 1973 ihre Uner­
läßlichkeit. So dient sie zur Unterbrin­
gung von Gefangenen mit besonderen Si­
cherheitsrisiken, namentlich, wenn nach 

ihrem Verhalten 
oder aufgrund ih­
res seelischen Zu­
standes in erhöh­
tem Maße Flucht­
gefahr oder die 
Gefahr von Ge­
walttätigkeiten ge­
gen Personen oder 
Sachen besteht 
oder wenn die Ge­
fahr einer Befrei­
ung oder erhebli­
cher Störung der 
Anstaltsordnung 
anders nicht ver­
mieden oder beho­
ben werden kann. 
Insofern ist die Sta­
tion BI teilanstalts­
übergreifend zu­

ständig. Da in der Mehrzahl der rege­
lungsbedürftigen Einzelfalle zudem die 
rechtliche Qualität des § 85 StVollzG 
nicht erreicht wird, ist der Vorhalt der 
Station BI unter Aufrechterhaltung der 
bisherigen inhaltlichen und kapazitären 
Vorgaben unentbehrlich« (a.a.O., S.l4). 

Was da als unentbehrlich erachtet wird, 
sind Zellen. die statt eines Waschbeckens 

»Die Zellen im Untergeschoß des B-Flügels in der TA 
III in der Justizvollzugsanstalt Tegel sollten offiziell als 
Haftbereich außer Betrieb genommen werden« (CPT) 

ment (CPT)- also des Europäischen Aus­
schusses zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder herabwürdigender 
Behandlung oder Bestrafung. Dieser Be-
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nur ein Loch in der Wand haben. das 
30cm breit, 12,5cm hoch und 13cm tief 
ist; als Bett dient ein 33cm hoher und 
85cm breiter BetonsockeL auf den eine 



Matratze gelegt werden darf. Der vom 
Häftling verfügbare Raum ist 5,70m2 

»groß«. Licht kann nur von Beamten an­
oder ausgeschaltet werden. 

Mindestens eine derB I-Zellen hat der 
Aussage einer Rechtsanwältin zufolge 
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direkt über der Zentrale abgeworfen wor­
den. »Nach Beendigung der Bauarbei­
ten« wurde das Zellengefängnis in der 
Lebrter Straße geschlossen und die »335 
Männer (Zuchthausgefangene und Lang­
strafer) [ ... ] wurden geschlossen in das 

Der erste Anstaltsleiter nach dem Weltkrieg II kam aus 
der Lehrter Straße- dort waren kurz zuvor noch zwei 

Krankenschwestern guillotiniert worden 

einen geneigten Fußboden, was auf Dau­
er das Gleichgewichtsgefühl und vor al­
lem das Schlafen stört. 

Eine derartige Unterbringung wird 
vom Gesetzgeber als »unausgesetzte Ab­
sonderung eines Gefangenen (Einzel­
haft)«(§ 89 I StVollzG) bezeichnet- die 
Häftlinge nennen es »Stube/Küche«, ob­
wohl es das eine 
nicht ist und das 
andere nicht hat 

Dafür gibt es 
hier wie in den üb­
rigen Zellen auch 
seit den 30er Jah­
ren richtige Spül­
klosetts anstelle 
der zuvor ge­
bräuchlichen Leib­
kübel. 

Das könnte 
möglicherweise 
auf die Umfull.ktio­
nierung der TA III 
zurückzuführen 
sein: Nachdem 
Haus I Anfang 
1916 eine Militär­
strafanstalt gewor­
den war, wurde aus 
Haus III knapp 
zwei Jahre später eine Militär-Arrestan­
tenanstalt 

Haus III der Strafanstalt Tegel verlegt. 
[ ... ] Das Personal des Zellengefängnis­
ses wurde etwa zu 70% an die Strafan­
stalt Tegel und der Rest an andere Straf­
anstalten versetzt. Leider wurde hierbei 
ein Fehler begangen, daß das vom Zel­
lengefängnis an die Strafanstalt Tegel 
versetzte Personal geschlossen im Haus 

III verblieb und sich so eine >Anstalt in 
der Anstalt< bildete. - Eigene Dienstzu­
teilung, eigene Urlaubsabwicklung usw« 
(Oberregierungsrat A.D. Müller, Leiter 
der Personalverwaltung; Aufzeichnungen 

noch zwei Krankenschwester hingerich­
tet (per Fallbeil), die der Euthanasie an­
geklagt waren. 

Ende der 60er Jahre war das Haus III 
mit 520 Häftlingen überbelegt. 1967 kam 
es dann zu einem Krawall, der nur mit 
zwei Hundertschaften eingedämmt wer­
den konnte (ähnlich: S.53f). 

1985 stellte der Senator fiir Justiz in 
einer Broschüre über den »Justizvollzug 
in Berlin« fest: »Die Teilanstalt III ver­
fiigt über 407 Haftplätze, die in erster 
Linie fiir Gefangene mit langen bis zu le­
benslangen Freiheitsstrafen bestimmt 
sind. Die wachsende Zahl von Auslän­
dern [heute gibt es über 500 aus über 50 
Nationen], die untereinander die ver­
schiedensten national und religiöskultu­
rell begründeten Rivalitäten austragen, 
sowie der hohe Anteil an Heroinhändlern 

mit erheblichen 
Freiheitsstrafen 
macht den Bereich 
besonders sensibel 
und störanfällig« 
(a.a.O., S.l8f). 

Heute wird der 
TA IIl eine Bele­
gungsfähigkeit von 
322 Häftlingen un- · 
terstellt , es gibt 
dank einer Insas­
senvertreterinitiati­
ve einen Wohn­
gruppenvollzug im 
A-Flügel , und es 
gibt einen drogen­
reichen B-Flügel. 
Darüber hinaus 
gibt es e inen 
Waschsalon, in 
dem ein einziger 
Häftling für alle 

anderen die Wäsche säubert. 
Trotzdem: Der vor 30 Jahren beschlos­

sene Plan, die TA IJI abzureißen, sollte 
endlich umgesetzt werden. Durch Erfah­
rung so weit klug geworden, zu wissen, 

Zu jener Zeit gab es etliche Fluchtver­
suche, Meutereien und jede Menge be­
sonderer Vorkommnisse; außerdem wur­
de Direktor Klein zum Oberstrafanstalts­
direktor befördert und er erhielt mehr Per­

·sonal (160 Mitarbeiter). 
In der NA-Tegelleben Menschen aus über 

Noch vor Ausbruch des Zweiten Welt­
krieges wurde ein Teil des Verwahrhau­
ses Ili zum Untersuchungsgefängnis fiir 
Sondergerichte und für den Volksge­
richtshof umfunktioniert; Anfang 1940 
wurde dann die ganze TA III der Wehr­
macht als Untersuchungsgefängnis zur 
VerfUgung gestellt. 

Nach dem Krieg war das Haus mehre­
re Jahre nicht belegbar- eine Bombe war 

50 Nationen - reichen da eine christliche Kirche und 
zwei moslemische »Moscheen«? 

über Ereignisse im Strafvollzug in Ber­
lin [ ... ] über die Entwicklung des Straf­
vollzuges in Berlin seit dem 8. Mai 1945, 
Berlin, 30.02.79, S.29). 

Aus der Lehrter Straße wurde auch 
gleich der erste Anstaltsleiter nach dem 
Krieg mitgebracht; kurz zuvor hatte er 
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daß es spätestens seit dem Beginn des 
OE-Prozesses erst einer »Meta-Planung«, 
also einer Planung von Plänen bedarf, um 
Pläne umzusetzen, wünscht die Redak­
tiongemeinschaft des Gefangenenmaga­
zins der lic::ht:blick allen Wartenden eine 
baldige Entlassung. 0 
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SothA 
Dank Überbelegung bleibt die TA IV die größte sozialtherapeutische An­

stalt (SothA) Deutschlands- was hat sie außerdem noch zu bieten? 

Seit fast 30 Jahren gibt es im bun­
desdeutschen Strafvollzug sozial­
therapeutische Einrichtungen und 

damit die Möglichkeit, Häftlinge zumin­
dest annähernd so zu verwahren, wie es 
das Strafvollzugsgesetz (StVollzG) seit 
über 20 Jahren fordert: unter Haftbedin­
gungen, die »den allgemeinen Lebensbe­
dingungen soweit als möglich angegli­
chen« (§ 3 Absatz I StVollzG) und auf 
die individuelle »Entwicklung des Gefan­
genen« (§ 7 III Satz I StVollzG) abge­
stellt sind, soll der Sträfling zu »sozialer 
Verantwortung« (§ 2 S.l StVollzG) be­
fähigt und vor »schädlichen Folgen des 
FreiheitsentZuges« (§ 3 II StVollzG) ge­
schützt werden. 

Obwohl das Strafvollzugsgesetz für 
alle in Gefangenschaft lebenden Men­
schen (Berlin: 5.000, BRD: 70.000) gilt 
und ein dem Gesetzesauftrag entspre­
chender (Behandlungs-) Vollzug nur in 
sozialtherapeutischen Einrichtungen 
denkbar ist, gibt es in der Bundesrepu­
blik nur knapp 900 solcher Haftplätze, 
von denen allein die sozialtherapeutische 
Anstalt (SothA) in der Justizvollzugsan­
stalt (JVA) Tegel 167 bereitstellt (bei ei­
ner Aufnahmekapazität von 160). 

Begonnen hat die wechselvolle Ge­
schichte der zwischen 1963 und 68 ge­
bauten Berliner SothA mit einer kleinen 
Gruppe besonders aggressiver Häftlinge, 
für die schon 1968, in der TA I der erste, 
heute dort kaum noch praktizierte Wohn­
gruppenvollzug (§ 7 II Nr.3 StVollzG) 
eingerichtet wurde. 

Im Oktober 1969 wurde dann unter der 
Leitung des Arztes, Psychotherapeuten 
und Kriminologen Dr. K.remer damit be­
gonnen, in der TA IV je 15 sorgfältig aus­
gewählte Häftlinge in zwei Wohngemein­
schaften zusammenzufassen. 

Am 01.01.1970 war die erste sozial­
therapeutische Abteilung in der Strafan­
stalt Tegel vollständig eingerichtet: Je ein 
Psychologe, Psychiater und Sozialarbei­
ter sowie acht (kurze Zeit später 1 0) stän­
dige Beamte im Schichtdienst betreuten 
die 30 »Elite-Häftlinge« dieser Abteilung 
3, deren Bewohner als Klienten bezeich­
net wurden, Privatkleidung tragen durf­
ten, tagsüber offenstehende Zellentüren 
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und viele ähnliche Privilegien hatten, von 
denen die Tegeler Zuchthaus- und Ge­
fängnisgefangenen nur träumen konnten. 

Erstaunlich an diesen Veränderungen 
ist nicht nur das Tempo in dem sie sich 
vollzogen, sondern auch, daß sie gerade 
»im Verwahrhaus IV« stattfanden- die­
ses Haus war nämlich unter anderem für 
Sicherungsverwahrte (vgl. S.50ft) vorge­
sehen; allerdings wurden den 225 Insas­
sen dieser Teilanstalt schon von Anfang 
an »im gleichen Umfang Vergünstigun­
gen gewährt« wie denen »in den anderen 
Verwahrhäusern« (so der damalige An­
staltsleiter, der Leitende Regierungsdi­
rektor Glaubrecht in: der liehtblick 2/ 
69,S.11). 

Mit der Einrichtung der Abteilung 3 
wurde der Grundstein für den »neuesten 
Anstaltstyp« gelegt und die »bedeutsam­
ste Neuerung im Maßregelrecht« (der 
liehtblick 10/69, S.31) vorweggenom­
men, so daß schon am 07.11.78 erste Er­
gebnisse einer Langzeitstudie über das 
am 19.01.70 offiziell zur SothA ernann­
ten Hauses vorlagen. Diese Studie war 
im Rahmen der »Aktionsforschung >Te­
geier Modell< (1968-1978)« vom »Ar­
beitskreis Soziales Training e.V. (Ast)« 
angeregt und mit Mitteln der »Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG)« vom 
»Max-Pianck-Institut fiir ausländisches 
und internationales Strafrecht -For-

der I iehebi ock 4·5/ 1998 

schungsgruppe Kriminologie- Freiburg« 
durchgeftihrt worden; das erste Ergebnis: 
Die Rückfallquote der knapp 400 »Insas­
sen, die im Zeitraum 1971-1974 aus dem 
Behandlungsvollzug der Strafanstalt Ber­
lin-Tegel entlassen wurden« (der lieht­
blick 3/79, S.7) erwies sich um fast ein 
Drittel niedriger als bei Häftlingen, die 
aus dem Regelvollzug entlassen wurden. 

Heutige Studien, die mit verbesserten 
statistischen Mitteln durchgeführt wer­
den, stellen nur noch 8-14% weniger 
Rückfälligkeit fest- zu berücksichtigen 
ist bei dem Vergleich alter und neuer Er­
gebnisse jedoch, daß seit dem Wegfall der 
alten Strafarten (Zuchthaus, Gefängnis, 
Einschließung, Haft) durch das Zweite 
Strafrechtsreformgesetz (0 1.04. 70) und 
der Einführung des Strafvollzugsgeset­
zes (16.03. 76) die »nicht-sothanischen« 
Haftbedingungen wesentlich besser ge­
worden sind. 

Aber auch die »sothanische« Behand­
lung wurde verbessert: Um die »berufli­
che Ausbildung, das Erlernen von Kom­
munikation, die Übung der Bewältigung 
ihrer Probleme und das Akzeptieren der 
eigenen Schwierigkeiten« kümmerten 
sich anfänglich noch» Wissenschaftler«, 
deren Ansprüche »zunächst an der eige­
nen Ziellosigkeit« krankten: »Mit unter­
schiedlichen Modellen und Ansätzen 
wurde >herumgedoktert<, was auch noch 



fünf Jahre nach Beginn der besonderen 
Behandlung der damalige Justizsenator 
Oxfort bekennen mußte« (Der Tagesspie­
gel, zitiert nach der liehtblick 9/78, 
S.19). 

Tatsächlich war aus der ursprüngli­
chen, aus zwei Wohngemeinschaften be­
stehenden Abteilung eine ganze Anstalt 
mit 230 Haftplätzen (zum Teil mit Zellen 
a 1,10 X 2,30m) und einem entsprechend 
vielfältigen Behandlungsangebot gewor­
den, was der SothA den Ruf eines »Ex­
perimentierhauses« eintrug und zu un­
terschiedlichsten Reaktionen bei den 
Häftlingen führte: Die einen wehrten sich 
mit Händen und Füßen gegen die Verle­
gung in eine Institution, »die jeden zu zer­
brechen drohte- zumindest in charakter­
licher Hinsicht« (ein ehemaliger Zucht­
häusler); andere wollten unbedingt dort­
hin - wegen der vielen Vergünstigungen 
(mehr Fernsehen, mehr Sprechstunden, 
mehr Freizügigkeit); und wieder andere 
wollten dorthin, weil es nur dort die Mög­
lichkeit gab, einen Schulabschluß zu er­
werben (s.S.53t). 

Zum Ende der 70er Jahre bestand die 
SothA aus dem »Fachbereich Sozialthe­
rapie mit 6 Psychologen auf ca 60 Klien­
ten. Hier« wurden »Einzel- und Gruppen­
therapie der verschiedensten methodi­
schen Richtungen angeboten (Verhaltens­
Gestalttherapie, Psychodrama, analyti­
sche Gesprächstherapie, Gruppendyna­
mik etc.)«; darüber hinaus gab es den 
»Fachbereich Schule mit 2 Sozialarbei­
tern auf ca. 30 Klienten« und »den Fach­
bereich soziales Training mit 4 Psycho­
logen und zwei Sozialarbeitern auf ca. 85 
Klienten« (der liehtblick 3/79, S.7t). 
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Im Fachbereich Sozial-/Psychotherapie 
nahm zu dieser Zeit Frau Dr. Essler ihre 
Arbeit als Gruppenleiterin und Therapeu­
tin auf. Nachdem sie 1981 »die alleinige 
Leitung« der SothA übernommen hatte, 
wurde »mit der Auflösung der Fachbe­
reiche und einem konzeptionellen Zu­
sammenschluß« begonnen, schreibt die 
engagierte Teilanstaltsleiterin in ihrer aus­
führlichen Stellungnahme (im folgenden 
zitiert als »Essler 98«) zu Fragen, die ihr 
die Redaktionsgemeinschaft des Gefan­
genenmagazins der liehtblick am 
24.09.98 stellte. 

1985 bestand die SothA aus » 13 Di­
plom-Psychologen, 2 Sozialpädagogen 
und 1 Sozialarbeiter« sowie 182 Häftlin-

Häftlinge) werden Langzeitprogramme 
durchgeführt (Basis- und Psychothera­
pie), auf der seit neuestem wieder mit 3-
Personenzellen ausgestatteten Station 5/ 
6 (29 Häftlinge) wird ein entlassungsvor­
bereitendes Sozialtraining angeboten, 
und auf den Stationen 1, 2 und 8 werden 
je 32 Häftlinge mit verschiedenen sozio­
und psychotherapeutischen Maßnahmen 
behandelt. 

Wer aber wird eigentlich behandelt? 
»Im Zuge der Verabschiedung des 2. 
Strafrechtsreformgesetzes im Jahre 1968 
plante der Gesetzgeber im § 65 Strafge­
setzbuch, der 1974 in Kraft treten sollte, 
Straftäter mit hohem Rückfallrisiko und 
schwerwiegenden Delikten künftig in so-

Die jährlich mehr als 5.000 Lockerungsmaßnahmen 
»sind die Nagelprobe auf dem Weg eines Lebens ohne 

Straftat« (Essler 98). 

gen; darüber hinaus wurde ihr »die neu 
errichtete allgemeinbildende Schule der 
NA Tegel zugeordnet [vgl. S.9], in der 
für mehr als 140 Gefangene aller Teilan­
stalten die Möglichkeit gegeben ist, 
Haupt- und Realabschlüsse zu erwerben« 
(Justizvollzug in Berlin, Juni 85, Hrsg.: 
Senator für Justiz- und Bundesangelegen­
heiten, Abteilung V). 

Heute besteht die SothA aus der Teil­
anstaltsleiterin, ihrem Vertreter, sechs 
Verwaltungsmitarbeitem, dem Vollzugs­
dienstleiter, dessen Vertreter, 12 bis 15 
Psychologen oder Sozialarbeitern und 
167 Gefangenen (Zahlen: Oktober 98), 
die auf fünf Stationen verteilt sind: Auf 
den Stationen 3 (23 Häftlinge) und 7 (19 
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zialtherapeutische Einrichtungen zur Be­
handlung einzuweisen.« (Essler 98). 
1977 ist dem § 65 StGB »eine weitere 
Regelung im§ 9 StVollzG und eine Auf­
nahme in die sozialtherapeutische Ein­
richtung auf freiwilliger Grundlage zur 
Seite gestellt worden; der § 65 war im­
mer noch nicht in Kraft getreten. [ ... ] 
1984 wurde der § 65 StGB schließlich 
ersatzlos gestrichen« (a.a.O.). 

»Die 1969 geschaffene und 1985 ge­
strichene Maßregellösung der Sozialthe­
rapie gern.§ 65 bezog sich auf Rückfall­
täter, Sexualstraftäter, jungerwachsene 
Hangtäter und schuldunfähige I vermin­
dert schuldfähige Täter« (ZfStrVo 3/98, 
S.l33). Nach der bis zum 31.12.2002 gel­
tenden Fassung des § 9 StVollzG wird 
heute in eine SothA verlegt, wer »wegen 
einer Straftat nach den §§ 174 bis 180 
oder 182 des Strafgesetzbuches zu zeiti­
ger Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jah­
ren verurteilt worden ist«, wenn »die Be­
handlung in einer sozialtherapeutischen 
Anstalt nach § 6 I1 2 oder § 7 IV ange­
zeigt ist« (§ 9 I 1 StVollzG). 

Im Durchschnitt sind in SothAs Räu­
ber und Erpresser mit 60 gegenüber 28% 
im »Normalvollzug« die größte Gruppe; 
dann folgen Sexualstraftäter (23% I 7%) 
und Totschläger (22% I 8,3%). 

Die geplante Wiedereinführung der 
Zwangseinweisungen von Sexualstraftä­
tern in SothAs wirft mehr Fragen auf, als 
hier zu beantworten sind- eine der Fra­
gen: kann derart kranken Menschen mit 
einer Sozialtherapie überhaupt geholfen 
werden? 0 
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Die TA V 
Ein Haus für Langstrafer, vorläufige Endstation vieler Gefangener - hier 

gehen die Uhren langsamer als in der übrigen Anstalt 

D ie TA V ist ein im Oktober 1982 
fertiggestelltes Haus, das dem 
äußeren Erscheinungsbild nach· 

in jeder Neubausiedlung der 70er und 
80er Jahre stehen könnte - es hat jedoch 
einen kleinen Schönheitsfehler: es hat 
Gitter vor den Fenstern. Ein ehemaliger 
Bewohner dieses Hauses stellte zur 
Wohnqualität fest, es sei »hier besser wie 
unter einer Brücke zu schlafen«. Die 
nachfolgende Betrachtung wird zeigen, 
inwieweit diese Aussage gerechtfertigt 
ist 
Zunächst einmal steht das Haus mit sei­
ner ganzen äußeren Pracht als eines der 
beiden Tegler »Luxushotels« all jenen 
wohngruppentauglichen Langstrafern zur 
Verfügung, die keine bekannten Drogen­
probleme haben. Derzeit kommen in der 
TA V 195 Gefangene in den Genuß des 
Tegler Hotelvollzuges. 

Was ist das besondere an diesem Haus? 
Es ist in einem relativ guten Zustand, man 
könnte fast auch noch die Bezeichnung 
»modern« gelten lassen. Die Etagen sind 
in jeweils zwei Stationen, sogenannte 
Wohngruppen mit je 15 (Einzel-) Haft­
räumen, aufgeteilt. Die Zellen sind ca. 9 
m2 groß, haben große Fenster und ein 
separates WC. Auf jeder Station gibt es 
einen Duschraum, der jederzeit nutzbar 
ist sowie eine Spülzelle mit jeweils einer 
Kochplatte. Nicht zu vergessen sind die 
Kühlschränke, die jedem Gefangenen 
eine bescheidene Kühlmöglichkeit ge­
ben. Ergänzt wird die Ausstattung durch 
Gruppen- und Tischtennisräume. Außer­
dem gibt es auf jeder Station eine Drei­
mann-Zelle. 

Die Hafträume sind, bis auf die Zähl­
zeiten um 1200 und 1645Uhr, zwischen 630 

und 21 50 aufgeschlossen. Wer nicht arbei­
ten geht, das sind in der TA V ca. 10-15% 
der Insassen, was bei dem Tegeler Ar­
beitslosenstand ein sehr guter Schnitt ist, 
geht entweder seinem Gruppenbetreuer 
oder -Ieiter auf die Nerven oder genießt 
die sanatorische Ruhe in dem Haus. Ab 
14.45 Uhr kann der hauseigene Kraftsport­
raum genutzt werden, der für Tegeler Ver­
hältnisse zwar dem entspricht, was in ei­
nem Vier Sterne Hotel zu erwarten wäre, 
aber nur ein Räumchen ist Das besagte 
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Räumchen, das der Obrigkeit schon lan­
ge ein Dom im Auge ist, wird immer wie­
der zur Zielscheibe der Kritik; insbeson­
dere wenn es darum geht, den Gefange­
nen ein Stück ihrer Freiräume zu nehmen. 
Wenn es um die Verkürzung der Nut­
zungsszeiten geht, ist man deshalb auch 
schnell mit dem Rotstift bei der Hand. 
Unbestritten ist auch die Tatsache, daß 
Sport eine der effektivsten Möglichkei­
ten ist, Aggressionen abzubauen. Die Be­
treuung der Gefangenen in der TA V über-
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nimmt jeweils ein Gruppenleiter oder 
eine Gruppenleiterin (GL). GLs sind für 
jeweils 30 Gefangene zuständig, sie be­
treuen also zwei Stationen, wenn sie nicht 
wegen Krankheit oder Urlaub eines an­
deren GL die Gefangenen zusätzlicher 
Stationen übernehmen mü~sen, was hier 
anscheinend der Regelfall ist- wie wür­
de sich sonst das ständige Fehlen, außer 
mit einer Epedemie erklären lassen. So 
bleibt es nicht aus, daß viele zu erledi­
gende Aufgaben entweder verschoben 



werden oder ganz liegen bleiben, ganz 
zu schweigen von einer durchzuführen­
den Behandlung: diese beschränkt sich 
teilweise nur noch auf die Bearbeitung 
von Vorrneldern. Das Kennenlernen ei­
nes Gefangenen durch den Gruppenlei­
ter, das die Grundlage für eine Behand­
lung darstellt, kann sich daher nur noch 
auf das Aktenlesen beschränken - so es 
denn überhaupt stattfindet. Weder durch 
die Betreuung durch Vollzugshelfer noch 
durch Gruppenaktivitäten lassen sich die­
se Defizite auffangen, da sowohl die Be­
treuung als auch die Aktivitäten zeitlich 
begrenzt und von externen Personen ab­
hängig sind. Hilfreich sind hier sicher­
lich die Meetings und Langzeitsprecher, 
die in die Behandlung der Gefangenen 
miteinbezogen werden und die normalen 
Sprechzeiten ergänzen. 

Damit sind wir bei der Konzeption des 
Hauses angelangt, die als »Behandlungs­
orientierter Wohngruppenvollzug« dekla­
riert wird. Was heißt das? Wenn es denn 
je gelungen sein sollte, den »Behand­
lungsorientierten Wohngruppenvollzug« 
in die Praxis umzusetzen, dann in der 
ehemaligen TA LII E. (s.S.40) Die Idee 
des Wohngruppenvollzuges entstand An­
fang der siebziger Jahre in der euphori­
schen Erwartung eines kommenden Straf­
vollzugsgesetzes. Leider ist von dieser 
Idee nicht viel übrig geblieben. Sogar die 
noch beim Wechsel der Langstrafer aus 
III Ein die TA V vorhandenen Reste des 
Wohngruppenvollzuges, wurden und 
werden bis auf mikroskopische Restbe­
ständezurückgeschnitten. Ein Überbleib­
sel aus dem ehemaligen lii E Bereich ist 
ein Haftraum wie er im Bild rechts unten 
zu sehen ist. Dieser stellt nicht die Regel 
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in der TA V dar sondern begründet sich 
auf der Besitzstandswahrung einzelner 
Häftlinge aus dem III E Bereich und der 
Mitgliedschaft in der Aquariumgruppe. 

Die Grundlage für den I1I E Bereich 
bildeten die »kontinuierlich arbeitenden 
Trainingsgruppen«, deren Gruppenleiter 
»qualifizierte Bürger« und» Vertreter der 
Öffentlichkeit« waren. Ziel war, das »so­
ziale Verhalten im Sinne des Strafvoll­
zugsgesetzes zu fordern, aufrechtzuerhal­
ten oder gar wiederherzustellen«. Durch 
folgende Maßnahmen sollte dieses Ziel 
erneicht werden: 

»-Mitarbeit an sozialen Trainingsgrup­
pen zur Erlangung sozialer, lebensprak­
tischer und musischer Fähigkeiten sowie 
zur Entwicklung der Allgemeinbildung, 

- Teilnahme an demokratischen Wil­
lensbildungsprozessen und der Mitwir­
kung der Insassen gemäß der Mitverant­
wortungsregelung der TA Ili E 

- Einbeziehung der Angehörigen und 
Bezugspersonen auch in Form von Mee­
tings und Gemeinschaftssprechstunden 

-durch Ausführungen, die im Rahmen 
der Behandlung mit geeigneten Insassen 
entsprechend der personellen Möglich­
keiten zur Stabilisierung und Aufrecht­
erhaltung der Kontakte zu Bezugsperso­
nen sowie als Trainingsmaßnahme durch­
geführt werden« (der liehtblick 9/ 
I O,S. I 4) Heute scheint diese Art von 
Wohngruppenvollzug, wollte man der 
Anstaltsleitung Glauben schenken, nicht 
mehr praktizierbar zu sein; oder ist es 
vielleicht politisch nicht mehr gewollt? 
Möglicherweise liegt es auch am nötigen 
Willen der Anstaltsleitung, dem »schüt­
zenden Geist des Hauses« (lat.: genius 
loci), wie der behandlungsorientierte 
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Vollzug in der TA IIl E empfunden wur­
de, wieder neues Leben zu schenken. 
Sollte es letzten Endes tatsächlich nur am 
Geld liegen, daß die Einschränkungen 
immer größere Ausmaße annehmen? 

Richtig ist allerdings auch, daß es in 
der heutigen TA V keine aktiv ausgeübte 
Insassenmitverantwortung gibt, daß der 
Wohngruppenvollzug mit 195 Gefange­
nen schwieriger durchzuführen ist als mit 
einer überschaubaren Anzahl von Gefan­
genen, daß eine nicht mehr zu berechnen­
de Klientel vorhanden ist, was der vor­
herrschenden Anonymität zuzuschreiben 
ist, daß der hohe Ausländeranteil (63 aus 
23 Nationen) und die daraus entstehen­
den Kommunikationsschwierigkeiten 
nicht gerade förderlich für eine Gruppen­
bildung sind. All das sind zwar Argumen­
te für die Beibehaltung des Status Quo, 
aber mit dem nötigen Ehrgeiz liesse sich 
eine Menge im Sinne des Strafvollzugs­
gesetzes bewegen. 

Die zur Verfügung stehenden Beam­
ten im allgemeinen Vollzugsdienst, wel­
che für die Betreuung der Gefangenen 
zuständig sind und eine Schlüsselstellung 
zwischen Gefangenen und Anstaltslei­
tung einnehmen, werden immer weniger. 
Zur Zeit sind es 56 Beamte von norma­
lerweise 87, die für das ganze Haus 
Dienstaufgaben wahrnehmen. Man könn­
te sagen, das Haus wird nur noch von ei­
ner Rumpfmannschaft geführt. 

Aus Platzgründen wurde in der TA V 
nicht nur eine Station für Sicherungsver­
wahrte (SV) sondern auch eine PN-Nach­
sorgestation (s.S.42f) eingerichtet. Die 
verschiedenen Vollzugsarten lassen sich 
nur schwer unter einen Hut bringen; auch 
die einheitliche Führung des Hauses läßt 
sich bei den verschiedenen Ansprüchen 
der Vollzugsarten kaum verwirklichen. 

Trotz all der Unzulänglichkeiten und 
Schwierigkeiten sollte versucht werden, 
die Außenorientierung, d.h. die Aufrecht­
erhaltung sozialer Kontakte durch Mee­
tings, Langzeitsprechstunden, Vollzugs­
helferschaft und externe Gruppenange­
bote zumindest auf dem jetzigen Niveau 
zu halten. Wenn auch das Bild durch 
Rückschläge getrübt ist, wie z.B. durch 
Kürzung der Ausführungen, die im 
Durchschnitt von vier auf zwei pro Jahr 
gesenkt wurden. Denn noch ist die TA V 
ein Haus, das auf Vollzugslockerungen 
ausgerichtet ist. Derzeit sind es nur 31 
Gefangene (11 davon Ausländer), die in 
den Genuß von Lockerungen oder ähnli­
cher Maßnahmen kommen; u.a. auch vier 
»Lebenslängliche« und ein SV' er. 0 
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Die TA VI 
Ein Haus, in dem es sich als Gefangener gut leben läßt - zumindest dem 

äußeren Erscheinugsbild nach 

Ganz so ist es ja nicht, wie uns die 
Fassade Glauben machen will. 
Im Inneren zeigt die TA VI ihr 

wahres Gesicht, und das ist nicht von hu­
manistischen Zügen geprägt. Fertigge­
stellt wurde das Gebäude am 03.06.88, 
als Zwilling der TA V. Es ist damit das 
jüngste Haus der Justizvollzugsanstalt 
Tegel. Geplant war, auch die Häuser VII 
und VIII zu bauen, 
was jedoch aus Ko­
stengründen ver­
worfen wurde. Die 
beiden Teilanstal­
ten V und VI sind 
nur vom äußeren 
Bild her identisch, 
obwohl sie nach 
dem gleichen Voll­
zugsbiid konzipiert 
wurden. Auch in 
der TA VI soll der 
behandlungsorien­
tierte Wohngrup­
penvollzug prakti­
ziert werden. Aller­
dings nur mit Ge­
fangenen. die eine 
wesentlich kürzere 
Reststrafe haben 
sowie mit ein paar 
übriggebliebenen 
Langstrafern, die in 
vergangeneo Tagen 
auch in der TA VI 
aufgenommen wur­
den. In diesem 
Haus sollen die 
Häftlinge von ge-
schultem Personal auf den offenen Voll­
zug oder auf den Freigang vorbereitet 
werden, als Vorstufe einer erhofften Ent­
lassung. Kehren wir nun von den Traum­
vorstellungen mancher Leitungsmitglie­
der wieder in die Realität zurück. In der 
TA VI hat schon längst der praktische 
Verwahrvollzug Einzug gehalten. Man 
stelle sich Bahnhof Zoo zur Hauptver­
kehrszeit vor, es ist ein Getümmel von 
Menschmassen, wie auf einem Floh­
markt. Wo 248 Gefangene (saisonale 
Schwankungen sind hier nicht berück­
sichtigt) auf einem Raum leben müssen, 
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der nur für 180 Gefangene gebaut wur­
de, dürfte es mit der Bezeichnung »Be­
handlungsorientierter Wohngruppenvoll­
zug« nicht weit her sein. Das läßt schon 
die derzeitige Belegungsstärke nicht zu. 
Hier wurde ein Projekt, das eine Zukunft 
hätte haben können, so professionell in 
den Sand gesetzt, daß es nun als leuch­
tendes Beispiel für die derzeitige vorherr-

sehende politische wie gesellschaftliche 
Meinung -lieber wegschließen, und das 
möglichst lange - da steht. An dieser Stel­
le sei auch mal eine Lanze für die Gilde 
der Beamten gebrochen, die in diesem 
Haus ihren Dienst versehen müssen und 
wirklich nicht zu beneiden sind: Sie smd 
einem erheblich erhöhten Streßfaktor 
ausgesetzt da sie doppelt so viele Gefan­
gene zu betreuen haben, als normalerwei­
se üblich ist. Die sprachlichen Barrieren 
im Umgang mit den ausländischen Mit­
gefangenen sind nicht gerade förderlich 
für den Wohngruppenvollzug. Immerhin 
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hatjeder zweite Gefangene in der TA VI 
eine ausländische Nationalität. Auch die 
Gruppenleiter von denen es in Tegel so­
wieso zu wenig gibt, haben auf ihren Sta­
tionen die doppelte Menge an Arbeit; 
auch sie dürften nicht mehr wissen, wie 
behandlungsorientierter Vollzug prakti­
ziert wird. Durch die ständige Überbele­
gung und die hohe Fluktuation von Ge­

fangenen unter­
schiedlichster 
Mentalität leidet 
auch das Material. 
Der Verschleißgrad 
der Einrichtung 
liegt weit über dem 
Durchschnitt. Bei 
leeren Kassen folgt 
schließlich, daß die 
Grundsubstanz ver­
loren geht. Mit der 
großen Anzahl der 
Gefangenen und 
der damit verbun­
denen Unübersicht­
lichkeit hielten 
auch die Drogen 
Einzug in dem so­
genannten drogen­
freien und jetzt nur 
noch als »drogenar­
m« bezeichneten 
Bereich. Wo die 
Subkultur Einzug 
gehalten hat, blüht 
der Handel, mit 
dem Einschränkun­
gen (Repressalien) 
von seiten der An­

staltsleitung verbunden sind. 
Aber was heißt das für die Gefange­

nen, die hier zwangsweise einen gewis­
sen Lebensabschnitt verbringen müssen? 

Zwei Menschen müssen auf ca. 9 m2 

Bodenfläche essen und schlafen. Im glei­
chen Raum befinden sich WC, Sanitär­
und Hygieneeinrichtungen. Für so etwas 
wie Intimsphäre ist da kein Platz. Nicht 
einmal mehr, um sich anständig auf die 
Füße treten zu können. Die Einzelpersön­
lichkeit Mensch bleibt hier vollständig 
unberücksichtigt, das Leben wird zur 
Schau gestellt: jeder der möchte, kann zu-



schauen. Kein normaler Mensch würde 
diese Mißachtung der eigenen Per­
sönlichkeit in Kauf nehmen. Hier aber 
greift nun das pfiffige Konzept der An­
staltsleitung von Zuckerbrot und Peit-
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wendet werden, weil Einzelfernsehge­
nehmigungen nur noch schwer zu ver­
weigern sind. Den 248 Gefangenen steht 
auch ein hauseigener Fitneßraum zur Ver­
fugung, der zwar viel zu klein ist, aber 

Zwei Menschen müssen auf ca. 9 m2 Bodenfläche es­
sen und schlafen - Für so etwas wie Intimsphäre 

ist da kein Platz 

sehe: wenn du in den offenen Vollzug 
willst, mußt du über die TA VI und die 
damit verbundene Doppelbelegung in 
Kauf nehmen. 

Vonseiten der Teilanstaltsfuhrung wird 
versucht, Gefangene unterschiedlicher 
Nationalität nicht zusarrunenzulegen, was 
sich aber in einigen Fällen wegen des ho­
hen Belegungsdrucks nicht vermeiden 
läßt. Aggressionen, die in vielen Fällen 
in gewaltsame 
Auseinanderset­
zungen münden, 
sind nicht selten. 
Wo keine persönli­
chen Freiräume 
sind, ist auch kein 
Platz fur Harmonie 
und Ausgeglichen­
heit. 

Zum Glück kann 
gesagt werden, daß 
die Arbeitslosen­
quote in der TA VI 
mit ca. 15% fur Te­
geier Verhältnisse 
noch recht gering 
ist. Diese 15%, die 
immer auch 
menschliebe 
Schicksale darstel-

immerhin einen kleinen Lichtpunkt am 
Ende des Tunnels darstellt. Es sollte in 
dieser Hinsicht von seiten der Anstalts­
leitung über Verbesserungen der sportli­
chen Möglichkeiten nachgedacht wer­
den. Diese müssen nicht irruner viel Geld 
kosten. 

Die Hafträume sind bis auf die Zähl­
zeiten und Nachtverschluß von 630bis2150 

Uhr offen. Die breiten Flure der Statio-

neo geben dieser Teilanstalt einen sana­
torischen Touch. Die Freistunden können 
in einer relativ gepflegten Anlage außer­
halb des Hauses verbracht werden. Viele 

währende Beziehungen können zusätz­
lich während der Langzeitsprechstunden 
gepflegt werden. Wie auch in den ande­
ren Häusern, so können auch hier die 
Häftlinge mit Telefonkarten telefonieren. 

Im zugedes OE- Prozeßes (s.S.4f) soll 
die Leitidee der JVA-Tegel »Um die Ge­
fagenen [ ... ] zu befahigen, in sozialer Ver­
antwortung ein Leben ohne Straftaten zu 
fuhren, bieten wir differenzierte Behand­
lungsformen an .Ausgerichtet an den straf­
tatverursachenden Defiziten und den in­
dividuellen Fähigkeiten der Gefangenen 
erstellen wir fur jeden von ihnen ein Be­
handlungskonzept. Wir wollen ihre Mit­
arbeit wecken und fördern. In diesem 
Rahmen bemühen wir uns um die Erhö­
hung des Ausbildungs- und Bildungsstan­
des, um die Bereitstellung einer ausrei­
chenden Zahl an Arbeitsplätzen unter­
schiedlichster Ausprägung sowie um die 

Bekämpfung der 
Suchtproblematik. 
Geeignete Gefan­
gene wollen wir 
möglichst frühzei­
tig in besondere 
Behandlungsberei­
ehe einschließlich 
des offenen Vollzu­
ges verlegen. [ ... ] 
Zugleich gewähr­
leisten wir die 
Grundversorgung 
der Gefangenen. 
Wir wollen diese 
Ziele durch qualifi­
zierte und motivier­
te Mitarbeiter errei­
chen, die wir be­
darfsgerecht fort­
bilden. Bei Aus­

wahl, Einsatz, Entwicklung und Führung 
des Personals beschreiten wir neue Wege. 
[ ... ] Wir wollen die Effizienz unserer 
Arbeit durch regelmäßige Erfolgskontrol-

len, stehen mehr als auf verlorenem Po­
sten, denn der Nachweis eines Arbeits­
platzes gilt als Grundvoraussetzung fur 
die Gewährung von Vollzugslockerun­
gen. Wohl dem, der sich einen Arbeits­
platz ergattern konnte. 

Gibt es denn nur schlechtes über die 
TA VI zu berichten? Und warum nehmen 
so viele Gefangene die dortigen Widrig­
keiten in Kauf? 

Besuch kann außer zu den Regel- und Sondersprech­
zeiten auch bei sogenannten Meetings mit mehreren 

Personen stattfinden 

Auf jeder Station gibt es neben dem 
Gruppenraum eine Spülzelle mit Back­
herd. Wie in der TA V, stehen auch hier 
den Gefangenen hauseigene Waschma­
schinen zum Waschen der privaten Klei­
dung zur Verfugung - allerdings viel zu 
wenig. Eigene TV-Geräte und Radiore­
corder können nach der jüngsten Geset­
zesänderung nicht mehr als Köder ver-

Gefangene verwechseln den Freistunden­
hof jedoch mit ihrem Mülleimer. Das 
könnte eine Art Protest, eine Art Ausle­
bung animalischer Triebe sein, was aller­
dings in mehr konstruktiver Form gesche­
hen sollte. 

Besuch kann außer zu den Regel- und 
Sondersprechzeiten auch bei sogenann­
ten Meetings stattfinden. Einige länger 
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len meßbar machen und entwickeln hier­
für geeignete Kriterien.« nicht nur in ein­
zelnen Teilanstalten verwirklicht werden. 

Bleibt zu hoffen, daß diese geschrie­
benen Vorhaben, nicht nur graue Theorie 
bleiben sondern auch in die Tat umgesetzt 
werden. Bei den fehlendem Personal und 
leerer Kassen, kann man mehr als skep­
tisch sein. 0 
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111 E 
»Blümchenvollzug« für Schwerkriminelle oder angemessene 

Verwahrung von Langstrafem? 20 Jahre blieb die Frage unbeantwortet. 

N
ach kurzer Bauzeit wurde im 
April 1972 der »E-Flügel des 
Verwahrbereiches III« fertigge­

stellt und belegt. 
Dieser als eigenständige Teilanstalt 

geführte Flügel bestand aus vier Stock­
werken, von denen zwei als Fabriketa­
gen und zwei als Zellentrakt für 63 (spä­
ter 60) Häftlinge dienten. 

Im Vorgriff auf das für 1974 erwartete 
Strafvollzugsgesetz wurde 1973 begon­
nen, hier Gruppenvollzug einzurichten. 

Zur gleichen 
Zeit verlagerte die 
Firma B. Graue! & 
Co KG ihre seit 
November 1971 in 
der Strafanstalt Te­
gel betriebene Her­
stellung von Be­
druckmaschienen 
auf die zwei Fa­
briketagen der TA 
III E, was »durch­
schnittlich 50 Ge­
fangenen (auch aus 
Fremdberufen) un­
ter Anleitung von 5 
Werksmeistern 
eine Beschäfti­
gungsmögl ich­
keit« gab; seit 1974 
bestand »die Mög­
lichkeit der Ausbil­
dung zum Ma-
schienenschlosser, die mit dem Fachar­
beiterbrief abgeschlossen werden konn­
te« (Berufliche Aus- undFortbildungder 
Gefangenen im Strafvollzug, Berlin: 
NA-Tegel, 1976). 

Nach vielen Anfangsschwierigkeiten 
wurde 1977 die erste Konzeption für den 
Gruppenvollzug von der Berliner Senats­
justizverwaltung gebilligt. Das Haus III 
E wurde nun von neun Beamten betreut, 
die sich gemäß der Richtlinien für den 
»Öffentlichkcitsvollzug« jetzt Gruppen­
betreuer nennen durften. 

Neben diesen Mitarbeitern des allge­
meinen Vollzugsdienstes gab es zwei wei­
tere Beamte, die fiir den Werkdienst bei 
Graue! zuständig waren. Den damaligen 
Sozialarbeitern Machnitzki und später 

40 

Adam ist es zu verdanken, daß der »be­
handlungsorientierte (Wohngruppen-) 
Vollzug« kontinuierlich weiterentwickelt 
wurde- z.B. durch Meetings (so werden 
Besuche von Familienmitgliedern aufder 
Station des Häftlings genannt), Ausfüh­
rungen auch bei Langstrafern und durch 
Gruppen, die von Menschen angeboten 
wurden, die von draußen kamen. 

Insbesondere wurden drei Gruppen­
konzepte etabliert: so gab es zum einen 
psychotherapeutische Gruppen, zum an-

deren gab es ein Soziales Training, und 
schließlich gab es eine Gruppe, in der 
therapeutischem Malen und Gestalten 
trainiert werden konnte. 

Leider wurde in der TA III E nie eine 
Statistik über Rückfallhäufigkeit geführt. 
Aber alle der von der Redaktionsgemein­
schaft des Gefangenenmagazins der 
liehtblick darauf angesprochenen Sozi­
alarbeiter, Gruppenbetreuer usw. sind der 
Meinung, daß die Rückfälligkeit inner­
halb des »Behandlungsvollzugs« weitaus 
geringer war als im »Normalvollzug«. 

Selbstverständlich gab es auch in die­
sem Bereich Rückschläge; erinnert sei 
hier nur an die zwei Drogentoten, die es 
seit Bestehen der TA III E gegeben hat. 
Zu sehen ist auch, daß bei vielen Mitar-
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beitem der Justizvollzugsanstalt das Kon­
zept von Ill E nicht als angemessen für 
Langstrafer angesehen wurde; gerade 
dem unteren und mittleren Dienst war der 
Behandlungsvollzug ein Dom im Auge: 
III E wurde als »Hotel-« oder »Blüm­
chenvollzug« verspottet. 

Zum Leidwesen vieler Häftlinge kam 
im März 86 das Aus für die Firma Grau­
ei. Die Firma hatte wirtschaftliche 
Schwierigkeiten und die Frage war, ob 
sie eines ihrer Zweigwerke schließen oder 

ihre Produktion 
aus der Teilanstalt 
III E auslagern sol­
le. Da zum glei­
chen Zeitpunkt der 
Justizsenat die Ko­
sten für die Tegeler 
Leiharbeiter dra­
stisch angehoben 
hatte, entschloß 
s ich Graue! für 
letzteres und gab 
den Standort Ill E 
auf. 

Im Juli 93 kam 
dann auch das Aus 
ftir den Gruppen­
vollzug in III E : 

achder Umstruk­
turierung der ge­
samten Anstalt 
wurden die Gefan-
genen dieses Be­

reiches in das Haus V verlegt. 
Der damals mit der Umstrukturierung 

befaßte Jurist und Psychologe Mollen­
bauer schrieb in einem Papier zu der Auf­
lösung der III E. daß durch die Verlegung 
der »genius loci« verloren gehen würde. 
Er hat damit leicht untertrieben, da nicht 
nur der »schützende Geist des Hauses«, 
sondern einiges mehr verloren ging, so 
daß der heute in der TA V ersatzweise 
praktizierte Gruppenvollzug nicht einmal 
mehr ansatzweise mit dem der TA III E 
vergleichbar ist. 

Auch wenn das seitens der Behörden 
vielfach bestritten wird, ist davon auszu­
gehen, daß der Gruppenvollzug so, wie 
er früher in der TA Ill E praktiziert wur­
de, politisch nicht mehr gewollt ist. 0 



100 J. JVA Tegel 

TAlE 
Vom Drogenverschaltbereich (TA I) in den probeweisen Drogenbehand­

lungsbereich (I E) - Nach 18 Monaten soll der Häftling therapiefähig sein 

I n der NA-Tegel »befinden sich ca. 
300 erkannte Drogenabhängige. Mit 
Beginn des Jahres 1980 wurde das 

Betreuungs- und Behandlungsangebot 
auf den schon seit mehreren Jahren be­
stehenden zwei Drogenstationen in der 
Teilanstalt I neu gestaltet« (Senator für 
Justiz und Bundesangelegenheiten, Ju­
stizvollzug in Berlin, 1985, S.56). 

1993 wurde nochmals um gestaltet: Im 
Sommer wurde die Drogenvorschaltsta­
tion der TA VI, die fur 2xl5 Häftlinge 
eingerichtet war, aufgelöst und in die am 
01.10.1898 erst­
mals belegte TA I 
verlagert, weil die­
se TA dem Fachbe­
reich Drogen zuge­
ord ne t w urde. 
Gleichzeitig wurde 
der 1972 an d ie TA 
IIl angebaute E­
Fiügel der TA I zu­
geordnet, und die 
darin unterge­
brachten Lang­
strafer und Siche­
rungsverwahrten 
(s.S.50ft) in die TA 
V verschoben. 

Seither wird in 
dem vierstöckigen 
E-Flügel der TA III 
mit 58 Häftlingen 
ein auf Drogentherapie vorbereitender 
Behandlungsvollzug durchgeführt. 

Um sich in der TA I E auf eine Thera­
pie vorbereiten zu lassen, muß der Häft­
ling auf den Drogenvorschaltstationen 
der TA I nachweisen, daß er in dem seit 
I 00 Jahren kaum veränderten Gemäuer 
ohne therapeutische Hilfe, umgeben von 
Drogenhändlern und Nicht-Therapiewil­
ligen »clean«, also ohne Drogen zu kon­
sumieren, leben kann. Seine Drogenfrei­
heit hat er mittels eines Urinkontrollpro­
gramms (UK) nachzuweisen, das heißt, 
der therapiewillige Häftling muß unter 
Aufsicht eines Beamten stichprobenwei­
se kleine Becher mit seinem Urin füllen. 

Wenn er diese Haftbedingungen, die 
lediglich mit einem autogenen Training 
erleichtert werden, lange genug ertragen 

hat, wird er zu einem Aufnahmegespräch 
in der TA I E geladen, an dem die Grup­
penleiter des Fachbereichs, der zukünf­
tige Gruppenbetreuer, ein Beamter der 
Beschäftigungstherapeutischen Werk­
statt (BTW) und zwei Häftlinge (!) teil­
nehmen, die schon länger in I E leben. 

Wenn sich alle Gesprächsteilnehmer 
fur eine Aufnahme ausgesprochen haben, 
wird der Häftling probeweise in den Dro­
genvorbehandlungsbereich I E verlegt. 

In den ersten sechs Probemonaten lernt 
er gleich erste Merkwürdigkeiten kennen: 

Trotz der von Anfang an bestehenden Ar­
beitspflicht, die in den normalen Anstalts­
betrieben zusammen mit Häftlingen der 
verschiedenen Häuser zu erfüllen ist, gibt 
es ein bis zu 18 Monaten währendes Ver­
bot, teilanstaltsübergreifende Freizeitan­
gebote (z.B . Sportveranstaltungen) zu 
nutzen, weil dort Häftlinge von anderen 
Teilanstalten teilnehmen ... 

Aber in einem Haus in dem zuerst zwei 
Wäscheschleudern, dann ein defekter 
Wäschetrockner und schließlieb gar kei­
ne Waschmaschinen angeschafft werden, 
ist das sicherlich ebenso wenig unge­
wöhnlich wie ein Beamtenraum, der nach 
einer selbst vorgenommenen Reparatur 
repariert wird . .. 

Dafür scheinen die Angebote der Frei­
zeitgestaltung in ausreichendem Maße 
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vorhanden zu sein. Es gibt Sport-, Paar-, 
Yoga-, Sucht-Info- und ähnliche Grup­
pen; es werden Soziales Training und 
Kreatives Gestalten angeboten, und es 
gibt neben den Meetings (hier lassen sich 
die Häftlinge von ihren Angehörigen auf 
der Station besuchen) noch Kontakt zu 
externen Beratungskräften. Die schon er­
wähnte BTW könnte das Freizeitangebot 
gut ergänzen, sie ist jedoch ein Arbeits­
betrieb, in dem jeder I E-Bewohner ar­
beiten muß (derzeit sind es 25 Häftlin­
ge), der keine andere Arbeit hat. Unter 

der Anleitung von 
vier Fachkräften 
werden in der 
BTW nämlich zum 
Teil hochwertige 
Holzarbeiten (z.B. 
Spielzeug) ausge­
führt, was vielen 
auffreiwilliger Ba­
sis mehr Spaß ma­
chen würde. 

Aqgesehen von 
der Ylotivationsla­
ge ihrer Arbeits­
kräfte haben die 
Werkbeamten 
noch ein Problem: 
im Zuge des OE­
Prozesses (s.S.4-7) 
müssen sie des öf­
teren mal in ande­

ren Betrieben aushelfen, so daß die Be­
treuung in der BTW nicht irnrner in dem 
Maße möglich ist, wie es von vielen Häft­
lingen und Bediensteten als erforderlich 
betrachtet wird. 

der liehtblick wird über diesen Ar­
beitsbetrieb, in dem so viele Möglichkei­
ten ungenutzt zu stecken scheinen, noch­
mals ausführlicher berichten. Möglicher­
weise ist dann auch etwas von der seit 
1993 geplanten Beratungs- und Begeg­
nungsstelle zu berichten. 

An dieser Stelle sei mit dem Hinweis 
auf ein mögliches Ende des I E-Aufent­
haltes geendet: Wer nach mündlichen 
Verwarnungen, schriftlichen Ahmahnun­
gen und abschließenden Gesprächen aus 
der BTW entlassen wird, der wird auch 
aus der TA I E entlassen. 0 
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DiePN 
In der PN werden 33 Patienten vollstationär behandelt - 15 Häftlinge 

werden in der Teilanstalt V nachbhandelt 

E ine Delegation des European 
Committee for the Prevention of 
Torture an Inhuman or Degrading 

Treatment or Punishment (CPT) - also 
des Europäischen Ausschusses zur Ver­
hütung von Folter und unmenschlicher 
oder herabwürdigender Behandlung oder 
Bestrafung-war während ihres Deutsch­
landbesuchs (08.-20.12. 1991) auch in der 
Psychiatrisch-Neurologischen Abteilung 
(PN) des Krankenhauses der Berliner 
Vollzugsanstalten (KBVA). 

In ihrem »Bericht an die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland« heißt es in 

Abteilung zu verlassen und in den Ge­
Hingniswerkstätten zu arbeiten. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, 
daß viele der Patienten die meiste Zeit in 
ihren Zimmern verbringen oder sich be­
stenfalls innerhalb der Station bewegen 
dürfen, und sich in einem Zustand 
zwangsweiser Untätigkeit befinden. 

Das CPT empfiehlt, Maßnahmen zur 
Entwicklung therapeutischer Aktivitäten 
in der Abteilung einzuleiten.« 

In Abs. 139 empfiehlt die CPT, die »ge­
genwärtige Organisation der Unterbrin­
gung der Patienten« zu prüfen, und in 

schrieb: »Wenn Du vor mir stehst und 
mich ansiehst, was weißt Du von den 
Schmerzen, die in mir sind und was weiß 
ich von Deinen. Und wenn ich mich vor 
Dir niederwerfen würde und weinen und 
erzählen, was wüßtest Du von mir mehr 
als von der Hölle, wenn Dir jemand er­
zählt. sie ist heiß und fürchterlich. Schon 
darum sollten wir Menschen voreinander 
so ehrfiirchtig, so nachdenklich. so lie­
bend stehen, wie vor dem Eingang zur 
Hölle« (F. Kafka, Briefe 1902-1924, 
Frankfurt: S. Fischer, 1975, S. l 9, zit. 
nach Alice Müller, Du sollst nicht mer­
ken. Frankfurt: Suhrkamp, 1983, S.373). 

Jeder dritte Mensch in der BRD erkrankt im Laufe 
seines Lebens einmal an Schizophrenie - das kann 

jedem von einer Sekunde zur anderen passieren 

Ist es nicht wirklich so, daß sogenann­
te Haftreaktionen, die ja ebenso unter­
schiedlich wie unerklärbar sind, auf ganz 
unterschiedlichen und unerklärlichen 
Schmerzerfahrungen beruhen? Wer 
könnte im voraus sagen, wie Verhaftung, 
Vernehmung, Isolierung, Urteilsverkün­
dung, soziale Degradierung und die völ­
lige Umstellung der gewohnten Lebens­
führung auf den einzelnen wirken? 

Absatz 13 7: Die PN »ist in einem getrennt 
vom übrigen Gefängnis liegenden Ge­
bäude untergebracht. Sie wurde 1967 er­
öffnet. Hier werden Patienten aus allen 
Berliner Gefängnissen versorgt, wenn 
psychiatrisch-neurologische U ntersu­
chungen oder Behandlungen erforderlich 
sind. l:.aut Aussage des diensthabenden 
Psychiaters der Abteilung wurden die 
meisten Patienten wegen starker Depres­
sionen aufgenommen[ . .. ]. Ursprünglich 
hatte die Abteilung eine Kapazität für 60 
Patienten. Dies wurde jedoch verringert 
auf 46 Patienten, damit Einbettzimmer 
nicht zur Unterbringung mehrerer Pati­
enten genutzt werden müssen. Pro Jahr 
werden 130 bis 160 Patienten versorgt. 
Die Aufenthaltsdauer variierte beträcht­
lich: einige Gefangene bleiben bis zum 
Ende ihres Gerichtsverfahrens in der Ab­
teilung, um danach in eine normale 
psychiatrische Haftanstalt verlegt zu wer­
den; andere verbringen ihre gesamte 
Strafdauer hier. 

[ ... ] Die materiellen Bedingungen der 
Unterbringung sind insgesamt akzepta­
bel«. Abs. 138: »In bezug auf das All­
tagsleben auf der Station ist zu sagen [ ... ] 
Den Patienten werden einige organisier­
te Aktivitäten angeboten: [ ... ] Die Dele­
gation stellte jedoch fest, daß das N iveau 
dieser Beschäftigungen sehr niedrig ist. 
Einige Gefangene haben das Recht, die 
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Abs. 140 heißt es: »Jegliche Behandlung, 
die ohne das Einverständnis des Patien­
ten erfo lgt, muß mit angemessenen Si­
cherheiten durchgeführt werden. Der 
diensthabende Psychiater der Abteilung 
erläuterte, daß grundsätzlich keine Be­
handlung von Patienten ohne deren Zu­
stimmung erfolgt. Wenn ein Patient nicht 
in der Lage ist, informiert zu werden 
[sie! ] und einer Behandlung zuzustim­
men. wird er nur behandelt, wenn ernst­
hafte Lebensgefahr vorliegt oder eine 
starke Gefährdung seiner Gesundheit zu 
beflirchten ist [ ... ).« 

Seit Prof. Dr. Konrad vor zweieinhalb 
Jahren d ie mit einer Stiftungsprofessur 
verbundene Leitung der stationären 
Psychiatrie des Berliner Justizvollzuges 
übernommen hat, sind nicht nur die Be­
handlungszeiten erheblich verkürzt und 
die Leistungsfähigkeit des Personals er­
höht worden, sondern es wurden auch das 
Rollenverständnis der Mitarbeiter und die 

Gesucht werden egagierte Menschen, die innerhalb der 
PN mit Musik- oder Theaterveranstaltungen für einen 

Kontakt der Patienten zu Nicht-Patienten sorgen 

Die Redaktiongemeinschaft des lieht­
blick hat am 09.10.98 Zutritt zu dieser 
1978 aufgestockten Einrichtung erhalten 
und sich dort über den Umgang mit Men­
schen informiert, denen die Verantwort­
lichkeit selbst für ihre Träume abhanden­
gekommen ist. 

Zu prüfen waren nicht nur der CPT­
Bericht, sondern auch viele Aussagen und 
schriftliche Stellungnahmen von ehema­
ligen Patienten. 

Dabei war zu beachten, was F ranz Kaf­
ka am 09.11.1903 an Oskar Pollak 
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rechtlichen Grundlagen der Behandlung 
von deren Beginn an einer kritischen Prü­
fung unterzogen um gerade dem Leid des 
einzelnen besser gerecht werden zu kön­
nen. 

In der September-Ausgabe der offizi­
ellen Zeitschrift der Ärztekammer Ber­
lin. »Berliner Ärzte«, stellt Prof. Konrad 
in seinem Artikel über »Die psychiatri­
sche Behandlung im Justizvollzug« fest, 
daß der Arzt einerseits »im Interesse sei­
nes inhaftierten Patienten« zu handeln 
hat, andererseits aber »im Dienst eben 



jener Behörden« steht, »die an seinem Pa­
tienten Maßnahmen vollziehen, die mög­
licherweise gesundheitsschädlich sind«. 
Der dadurch entstehende Konflikt wird 
durch das tägliche Erleben »von >Haft­
reaktionen<, die überhaupt erst durch die 
Inhaftierung hervorgerufen sind«, ver­
schärft. In geradezu »ethisch bedenkli­
che Bereiche gerät der Justizvollzugs­
psychiater, wenn er psychopharmakolo­
gische oder andere ärztliche Maßnahmen 
ohne primäre ärztliche Indikation«, das 
heißt ohne vorrangig medizinische Grün­
de anwendet, nur »um einen reibungslo­
sen Ablaufvon Strafverfahren und -voll-

zug zu gewährleisten« (a.a.O., S.l5). Das 
ist in der Tat eines der Probleme, die den 
Aussagen vieler ehemaliger Patienten 
zu folge lange Zeit sehr zu ungunsten der 
Häftlinge gelöst wurde. 

Da die PN fur alle männlichen erwach­
senen Untersuchungs- und Strafgefange­
nen im Berliner Justizvollzug zuständig 
ist und es nicht überall gleich zu einer 
fundierten Untersuchung über die Verhal­
tensauffalligkeiten kommen kann, wur­
de gerade in der Vergangenheit häufig die 
Einweisung in die PN angeordnet (oder 
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angedroht!), wenn ein Häftling randalier­
te oder auf andere Weise den Vollzugs­
ablauf störte. 

»Hinzu kommt, daß in Zusammenhang 
mit der Laufbahnverordnung fur Werk­
und Krankenpflegedienst das Pflegeper­
sonal nicht nur an einer Schießausbildung 
teilnehmen muß, sondern auch, etwa bei 
Ausfuhrungen, als potentieller Waffenträ­
ger in Betracht kommt«, was »dem the­
rapeutischen Umgang mit dem Patienten 
(a.a.O., S.l6) schadet. 

Das bedeutet, daß selbst wenn heute 
wirklich niemand mehr in der PN aufge­
nommen wird, der nicht zuvor von Herrn 

Prof. Konrad oder seiner Mitarbeiterin, 
Frau Dr. Schröder, auf Behandlungsbe­
dürftigkeit hin untersucht wurde, die Be­
handlung aufgrundder äußeren Gegeben­
heiten kaum erfolgversprechend stattfin­
den kann. 

Gemildert wird dieses Problem durch 
den großen Grad an Freiwilligkeit, der 
sich dem Augenschein nach auf alle Maß­
nahmen bezieht: Gegenüber der Redak­
tionsgemeinschaft des liehtblick haben 
alle der intensiv und unkontrolliert be­
fragten Patienten betont, daß sie freiwil-
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lig in der PN wären, daß sie über ange­
botene Medizin (meist Psychopharmaka) 
genau informiert wären und deren Ein­
nahme jederzeit verweigern dürften. 

Einer der Befragten zeigte sich sogar 
überrascht, daß er anfangs überhaupt kei­
ne Medikamente bekommen hätte, weil 
in den ersten zwei bis drei Wochen ge­
prüft würde, was und wieviel er einneh­
men müßte. Die Forderungen der CPT 
(Abs.l40) sind wohl weitgehend erfullt. 

Auch das therapeutische Angebot ist 
entsprechend den Empfehlungen der CPT 
(Abs.l38) erweitert worden: Heute gibt 
es beschäftigungstherapeutische Angebo-

te, Musik- Kunst- und Kochgruppen, 
Entspannungstherapien und Brainstor­
ming. Ein großer Teil dieser Maßnahmen 
ist durch den Einsatz von Honorarkräf­
ten sichergestellt- allerdings gibt es we­
gen fehlender Mittel noch immer zu we­
nig solcher Kräfte. Und das Material, das 
diesen Kräften zur VerfUgung gestellt 
wird, reicht bei weitem nicht aus um dem 
Engagement · Betreuer gerecht zu 
werden - vielleich\ finden sich unter den 
Lesern und Leserinnen des Iichtblick 
auch solche, die hier helfen möchten?0 
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Wer oder was ist EWA? 
Von der Behandlungsuntersuchung bis zur ersten Erstellung des Vollzugs­

planes: die Einweisungsabteilung macht alles- kann sie auch alles? 

D
ie Berliner Senatsjustizverwal­
tung wurde im Frühjahr 89 
»durch die Koalitionsvereinba­

rungen AUSPD [!] mit der Wiederauf­
nahme und Umsetzung der seit lnkraft­
treten des Strafvollzugsgesetzes 1977 nur 
unzulänglich verwirklichten und daher 
überfälligen Reformen des Strafvollzu­
ges beauftragt« - so leitete eine der Ar­
beitsgruppen der »Ende Mai 1989 in al­
len selbständigen Arbeitsbereichen der 
Berliner Vollzugsanstalten« eingerichte­
ten Organisationskonferenzen ihren Ab­
schlußbericht ein. 

Eine der beim 
Arbeitsauftrag zu 
beachtenden Vor­
gaben, »ein kosten­
neutrales oder gar 
kostensparendes 
Gesamtkonzept zu 
erstellen, stand be­
friedigender kon­
zeptioneller Arbeit 
entgegen«. Eine 
andere Vorgabe -
»Verbesserung des 
Einweisungsver­
fahrens« - ist The­
ma dieses Artikels. 

Am 16.01.89 
wurde in der TA VI 
eine Einweisungs­
abteilung (EA) ein­
gerichtet, die aus zwei Stationen mit je 
15 Haftplätzen bestand, woraus sich fur 
die NA-Tegel folgender Haftverlauf er­
gab: Aufnahmeverfahren (§ 5 StVollzG) 
in der Aufnahmeabteilung der TA II, Be­
handlungsuntersuchung (§ 6 StVollzG) 
durch die EA und schließlich die Erstel­
lung des Vollzugsplanes (§ 7 StVollzG) 
in den einzelnen Teilanstalten. 

Dieses Konzept war in der Tat verbes­
serungsbedürftig: Das Gefangenendasein 
beginnt nämlich in der Untersuchungs­
haft (U-Haft), und hier muß die Einwei­
sungsarbeit beginnen. Denn von der U­
Haft aus ist die Verlegung in die verschie­
denen (offenen, halboffenen oder ge­
schlossenen) Strafanstalten vorzuneh­
men- ansonsten würde nämlich auch bei 
Gesamtstrafen von nur wenigen Tagen 
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eine Verlegung in geschlossene Anstal­
ten, z.B. in die NA-Tegel, erfolgen. 

Genau das ist seit Januar 1994 Berli­
ner Vollzugspraxis. Aus Platzmangel 
mußten die Büros der Einweisungskom­
mission in der Untersuchungs- und Auf­
nahmehaftanstalt Moabit von Häftlingen 
bezogen werden, was die Pläne der Kon­
ferenzteilnehmer zu Makulatur und die 
tegel-interne EA zu einer gesamtberliner 
Einweisungabteilung (EWA) machte. 

Jeder erwachsene, rechtskräftig verur­
teilte männliche Häftling muß nun in die 

NA-Tegel, von wo aus er vor, nach oder 
aufgrundvon Gesprächen mit der EWA 
entlassen, verlegt oder anderen Beurtei­
lern zugefuhrt wird. 

Unter dem derzeitigen Leiter der EWA, 
dem engagierten und auskunftsfreudigen 
Herrn Heß, wurde diese Abteilung zur 
wohl bestdokumentierten Organisations­
einheit der NA-Tegel ausgebaut. Sitz der 
11 köpfigen, aus Psychologen, Sozialar­
beitern bzw. Gruppenleitern und Verwal­
tern bestehenden Einheit ist das derzeiti­
ge Aufnahmehaus I. Von hier aus erstellt 
die EWA das »Produkt Einweisung«. 
Dazu gehört zunächst einmal die Behand­
lungsuntersuchung, die bei Häftlingen, 
die zum Zeitpunkt ihrer Ankunft in der 
NA-Tegel weniger als 12 Monate Rest­
strafe abzusitzen haben. bestenfalls in 
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Form eines kurzen Informationsgesprä­
ches stattfindet und bei Häftlingen mit hö­
heren Strafresten in intensive Befragun­
gen münden kann. 

Da auf Basis der Antworten des Be­
fragten seit dem 01.01.95 auch die Voll­
zugspläne erstellt werden, haben es all 
jene etwas schwerer, zu günstigen Voll­
zugsplänen zu kommen, die der deut­
schen Hochsprache nicht hinreichend 
mächtig sind - besonders schwer haben 
es Ausländer, da Dolmetscher nicht aus­
reichend zur Verfugung stehen. 

Die Mitarbeiter 
der EWA sind nicht 
nur wichtige Teil­
nehmer an den 
Vollzugsplankon­
ferenzen (§ 159 St­
VollzG), sondern -
mehr oder weniger 
freiwillig- auch in 
das 1995 der besse­
ren Kooperation 
und des schnelle­
ren Informations­
austausches wegen 
installierte »Paten­
schaftssystem« 
eingebunden, so 
daß sie fiir ein bis 
zwei andere (Teil-) 
Anstalten des Ber­
liner Strafvollzu­

ges als direkte Ansprechpartner zur Ver­
fugung stehen. 

Dafur ftihrte die nicht ausreichende 
Platzkapazität im Haus I dazu, daß auch 
Erstverbüßer und Erstbestrafte, die fiir 
den offenen Vollzug geeignet sind, wäh­
rend der Zeit des EWA-Verfahrens in die 
Teilanstalten Il, III und sogar VI verlegt 
werden müssen; darüber hinaus hat sich 
die Praxis verfestigt, noch einzuweisen­
de Gefangene, die aus Platzgründen nicht 
im Haus I untergebracht werden können, 
in das Haus li zu verlegen. Ferner wer­
den Inhaftierte im Haus ll »geparkt«, was 
problematisch ftir die Vollzugsplanung 
bzw. Vollzugsplanumsetzung ist. 

So kritisch wie die EWA ist, sollte ihr 
auch die Kontrolle der Vollzugsplanfort­
schreibungen übertragen werden . . . 0 
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Die Heilkundigen 
Der Anstaltsarzt steht im Dienst »jener Behörden, die an seinem Patienten 
Maßnahmen vollziehen, die möglicherweise gesundheitsschädlich sind« 

D as »Krankenhaus ist für 43 Kran­
ke ausgestattet und zwar für 32 
Köpfe in 5 gemeinschaftlichen 

Sälen und für 11 Köpfe in Einzelzellen. 
Ausserdem sind vorhanden: 5 Tobzellen, 
2 Badezellen mit Gasöfen, 1 Zelle für 
Krätzekranke, 3 Spülzellen, 1 Waschkü­
che, 1 Rollkammer, 1 Desinfektionsraum, 
I Leichenkeil er, 1 Ordinirzimmer und je 
I Zimmer für den Arzt und die Aufseher, 
zugleich Theeküche. Die Fussböden al­
ler Krankenräume und der Flure sind mit 
Linoleum belegt« heißt es in den Auf­
zeichnungen über 
»Das Strafgefang­
niss bei Berlin in 
Tegel. Mit einem 
Lageplan.«, die 
Anstaltsdirektor 
Alexander Klein 
1903 verfaßte. 

Den »Acta Ge­
neralia der König!. 
Stadtvoigtei=Directioo 
zu Berlin betref­
fend den Bau eines 
neuen Strafgefang­
nisses« ist zu ent­
nehmen, daß diese 
Einrichtungen mit 
89.583 Mark zu 
Buche schlagen 
durften - ftir den 
Wohntrakt des er­
sten Anstalts Ieiters, der zuvor Leiter der 
Stadtvogtei und seit 1897 Mitglied der 
Planungskommission war, wurden 
63.500 Mark veranschlagt. 

Heute wird der Krankenpflegedienst 
etwas aufwendiger betrieben- von Moa­
bit aus. Dort befindet sich nämlich das 
Krankenhaus der Berliner Vollzugsan­
stalten (KBVA), in dem auch die dreijäh­
rige Ausbildung zum Krankenpfleger im 
Justizvollzug stattfmdet. 

Seit 1929 das Krankenhaus der Straf­
anstalt Tegel abgerissen wurde, verfügt 
die Justizvollzugsanstalt (NA) Tegel nur 
noch über sogenannte Arztgeschäftstel­
len, die sich in den einzelnen Häusern 
befinden und allgemeinmedizinische Ver­
sorgung anbieten (wenn es ernst wird, 
muß der Häftling in das KBVA; wenn es 

richtig ernst ist, kommt der Häftling in 
ein richtiges Krankenhaus). 

Darüber hinaus gibt es in der NA-Te­
gel auch eine Zahnmedizinische Versor­
gungsstelle. die von einem verbeamteten 
Zahnarzt geleitet wird. 

»Der Art und Umfang der Leistungen«, 
die von dem Tegeler Krankenpflegeper­
sonal zu erbringen sind, richten sich nach 
§ 61 StVollzG: »Für die Art der Gesund­
heitsuntersuchungen und medizinischen 
Vorsorgeleistungen sowie für den Um­
fang dieser Leistungen und der Leistun-

gen zur Krankenbehandlung einschließ­
lich der Versorgung mit Hilfsmitteln gel­
ten die entsprechenden Vorschriften des 
Sozialgesetzbuches und die auf Grund 
dieser Vorschriften getroffenen Regelun­
gen«. Nach § 76 I des hier angesproche­
nen Fünften Sozialgesetzbuches (SGB V) 
kann jedes Mitglied einer gesetzlichen 
Krankenkasse einen zur vertragsärztli­
chen Versorgung zugelassenen Arzt frei 
wählen. Für Häftlinge gilt die freie Arzt­
wahl jedoch nicht; allerdings dürfen die 
Häftlinge auf eigene Kosten einen nicht 
zum Strafvollzug gehörenden Arzt hin­
zuziehen- dieser externe Fachmann darf 
nur beratend tätig werden und ist, eben­
so wie der anstalt~inteme Arzt, von sei­
ner Schweigepflicht zu entbinden. Daß 
unter diesen Bedingungen auch nur ei-
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nem der etwa 30.000 Häftlinge, die bei 
den Tegeler Anstaltsärzten jährlich um 
Hilfe bitten, so geholfen werden könnte, 
wie es außerhalb der Mauem der Fall 
wäre, scheint fraglich zu sein. Verschärft 
wird diese Problematik durch das im 
Strafvollzug aufgebaute Selbst-Verständ­
nis der Ärzte: So heißt es in der Selbst­
darstellung der Tegeler Medizinmänner, 
daß die »Insassen einer Justizvollzugs­
anstalt meist gesund sein« müßten. »Sie 
entsprechen jedenfalls in ihrer großen 
Mehrheit dem gesündesten Teil der Be­

völkerung. « (H. 
Brüger I K. Trusch, 
Medizinische Ver­
sorgung, in: I 00 
Jahre Justizvoll­
zugsanstalt Tegel, 
1998, S.l69). 

Allen zur Kennt­
nisnahme sei hier 
die Definition des­
sen widergegeben, 
was laut Weltge­
sundhei tsorgani sa­
tion (WHO) unter 
»Gesundheit« zu 
verstehen ist: näm­
lich »ein Zustand 
vollständigen phy­
sischen, psychi­
schen und sozialen 
Wohlergehens und 

nicht nur das Nichtvorhandensein von 
Krankheit oder Gebrechlichkeit« (aus der 
»Constitution ofthe World Health Orga­
nization«, eigene Übers.). 

Und noch etwas sollte in der Zukunft 
mehr berücksichtigt werden: Der An­
staltsarzt »steht im Dienst eben jener Be­
hörden, die an seinem Patienten Maßnah­
men vollziehen, die möglicherweise ge­
sundheitsschädlich sind« (Prof. Dr. Nor­
bert Konrad, Die psychiatrische Behand­
lung im Justizvollzug, in: Berliner Ärzte 
9/98, $.15). 

Kein Strafgefangener kann als gesund 
betrachtet werden - es wäre schön, wenn 
dies nach I 00 Jahren Strafvollzug in Te­
gel auch die Mehrheit des medizinischen 
Personals erkennen und danach handeln 
würde. 0 
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Der SozPäd 
Die Verbindung von Drinnen und Draußen: Die Sozialpädagogische 

Abteilung -eine der interessantesten Abteilungen der NA-Tegel 

A m »26.1 0.1968 fand in der neu 
erbauten Turnhalle der Anstalt« 
ein Ereignis statt, das »es wohl 

noch in keiner Strafanstalt Europas ge­
geben« hatte: Ein Boxturnier mit inter­
nationalen Größen wurde ausgerichtet -
»die Show, die sie [Horst Benedens und 
der >Prinz von Homburg<, Norbert Gru­
pe] abzogen, war allein schon ein Ein­
trittsgeld von 50,- DM wert« (der lieht­
blick 1/68, S.15f). 

Organisiert hatte diese Veranstaltung 
der Tegeler Inspektor Siggi Kniche; und 
weil er das so gut gemacht hatte, schlug 
der liehtblick der Anstaltsleitung vor, 
ihm »die Leitung der Sport- und Kultur­
gruppe« (a.a.O., S.l8) zu übertragen. 

Im Rahmen der 

haftierten« (a.a.O.) durch; 1977 waren es 
dann schon »93 freiwillige Mitarbeiter«, 
die »als sogenannte Vollzugshelfer mehr 
als 200 Insassen« (der liehtblick 2/77. 
S. 3) betreuten. 

Unter Herrn Blank, der im September 
1993 als Fachmitarbeiter beim SozPäd 
begann und am 01.10.96 die Leitung die­
ser Abteilung übernahm, wurde dem Soz­
Päd 1995 eine eigene Öffentlichkeitsar­
beit samt eigenem Logo eingeräumt, und 
es konnten 206 freie Mitarbeiter für die 
Arbeit an und mit Tegeler Strafgefange­
nen gewonnen werden, von denen 99 eh­
renamtlich als Vollzugshelfer, 64 eben­
falls ehrenamtlich als Gruppenbetreuer 
und 43 als Gruppentrainer auf Honorar-

Ausstattung nur in jeweils einer Teilan­
stalt »produziert« werden können, bietet 
der SozPäd noch das teilanstaltsübergrei­
fende Projekt »WebSide im intemet« an. 

Im September 96 wurde das zukunfts­
trächtige Projekt im Hebbel-Theater von 
der Gruppe »Kunst im Knast« (KuK, ge­
gründet 1977) vorgestellt. Zwar wird nur 
»offline«, also ohne direkten Zugang zum 
intemet gearbeitet, aber es ist für die Häft­
linge und ihre kreativen Betreuer eine 
Möglichkeit, sich mit einer breiten Öf­
fentlichkeit nahezu ungefiltert hinsicht­
lich der Zielsetzungen, Leistungen und 
Wünsche auszutauschen. 

Die große Frage ist, weshalb so wenig 
Häftlinge das vielschichtige Angebot an 

sinnvoller und or­
Erwachseneobi I­
dung (und weil das 
geplante Strafvoll­
zugsgesetz ohne­
hin so etwas for­

Wir sind »gesetzlich verpflichtet, den Gefangenen 
Freizeitangebote zu machen«, sagt die Anstaltsleitung 

- nur wenig Häftlinge nutzen die Angebote 

ganisierter Freizeit­
beschäftigung nut­
zen ( vgl. S. 20)- ist 
die mangelnde 
Teilnahmebereit-

dern würde) wurde der libliche Vorschlag 
dann umgesetzt: »Zwei neue Abteilungen 
wurden gebildet, eine Pädagogische Ab­
teilung unter der Leitung von Herrn 
Schacht und eine Sozialpädagogische 
Abteilung unter der Leitung von Herrn 
[Oberinspektor] Exner« (der lie htblick 
6/69, s. 24). 

Der damalige Anstaltsleiter, der Ltd. 
Regierungsdirektor Glaubrecht, stellt im 
Vorwort einer Broschüre vom Mai 76 
über die »Berufliche Aus- und Fortbil­
dung der Gefangenen im Strafvollzug« 
dar, was die Sozialpädagogische Abtei­
lung, »der SozPäd«, seit Januar 69 zu lei­
sten hat: so sind ihm »U.a. die Freizeit-, 
Diskussions- Kultur- und Sportgruppen 
unterstellt«, und er hat für die Vorberei­
tung und Durchführung von »Großver­
anstaltungen, Filmvorfiihrungen, Sport­
veranstaltungen« sowie für die Organi­
sation kleinerer» Veranstaltungen inner­
halb der verschiedensten Gruppen« zu 
sorgen (a.a.O., S. 42). 

Dazu kommt der Bereich Öffentlich­
keitsarbeit. die »besonders in den letzten 
Jahren intensiviert worden« sei: »So füh­
ren z.B. im Tegeler Anstaltsbereich z.Z. 
82 Damen und Herren als Strafvollzugs­
helfer Einzelbetreuungen bei ca 150 ln-
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basis tätig sind (Zahlen vom 15.09.98). 
Der SozPäd fungiert damit als Schnitt­
stelle zwischen den Menschen drinnen 
und draußen, vermittelt zwischen Frust 
und Vergnügen. Und bis vor kurzem war 
er auch noch zuständig für den wichti­
gen Kurs »Deutsch für Ausländer<<. Jetzt 
hat die Pädagogische Abteilung diesen 
Lehrgang übernommen - der SozPäd darf 
ihn aber zunächst einmal weiter finanzie­
ren (20.000.- DM). obwohl der Etat für 
Kultur und Sport von 315.000,- DM 
( 1995) auf 90.000,- DM ( 1998) zusam­
mengestrichen wurde. 

Die Etatkürzungen wirken sich gera­
de bei Honorarkräften nachhaltig aus: 
statt 79 ( 1995) waren es 1998 nur noch 
38, was durch ehrenamtlich Tätige nicht 
aufgefangen werden konnte ( 199 5: 17, 
1998: 22), zu mal auch im Bereich der in­
tern organisierten Gruppen die Zahl der 
Engagierten schrumpfte (von 29 auf25). 

Um so erstaunlicher ist es, was die aus 
drei Sportbeamten, einer die Geschäfts­
stelle leitenden Verwaltungsangestellten 
und Herrn Blank bestehende Abteilung 
trotzdem leistet: Neben Ausstellungen, 
Lesungen und sonstigen Veranstaltungen 
(vgl. S. 19/20), die aus Gründen der 
räumlichen. personellen und materiellen 
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schaft der Häftlinge auf einen Mangel an 
Solidarität mit den schon bestehenden 
Gruppen und deren Leistungen zurück­
zuführen? 

Seitens des SozPäd wird zurecht dar­
auf hingewiesen, daß unter den Bedien­
steten der NA-Tegel ein Klima geschaf­
fen wurde, in dem allen Schwierigkeiten 
zum Trotz ein Zustandekommen von 
Gruppen möglich ist. 

Selbst die Anstaltsleitung wirbt für 
Verständnis bei unverständigen Beamten 
und Personalräten: 

»Zum einen sind wir gesetzlich ver­
pflichtet, den Gefangenen Freizeitange­
bote zu machen«(§§ 67ffStVollzG); au­
ßerdem ist ungeachtet des ansteigenden 
Überstundenanfalls und des zunehmen­
den Krankenstandes unter den »Kollegin­
nen und Kollegen« zu sehen, »daß die 
Gefangenen gerade in einem solchen 
Theaterprojekt [wie dem des AufBruchs] 
Jemen, sich an verabredete Regeln zu hal­
ten, Leistungen zu erbringen und auf an­
dere Personen Rücksicht zu nehmen« 
(der Anstaltsleiter. der Ltd. Regierungs­
direktor K. Lange-Lehngut in einem 
Schreiben vom 04.08.98 an »alle Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter der Justiz­
vollzugsanstalt Tegel). 0 
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Die Kirche 
100 Jahre Gottesdienst in der eigenen Anstaltskirche- vom mühevollen 

Weg der Hirten, schwarze Schafe zu hüten 

Viele der im Strafvollzug Berlins 
zur Verfügung stehenden Unter­
bringungshereiche wurden zwi­

schen 1890 und 
191 0 geplant und 
errichtet. »Strafe 
wurde als Vergel­
tung und Sühne 
verstanden. Ziel 
war die Läuterung 
im christlichen Sin­
ne. Zur Läuterung 
gehörte die Nähe 
der Kirche und ih­
rer Glocken wäh­
rend der Buße. Ar­
mut in umfassen­
dem Sinn, Arbeit 
und die verordnete 
Gottesnähe waren 
der Resozialisie­
rungsansatz nach 
damaligem Ver­
ständnis« (aus dem 
Abschlußbericht 
einer im Rahmen 
der Koordinie­
rungskonferenz 
eingesetzten Ar­
beitsgruppe, 
1991 ). Die Einwei­
hung fand am 04. 
August 1899 statt; 
408 Gefangene 
und viele Beamte 
nahmen daran teil. 

Direktor Klein, 
der erste Leiter der 
Tegeler Strafan­
stalt, beschreibt in 
seinem 1903 ver­
faßten Bericht über 
das »Strafgefang­
niss bei Berlin in 
Tegel [ ... ]« das äußere Erscheinungsbild 
der Kirche folgendermaßen: »Die Kirche 
in dem Il. und III. Stockwerke des Ver­
waltungsflügels des TI. Gefängnisses ist 
für den evangelischen und katholischen 
Gottesdienst bestimmt, 36:2 qm gross und 
hat 408 terassenartig angelegte Einzelsit­
ze mit Scheidewänden, die bis zur Schul­
terhöhe reichen. Die Fenster befinden 

sich in den beiden Längswänden. Der 
Altar ist an der Mitte der östlichen Quer­
wand angebracht, darüber die Kanzel und 

darüber die Orgel. Vor dem Altar befin­
det sich eine Kommunionbank, rechts 
und links von dem Altar eine Empore für 
die Unterbeamten vom Dienst. Für den 
Direktor und die Oberbeamten ist eine be­
sondere Loge vorhanden. In anstossen­
den Räumen sind die Sakristeien für die 
beiden Konfessionen untergebracht.« Am 
äußeren Erscheinungsbild der Kirche hat 
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sich seit dem nicht viel geändert. Die Ein­
zelsitze mit den schulterhohen Trennwän­
den, die die Kommunikation unter den 

Gefangenen unter­
binden sollten, gibt 
es nicht mehr. 
Auch die »beson­
dere Loge« wird 
jetzt wegen fehlen­
der Nachfrage an­
derweitig genutzt. 

Im Verständnis 
der Aufgabenstel­
lung der Kirche 
(oder auch nur des 
Einzelnen) scheint 
sichjedoch eine in­
haltliche Verände­
rung vollzogen zu 
haben. Welcher Art 
die Veränderung 
ist, wird aus den 
Worten eines An­
staltspfarrers deut­
lich, mit denen er 
seine seelsorgeri­
schen Tätigkeiten 
beschreibt: »Nach 
dem Gespräch 
bringe ich den Ge­
fangenen wieder in 
seine Zelle und 
sehe sein Elend 
konkret in den vier 
Wänden. Da ist 
nichts, was Sinn er­
öffnen würde. Es 
bleibt nur die Hoff­
nung, wie der Ge­
fangene selbst sag­
te, auf ein baldiges 
Wiedersehen und 
die Freude darüber, 
daß jemand an ihn 

gedacht und sich seiner angenommen hat. 
In meiner Erinnerung ist nun ein Mensch, 
der sich geöffnet hat, der Vertrauen ge­
funden hat und sich frei gesprochen hat. 
Ich konnte ihn, so ist mein Gefühl, stär­
ken und aufrichten, er hat Kraft gefun­
den, sich wieder einschließen zu lassen 
und es mit einer Gelassenheit hinzuneh­
men, die ich nur bewundern kann«. 0 
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Gesellschaft 

Drogen -- Suchtmittel? 
In vielen Bereichen des täglichen Lebens werden Drogen konsumiert -

ein Blick in die Drogengeschichte zeigt, weshalb das so ist 

Der gnadenlose Konkurrenzkampf und 
das maßlose Anspruchsdenken unserer 
Leistungsgesellschaft im Sport, im Be­
ruf, in der Schule und im Privatleben 
zwingen uns zu immer neuen Höchstlei­
stungen. In der öffentlichen Diskussion 
zählen nur Spitzenleistungen und Spit-

me und Illusionen von Glück und Erfolg 
zu verschaffen, die ihnen in der Wirklich­
keit versagt bleiben. Die drogenbedingte 
permanente Flucht in eine Scheinwelt 
macht die Lebenstüchtigkeit und Hilflo­
sigkeit des Drogenabhängigen aus, der 
nur von dem Wunsch beseelt ist, via Dro-

ehrt. Z.B. wurden in Homers Odyssee 
(800 v. Chr.) die Wirkungen des Opiums 
besungen. 

Aber auch andere Pflanzen fanden ihre 
Bedeutung. 

In den früheren südamerikanischen 
Kulturen wurdenhalluzinogenePflanzen 
als Heilmittel und Genußmittel genutzt. 

Seit Jahrtausenden konsumieren die Menschen der 
verschiedensten Kulturen bewußtseinsverändernde 

Drogen als Genuß- und Rauschmittel 

ln ähnlicher Weise wie im afrikani­
schen Jemen die Bevölkerung Khatblät­
ter kauten, so kaute seit Jahrhunderten die 
Südamerikanische Bevölkerung Koka­
blätter gegen Hunger und Durst, Müdig­
keit, Erschöpfung und Krankheit. zenaussehen. Es ist eine Zivilisations­

krankheit. 
Traumziele, wie beruflicher Erfolg, 

Reichtum und Lebensglück, Stärke und 
Schönheit können mit bestimmten Dro­
gen (Pillen für gesunden Schlaf, fiir Mus­
keln, fiir Ausgeglichenheit, für Schlank­
heit, für erhöhte Leistung) erreicht wer­
den. Dies wollen uns zumindest die Wer­
beagenturen und Massenmedien sugge­
rieren. 

Täglich hasten Millionen Schüler und 
Berufstätige, gefuttert mit Psychophar­
maka, dem gesellschaftlichen Erfolg 
nach. 

Landwirte dopen sich und ihre Mast­
tiere. Sportler, Schüler, Politiker, Rechts­
anwälte, Bodybuilder, Richter, Soldaten 
bis hin zum einfachen Arbeiter dopen 
sich, damit sie, vollgepumpt mit den ver­
schiedensten Drogen. für eine Begrenzte 
Zeit Superlative bieten können, bevor sie 
-gesundheitlich völlig ruiniert- erkran­
ken oder gar sterben. 

Bei diesem Wettlauf zur Spitze gibt es 
eine endlose Zahl von Verlierern und Ver­
sagern, die nicht einmal eine wirkliche 
Startchance hatten. 

Das Drogenproblem ist als ein Spie­
gelbild gesellschaftlicher Mißstände an­
zusehen, denn es macht deutlich, wieviele 
vornehmlichjunge Menschen das Leben 
in dieser Wirklichkeit unerträglich fmden. 

Die zunehmende Unfähigkeit, fami­
liäre, berufliche und gesellschaftliche 
Konflikte zu lösen, mit Schmerzen , 
Krankheit und Alter zurechtzukommen, 
Arbeitslosigkeit oder beruflichen Mißer­
folg zu ertragen, verft.ihrt viele Men­
schen, sieb durch Drogenkonsum Träu-
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gendie Wirklichkeit zu verlassen und in 
der Traumwelt zu verweilen. Immer un­
ter der Voraussetzung des Mißbrauchs der 
Droge, denn seit Jahrtausenden konsu­
mieren die Menschen der verschieden­
sten Kulturen bewußtseinsverändernde 
Drogen als Genußmittel und Rauschmit­
tel, als Heilmittel und Schlafmittel, als 
Gift- und Hexentrank, als Liebestrank 
und Heldentrank nach festen Regeln. 

Schon immer gab es Drogen, die in 
der einen Gesellschaft als Genußmittel 
gepflegt und verbreitet oder als Medizin 
erlaubt, in der anderen Gesellschaft aber 
geächtet und verboten waren. 

Ebenso wie die Chinesen, gewannen 
die Assyrer, Ägypter und Griechen aus 
dem Milchsaft des Schlafmohns das Opi­
um ( opos = griech. Saft) als einschläfern­
de und schmerzstillende Droge. 

Opiumrezepte beherrschten bis in die 
Neuzeit die Arzneibücher und Arzneimit­
tel forschung. 

Rauschgifte inspirierten Künstler von 
der Antike bis in die Neuzeit ebenso, wie 
sie sie ruinierten. 

Neu entdeckte Heilmittel erwiesen sich 
bis in die Neuzeit der Drogengeschichte 
nach Mißbrauch auch als schädliche 
SuchtmitteL 

Im Jahre 1680 pries der englische Mo­
dearzt Sydenham seinen wohlhabenden 
Patienten das Opium als die beste 
Schmerzdroge und verordnete bei zahl­
reichen Krankheiten seine Opiumzube­
reitung: Laudanum Sydenham, eine Mi­
schung aus spanischem Wein, Opium, 
Safran, Zimt und Nelken, ohne die sucht­
erzeugenden Nebenwirkungen zu erken­
nen. 

Seit 1753 gab es in Frankfurt die so­
genannten »Frankfurter Pillen«, ein Ge­
misch aus Zucker und Opium, von de­
nen Kleinkinder eine halbe Pille emp­
fohlen wurde. Auch die weltberühmten 

Ärzte verschrieben hunderte Variationen von 
Opiumarzneien und machten es damit zur 

Volksdroge des 19. Jahrhunderts 

Das Opium wurde von ägyptischen 
Händlern nach Griechenland gebracht. 

Die Ärzte und Priester der Kulturstät­
te Epidaurus verabreichten Opium als 
WunderheilmitteL 

Ln der griechischen Mythologie spiel­
te die Wirkung des Schlafmohns eine gro­
ße Rolle. Schlafmohn, Mohnblüte und 
Mohnsaft wurden in der griechischen 
Dichtung besungen. Der Schlafmohn 
wurde personifiziert und als Gottheit ver-
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»Hoffmanns·s Tropfen« enthielten 5% 
Opium. Lange wurden die schädlichen 
Nebenwirkungen des Opiums nicht zur 
Kenntnis genommen. 

Erst Ende des 18. Jahrhunderts ergänz­
te die Regierung Chinas das Opiumrauch­
verbot mit einem Opiumimportverbot 
und traf damit insbesondere die britische 
East-India-Company, die in Indien Opi­
um produzierte und nach China expor­
tierte. 



Der deutsche Apotheker Friedrich Ser­
tüner isolierte 1803 ein Alkaloid aus dem 
Opium und nannte diesen StoffMorphin 
nach Morpheus, dem griechischen Gott 
der Träume. Er begründete damit einen 
neuen Wissenschaftszweig, die Alkalo­
idcbemie. Sertüner gewann mit dem 
Morphjum die erste Pflanzenbase. 

Gesellschaft 

Canabisprodukte, die bislang nur in der 
Seilerei und Korbflechterei sowie in der 
Sack- und Textilindustrie Verwendung 
gefunden hatten, wurden vielfältige Heil­
mittel. 

Fertigarzneimittel rrut extractum Cana­
bis indica oder mit tinctura Canabis indi­
ca wurden gegen Schlafstörungen, Hu-

Auch Kinder blieben nicht verschont, leichte 
Opiumzubereiwngen kamen als Schlaf- und 

Hustenmittel in den Apothekenhandel 

Die Ärzte verschrieben hunderte Va­
riationen von Opiumarzneien und mach­
ten es damit zur Volksdroge des 19. Jahr­
hunderts. Opium gegen Pocken, Epilep­
sie, Gicht, Pest, Durchfall, Masern, Asth­
ma, Angina, Verwundungen. Fieber- und 
Reisekrankheiten, Cholera, Brüche und 
Amputationen. 

Auch die Kinder blieben nicht ver­
schont, leichte Opiumzubereitungen ka­
men als Schlaf- und Hustenmittel in den 
Apothekenhandel. 

Vielversprechende Produktnamen wie 
»Aachener Schlafhonig«, »Dr. Zöhrers 
Kinderglück«, »Mutter Baileys Beruhi­
gungssyrup« beeinflußten die Verkaufs­
zahlen positiv. 

Die noch heute existierende Darmstäd­
ter Pharmafirma E. Merk & Co produ­
zierte seit 1827 Morphin und baute die 
industrielle Produktion. vornehmlich 
»Merck's Morphine« nach und nach aus. 

England reagierte mit einer militäri­
schen Intervention auf die Bemühungen 
der chinesischen Regierung, den Opium­
handel zu unterbin-

sten, Epilepsie, Krämpfe, Asthma, 
Schwindsucht und Hühneraugen verab­
reicht. 

Ebenfalls weiten Absatz fand das 
Schlafmittel »Somnius«, eine Canabi­
stinktur rrut 15 % Canabisanteilen der 
Firma Dr. Dralle. 

Die Zigarettenfirma Simon-Arzt 
brachte 1870 Canabis-Zigaretten auf den 
deutschen Markt. Die Marke »Simon­
Arzt Nr. 2« z. B. hatte einen Canabisan­
teil von 7%. 

1874 erhitzte der englische Chemiker 
C. H. Wright Morphin rrut Acetitanhy­
drid, um ein Mittel gegen die Morphin­
sucht zu gewinnen, nachdem in der me­
dizinischen Wissenschaft die Notwendig­
keit erkannt wurde, therapeutische Kon­
zepte gegen die Morphiumsucht und 
Kokainsucht zu entwickeln. Er gewann 
das Diacetylrnorphin und erprobte es er­
folglos an Hunden. 

Am 27.06.1898 brachten die Farben­
fabriken Elberfeld, vormals Bayer. die 
1897 neben den Farbchemie-Labors ein 

1910 wurden 118 Tonnen, 1911 104 
Tonnen, 1913 162 Tonnen Opium nach 
Deutschland eingeführt, wovon ca. 55% 
zu Morphin und 45% zu Heroin verar­
beitet wurde. 

Im Rahmen des I. internationalen Opi­
umabkommens (IOA) vom 23.01 .1912 in 
Den Haag (Haager Abkommen) wurde 
unter Vorsitz von Bischof Brent Opium, 
Kokain, Morphin geächtet und die 
Grundlage für die Drogenprohibition im 
20. Jahrhundert geschaffen. 

1913 und 1914 folgten weitere Opi­
umkonferenzen in Den Haag. 

Die Harrison-Narcotie-Act untersagte 
in den USA den Handel mit Opiaten und 
Kokain. 

1916 wurden im Deutschen Reich 
noch 7,8 Tonnen Heroin und 14,3 Ton­
nen Morphin hergestellt. 

ln den Jahren 192 I -1928 blühte noch 
das deutsche Geschäft mit Alkaloiden. 

Deutschland produzierte tonnenweise 
Morphin, Kokain und Heroin. 

So wurden 1925 16 Tonnen Morphin 
und Heroin im deutschen Reich herge­
stellt. obwohl der medizirusche Jahres­
bedarf 1 Tonne nicht überstieg. 

Durch Unterzeichnug des Haager Ab­
kommens im Jahre 19 I 2 wurde das Deut­
sche Reich verpflichtet, innerhalb von 12 
Monaten die Vorschriften des Haager Ab­
kommens zur Bekämpfung des interna­
tionalen Drogenmißbrauchs in das deut­
sche Recht zu transformieren. 

Das Haager Abkornrnen führte zum 
ersten deutschen Betäubungsmittelgesetz 
vom 30.12.1920 und dem Änderungsge­
setz vom 21.03.1924, die für den Aufbau 

und Inhalt des nach­
den. 

Der erste Opium­
krieg dauerte drei Jah­
re und endete 1842. 

Heroin eroberte als Antihustenmittel und Wunderwaffe 
gegen die Morphinsucht den Weltmarkt 

folgenden Opiumge­
setzes von 1929 rich­
tungsweisend wurden, 

Der zweite Opium-
krieg dauerte vier Jahre und endete 1860 
mit dem Ergebnis der Legaüsjerung von 
Opium in China. 

Ebenfalls im Jahr 1860 gelang es dem 
deutschen Chemiker Albert Niemann, das 
Hauptalkaloid der Coca pflanze, das zwar 
schon entdeckt war, chemisch darzustel­
len. Er nannte es Kokain. 

Ab 1862 produzierte die bereits durch 
»Merck' s Morphine« bekannt geworde­
ne Pharmafirma E. Merk & Co das Me­
dikament »Merck's Cocaine«. 

Durch den Nachweis des suchtbilden­
den Charakters des Morphin 1879 durch 
Louis Lewin, eroberten sich die Canabis­
Medizinen den Weltmarkt. 

und erzielte Rekordumsätze 

Pharmakologisches Institut gegründet 
hatten, ein ncues Medikament gegen 
Hustenreiz und Morphinsucht auf den 
Markt und ließen hierfür das geschützte 
Warenzeichen: »Heroin« eintragen. 

Heroin, das 1897 von Dr. Hoffmann 
und Dr. Dreser nach mehrstündigem Ko­
chen von Morphin mit Essigsäureanhy­
drit und einer Folge von Reinigungspro­
zessen gewonnen worden war, eroberte 
als Antihustenmittel und Wunderwaffe 
gegen die Morphinsucht den Weltmarkt 
und erzielte Rekordumsätze. 

1901 bestimmte der Deutsche Reichs­
tag, Morphin dürfe ausschließlich in Apo­
theken abgegeben werden. 
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den unerlaubten Um-
gang mit Heroin unter 

Strafe stellten, die wissenschaftliche und 
ärztliche Verwendung von Heroin aber 
nicht untersagten. 

Das Ergebnis der 2. Genfer Opiumkon­
ferenz von 1925 wurden durch das Ge­
setz vom 26.06.1929 innerdeutsches 
Recht. 

Ziel des Opiumgesetzes war es, zu ver­
hindern, daß bestimmte Stoffe und Zu­
bereitungen zu anderen Zwecken als zur 
Heilung oder wissenschaftlichen For­
schung verwendet wurden und daß dje 
Bevölkerung vor dem Mißbrauch von 
Rauschgiften geschützt wurde. 

Das Genußmittel einiger Kulturen ist 
mittlerweile zum Rauschgift mutiert. 
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Ansichten 

Die Sicherungsverwahrung 
SV kannjeden treffen, der ein »Verbrechen«, also eine Tat begangen hat, 

die gern. § 12 I StOB »mit Freiheitsstrafe von 1 Jahr oder darüber bedroht« ist 

Aufgrund des »Gesetzes gegen 
gefahrliehe Gewohnheitsverbre­
cher« vom 24.11.1933 (RGBI.l, 

995) war es möglich, zusätzlich zur Stra­
fe noch weitere »Maßregeln« zu verhän­
gen: Straftäter konnten beispielsweise 
nach vollständiger Verbüßung ihrer Ge­
fängnis- oder Zuchthausstrafe in der 
Strafanstalt belassen 

der den ungeschriebenen Rechtssatz »in 
dubio pro reo« (im Zweifel fur den An­
geklagten) auf die Maßregeln anwenden 
möchten noch die geschriebenen Rück­
wirkungsverbote: »Eine Tat kann nur be­
straft werden, wenn die Strafbarkeit ge­
setzlich bestimmt war. bevor die Tat be­
gangen wurde« (Art. I 03 Abs.II GG und 

fe und ihre Nebenfolgen bestimmen sich 
nach dem Gesetz, das zur Zeit der Tat 
gilt«(§ 2 I StGB). Wie so oft, wenn Ge­
setze dem Anschein nach am »Stamm­
tisch« gemacht wurden, kommt die Ver­
fassung selbst (»Niemand darf aufgrund 
derselben Tat auf Grund der allgemeinen 
Strafgesetze mehrmals bestraft werden«, 

oder andernorts ein-
gesperrt werden. 

Heute werden 
Gesetze nicht mehr 
im Reichsgesetz­
blatt (RGBI.) son­
dern im Bundesge­
setzblatt (BGBI.) 
verkündet, und 
Zuchthäuser heißen 
seit 1969 Justizvoll­
zugsanstalten- aber 
weiterhin gibt es 
(wenn auch auf ge­
änderter Rechts­
grundlage) »frei­
heitsentziehende 
Maßregeln« (§§ 63 
- 67g StGB), die 
»neben«, das heißt 
vor, nach oder an 
Stelle von Strafhaft 
verhängt werden 
können (selbst ne­
ben lebenslanger 
Freiheitsstrafe!) ; 
und weiterhin sind 
diese umstrittensten 
Vorschriften des 
Strafrechts zum Teil 
auch gegen zur Tat­
zeit Schuldunfähige 
und gegen zur Straf­
prozeßzeit Verhand­
lungsunfähige an­
wendbar. 

Einem tn 

Deutschland ver-
breiteten Verständ-

§ 66 StGB, Unterbringung in der SV 
Absatz I: Wird jemand wegen einer 

vorsätzlichen Straftat zu zeitiger Frei­
heitsstrafe von mindestens zwei Jah­
ren verurteilt, so ordnet das Gericht 
neben der Strafe die SV an, wenn 

I. der Täter wegen vorsätzlicher 
Straftaten, die er vor der neuen Tat be­
gangen hat, schon zweimal jeweils zu 
einer Freiheitsstrafe von mindesten ei­
nem Jahr verurteilt worden ist, 

2. er wegen einer oder mehrerer die­
ser Taten vor der neuen Tat fur die Zeit 
von mindestens zwei Jahren Freiheits­
strafe verbüßt oder sich im Vollzug ei­
ner freiheitsentziehenden Maßregel 
[ ... ] befunden hat und 

3. die Gesamtwürdigung des Täters 
und seiner Taten ergibt, daß er infolge 
eines Hanges zu erheblichen Strafta­
ten. namentlich zu solchen. durch wel­
che die Opfer seelisch und körperlich 
schwer geschädigt werden oder schwe­
rer wirtschaftlicher Schaden angerich­
tet wird, flir die Allgemeinheit gefahr­
lieh ist. 

11: Hat jemand drei vorsätzliche 
Straftaten begangen, durch die er je­
weils Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr verwirkt hat, und wird er 
wegen einer oder mehrerer dieser Ta­
ten zu zeitiger Freiheitsstrafe von min­
destens drei Jahren verurteilt, so kann 
das Gericht unter der in Abs. I Nr. 3 
bezeichneten Voraussetzung neben der 
Strafe die SV auch ohne frühere Ver-

urteilung oder Freiheitsentziehung 
(Abs. I Nr.l und 2) anordnen. 

III: Wird jemand wegen eines Ver­
brechens oder wegen einer Straftat 
nach den §§ 174 bis 174c. 176, 179 I 
bis lll, 180, 182, 224, 225 I oder Ir 
oder nach § 323a, soweit die im 
Rausch begangene Tat ein Verbrechen 
oder eine der vorgenannten rechtswid­
rigen Taten ist, zu zeitiger Freiheits­
strafe von mindestens zwei Jahren ver­
urteilt, so kann das Gericht neben der 
Strafe die SV anordnen, wenn der Tä­
ter wegen einer oder mehrerer solcher 
Straftaten, die er vor der neuen Tat 
begangen hat, schon einmal zu Frei­
heitsstrafe von mindestens drei Jahren 
verurteilt worden ist und die in Abs. I 

r.2 und 3 genannten Voraussetzun­
gen erfullt sind. Hatjemand zwei Straf­
taten der in Satz I bezeichneten Art 
begangen, durch die er jeweils Frei­
heitsstrafe von mindestens zwei Jah-
ren verwirkt hat und wird er wegen 
einer oder mehrerer dieser Taten zu 
zeitiger Freiheitsstrafe von mindestens 
drei Jahren verurteilt, so kann das Ge­
richt unter den in Abs. I Nr.3 bezeich-
neten Voraussetzungen neben der Stra­
fe die SV auch ohne frühere Verurtei­
lung oder Freiheitsentziehung (Abs. I 
Nr.l und 2) anordnen. Die Absätze I 
und II bleiben unberührt. 

IV: [aus Platzgründen mußte hier 
leider auf den Abdruck des Absatzes 
verzichtet werden] 

Art. I 03 IIl GG) 
weniger zur Geltung 
als verfassungswid­
rig anmutende 
Rechtsnormen wie 
z.B. der sechste Ab­
satz des § 2 StGB: 
»Über Maßregeln 
der Besserung und 
Sicherung ist, wenn 
gesetzlich nichts an­
deres bestimmt ist, 
nach dem Gesetz zu 
entscheiden, das zur 
Zeit der Entschei­
dung gilt«. Wer zu 
entscheiden hat, 
dies aber aufgrund 
der bestehenden Ge­
setze nicht so kann 
wie er es möchte, 
der braucht nach § 2 
VI StGB die Ent­
scheidung nur so 
lange zu verschie­
ben bis die Gesetze 
passen. ~uß diese 
geradezu sittenwid­
rige Vorschrift noch 
kommentiert wer­
den? 

Auf vielfachen 
Leserwunsch hi n 
möchte die Redakti­
onsgemeinschaft 
des Gefangenenma­
gazins der lieht­
blick im folgenden 
so emotionslos wie 
möglich d ie ange­

nis nach sind die »Maßregeln der Besse­
rung und Sicherung« (Sechster Titel des 
Dritten Abschnitts im Allgemeinen Teil 
des Strafgesetzbuches) keine Strafen -
folglich gibt es Rechtsvertreter, die we-

§ I StGB-der Kürze wegen wird im fol­
genden statt »Absatz« oder »Abs.« nur 
die römische Ziffer geschrieben; eventu­
ell folgende arabische Ziffern bezeichnen 
dann den Satz der Vorschrift); »Die Stra-

sprochenen Probleme der in den §§ 61 -
72 StGB geregelten »Maßregeln derBes­
serung und Sicherung« am Beispiel der 
»Unterbringung in der Sicherungsver­
wahrung« (§ 66 StGB) darstellen - zu-
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mal es einen aktuellen Anlaß gibt: Ende 
Januar 1998 wurden das Strafgesetzbuch 
(StOB) und das Einführungsgesetz zum 
StOB (EGStGB) aufgrunddes »Sechsten 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts 
(6.StrRG)« und aufgrund des neugefaß­
ten »Gesetzes zur Bekämpfung von Se­
xualdelikten und anderen geHihrliehen 
Straftaten« (nachfolgend SuaS-Gesetz 
genannt) geändert. 

Das 6.StrRG wurde am 26.01.98 im 
BOB I. I (S. 164 ff) verkündet und trat am 
01.04.98 gern. Art.9 6.StrRG in Kraft. 
Während dieses Reformgesetz den Be­
sonderen Teil (BT) des StOB ändert (Ziel­
setzung: die Vereinheitlichung des Straf­
rahmensystems und die Erhöhung des 
Schutzes sexueller Selbstbestimmung), 
wirkt sich das SuaS-Gesetz auf den All­
gemeinen Teil des StOB aus. 

Das SuaS-Gesetz wurde am 30.01.98 
im BOB I. I (S.l60ff) verkündet und gern. 
Art.8 S.2 i.V.m. Art. I Nr. 4a SuaS-Ge­
setz am 31.0 I. 98 »uneingeschränkt« 
(Art.la JII EGStGB, neu nach Art.2 Nr. 
3 SuaS-Gesetz). also rückwirkend (!) 
zum 01.08.95 (Art.l a I EGStGB) in Kraft 
gesetzt. 

Passenderweise gibt es weder Über­
gangsvorschriften noch Ausnahmerege­
lungen für Härtefalle. 

Und ganz sicher »nicht zuletzt mit 
Blick auf die im Herbst 1998 anstehen­
den euwahlen zum Deutseben Bundes­
tag setzten« so »hektische Aktivitäten des 
Gesetzgebers ein«, daß »die beruflich 
unmittelbar mit den Konsequenzen [des 
SuaS-Gesetzes] befaßten Entscheidungs­
träger (Richter an StVKen beim LG, zu-

§ 67e StOB. Überprüfung 
Absatz I: Das Gericht (die Straf­

vollstreckungskammerbeim Landge­
richt) kann jederzeit prüfen, ob die 
weitere Vollstreckung der Unterbrin­
gung zur Bewährung auszusetzen ist. 
Es muß dies vor Ablauf bestimmter 
Fristen prüfen. 

Il: Die Fristen betragen bei der Un­
terbringung in einer Entziehungsan­
stalt 6 Monate, in einem psychiatri­
schen Krankenhaus I Jahr, in der Si­
cherungsverwahrung 2 Jahre. 

III: [hier nicht abgedruckt) 
IV: Die Fristen laufen vom Beginn 

der Unterbringung an. Lehnt das Ge­
riebt die Aussetzung ab, so beginnen 
die Fristen mit der Entscheidung von 
neuem. 

o AnsichtenD 

Artikel I a. EGStGB, Anwendbarkeit 
der Vorschriften über die SV 

Absatz I: Die Vorschriften des Straf­
gesetzbuches über die SV finden auf die 
im Geltungsbereich des StOB nach dem 
I. August 1995 begangenen Taten un­
eingeschränkt, im übrigen Anwendung, 

I. wenn der Täter eine vorsätzliche 
Straftat, wegen der er 

a) im Fall des § 66 I des StOB zu 
zeitiger Freiheitsstrafe von mindestens 
zwei Jahren verurteilt wird, 

b) im Fall des§ 66ll des StOB zeiti­
ge Freiheitsstrafe von mindestens ei-

ständige Staatsanwälte der Vollstrck­
kungsbehörden, Leiter der NAen etc.) 
größtenteils erstmals Kenntnis von we­
sentlichen Teilen des Gesetzes nach des­
sen Inkrafttreten« erhielten und deshalb 
weder »auf die Unmöglichkeit [ ... ] prak­
tischer Umsetzbarkeil (z.B. fehlende Gut­
achter und Therapieplätze)« hinweisen 
konnten noch auf» verfassungsrechtliche 
Bedenken (z.B.: Rückwirkung)« (Ober­
regierungsrat Thomas Ullenbruch in der 
NStZ 1998, Heft 7, S.327). 

Kommentare zu diesem Straf-Recht 
sind erst zum Ende des Jahres zu erwar­
ten - nur ein paar juristische Laien ha­
ben bereits Bücher hierzu verfaßt In der 
Frankfurter Rundschau vom 13.06.98 
wird ein »Buch-Projekt des Aachener 
Psychoanalytikers Micha Hilgers, der 
auch Supervisor von psychiatrischen und 
forensischen [gerichtsmedizinischen] 
Einriebtungen ist«, vorgestellt; darin 
heißt es unter These 1.: »Erfahrungen und 
zunehmend auch wissenschaftliche Er­
kenntnisse werden durch den :vfaßregel­
vollzug erst ermöglicht«. 

Wie lange ist es her, daß »Seelen­
klempner« so unverblümt von ihrer ex­
perimentierfreudigen Art der Erkenntnis­
gewinnung gesprochen haben? Wann 
konnte zuletzt gefordert werden, Men­
schen einzusperren, damit Erfahrungen 
und »wissenschaftliche« Erkenntnisse 
gewonnen werden? Möglicherweise 
meint der Analytiker das gar nicht so, wie 
er es geschrieben hat - aber daß seine 
juristische Ignoranz mit einer erheblichen 
Leseschwäche gepaart ist, macht These 
4. deutlich: »Sicherheitsverwahrung [sie] 
und Maßregelvollzug schließen sich 
durch die bestehende Rechtslage gegen­
seitig aus«. 
· Richtig ist dagegen, daß die» 1933 von 
den Nationalsozialisten eingeführte und 
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nem Jahr verwirkt hat, 
nach dem 0 1.08. 95 begangen hat 

oder 
2. soweit sie bereits vor dem I. Au­

gust 1995 anwendbar gewesen sind. 
ll: § 66 Ill des Strafgesetzbuches fin­

det nur Anwendung, wenn der Täter 
eine der Straftaten der in § 66 III I des 
StGB bezeichneten Art nach dem 31. 
Januar 1998 begangen hat. 

HI: § 67d des StOB in der Fassung 
des [SuaS-] Gesetzes [ ... ] (BGBI. I, 
S.l60) findet uneingeschränkt Anwen­
dung. 

nach 1945 beibehaltene (wenn auch im 
Anwendungsbereich eingeschränkte)« 
(Info des Strafvollzugsarchivs, FB 6. 
Uni,·ersität Bremen. 17.08.98) Siche­
rungsverwahrung schon immer eine Va­
riante des Maßregelvollzugs war. 

Neu ist, daß jetzt alle Straftaten, die 
»Verbrechen« sind, mit der Verhängung 
von SV geahndet werden können - also 
jeder, der »rechtswidrige Taten« begeht, 
die »im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe 
von I Jahr oder darüber bedroht sind« (§ 
12 1 StOB) kann, auch als Ersttäter (!), 
nach§ 66 StOB mit SV bestraft werden. 

Um zwischen den »schweren« und 
»ganz schweren Jungs« zu unterscheiden, 
wurde schon 'or dem lnkrafttreten des 
»Gesetzes über den Vollzug der Freiheits­
strafe und der freiheitsentziehenden Maß­
regeln der Besserung und Sicherung -
Strafvollzugsgesetz (StVollzG)« eine 
Höchstfrist vorgesehen, die für »die er­
ste Unterbringung in der SV zehn Jahre« 
(§ 67d I Var. 2. alte Fassung) betrug und 
jetzt ersatzlos und rückwirkend (wegen 
Art. Ia III EGStGB) gestrichen wurde. 

Ob erste Anordnung oder wiederholte 
-es gibt jetzt keine Unterschiede mehr. 
Und für jeden kann SV lebenslange Haft 
bedeuten! 

Diese Folge ergibt sieb zum einen aus 
der durch Art. I r. 4b SuaS-Gesetz ge­
änderten Fassung des§ 67d li StVollzG: 
»sobald verantwortet werden« konnte, 
den »Untergebrachten außerhalb« des 
Vollzuges »zu erproben«, hatte die Straf­
vollstreckungskammer (StVK) beim 
Landgericht (LG) »die weitere Vollstrek­
kung der Unterbringung zur Bewährung« 
bisher ausgesetzt; jetzt geschieht das nur 
noch, »wenn zu erwarten ist, daß der Un­
tergebrachte außerhalb<< des Vollzugs 
straffrei leben wird. 

Zum anderen ergibt sich die Endlos-
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unterbringung aus dem durch Art. I Nr. 
4c S.l SuaS-Gesetz neu binzugekomme­
nen Absatz IIl des § 67d: Nach l Ojähri­
ger Unterbringung wird jetzt die Maßre­
gel fortgesetzt, »wenn« ein Risiko be­
steht, der Untergebrachte könnte »infol­
ge seines Hanges erhebliebe Straftaten 
begeben«, die anderen schweren seeli­
schen oder körperlichen Schaden zufü­
gen. 

Welche Straftat ist nicht mit seelischen 
Schäden verbunden? Und die im letzten 
Halbsatz (HS) des § 67d lii l StGB ge­
forderte Schwere der Schädigung ist lei­
der auch fast immer gegeben. 

Den Nachweis, daß eine Hangtat zu be­
fürchten ist(§ 67d IIl l HS 4 StGB) muß 
ein Gutachter erbringen (§ 463 III 3, 4 
StPO), und bei der entsprechenden An­
hörung ist mittello-

Ansichten 

de genau notiert. Sie vertrauen deshalb 
darauf, daß [ ... ] sich auch die staatlichen 
Behörden und Gerichte an die geltenden 
Regelungen halten werden. Und die ge­
setzliche Formulierung ist eindeutig: >Ist 
die Höchstfrist abgelaufen, so wird der 
Untergebrachte entlassen.[ ... )<(§ 67d III 
StGB bish. Fassung). Im Rahmen der 
jährlich stattfindenden Konferenzen zur 
Fortschreibung des Vollzugsplanes (§§ 7, 
130 StVollzG) wird dies den Betroffenen 
[ ... ] immer wieder so bestätigt. 

Mitte Februar 1998 erfahrt der Voll­
zugsleiter- durch Zustellung des BGBI. 
-daß der Gesetzgeber bereits mit Wir­
kung zum 31.01.98 die Höchstfrist- auch 
für >Altfälle< - beseitigt hat. Am 
18.02.1998 infonniert er die [ ... ] Siche­
rungsverwahrten [ ... ].Die [ ... ) Verzweif-

[ . . . ]mit Lockerungen begonnen« werden 
kann, sondern »daß der Gesetzgeber [ ... ] 
von einer Minute auf die andere eine seit 
17 Jahren gegebene >Sicherheit<[ ... ] mit­
tels eines einzigen kurzen >Federstrichs< 
nachträglich in die >Gefahr< einer >lebens­
langen< Weitervollstreckung umgewan­
delt hat«. 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenenmagazins der liehtblick 
hofft, daß sich das Bundesverfassungs­
gericht (BVG) bald mit dem Thema SV 
zu befassen hat. Das BVG dürfte sich 
diesmal nicht davor drücken, die SV als 
Strafe und damit die Verfassung (Art. I 03 
Il GG) auf die SV für anwendbar zu er­
klären. 

Vom Gesetzgeber ist- spätestens nach 
den Wahlen- zu fordern, daß am Gesetz­

gebungsverfahren 
nur noch Personen sen Untergebrach­

ten ein Verteidiger 
zu stellen(§ 463 Ill 
5 StPO). 

§ 67d StGB, Dauer der Unterbringung 
Absatz 1: Die Unterbringung in ei­

ner Entziehungsanstalt darf zwei Jah­
re nicht übersteigen. Die Frist läuft vom 
Beginn der Unterbringung an. Wird vor 
einer Freiheitsstrafe eine daneben an­
geordnete freiheitsentziehende Maßre­
gel vollzogen, so verlängert sich die 
Höchstfrist um die Dauer der Freiheits-

gen Taten mehr begehen wird. Mit der 
Aussetzung tritt Führungsaufsicht ein. 

beteil igt werden, 
die zwischen Recht 
und Gesetz sowie 
zwischen Gerech­
tigkeit und Ange­
messenheil unter­
scheiden können. 
Nur dann sind ehr-
1 iche Gesetze zu er­
hoffen - die Ver­
hängung von SV 
beruht auf unehrli­
chen Rechtsgrund­
lagen: erstens. weil 
so getan wird, als 
wäre der Gefang­
nisaufenthalt nach 
dem Absitzen der 
Strafhaft keine 
Strafe mehr, und 

Abgesehen von 
ausgesprochen in­
kompetenten Gut­
achtern - für »die 
Qualifikation zum 
forensischen Gut­
achter reicht der 
Nachweis von le­
diglich fünfzehn(!) 
Stunden Forensik­
erfahrung« (M. 
Hilgers, a.a.O., 
These 3.), und ab­
gesehen davon, 
daß die gutachterli­
ehen Tätigkeiten 
aufgrund der ge­
setzgeberischen 

strafe. soweit die Zeit des Vollzugs der 
Maßregel auf die Strafe angerechnet 
wird. 

m: Sind lO Jahre der Unterbringung 
in der SV vollzogen worden, so erklärt 
das Gericht die Maßregel für erledigt, 
wenn nicht die Gefahr besteht, daß der 
Untergebrachteinfolge seines Hanges 
erhebliche Straftaten [es müßte »erheb­
liche rechtswidrige Taten« heißen -
vgl.§ 463 IIl 4 StPO] begehen wird, 
durch welche die Opfer seelisch oder 
körperlich schwer geschädigt werden. 
Mit der Erledigung tritt Führungsauf­
sicht ein. 

II: Ist keine Höchstfrist vorgesehen 
oder ist die Frist noch nicht abgelau­
fen, so setzt das Gericht die weitere 
Vollstreckung der Unterbringung zur 
Bewährung aus, wenn zu erwarten ist, 
daß der Untergebrachte außerhalb des 
Maßregelvollzugs keine rechtswidri-

IV: Ist die Höchstfrist abgelaufen. so 
wird der Untergebrachte entlassen. Die 
Maßregel ist damit erledigt. 

Aktivitäten mehr auf die Beurteilung der 
äußeren Situation als auf die innere Ver­
fassung des Untergebrachten abzielen 
werden -es gibt gar nicht so viele Gut­
achter. wie jetzt benötigt werden! 

Der bereits zitierte Th. Ullenbruch. 
Leiter der SV-Abteilung einer NA in Ba­
den-Württemberg, schildert die Auswir­
kungen der neuen Rechtslage: 31 Ver­
wahrte »befinden sich zum ersten Mal in 
der SV. Aufgrund der Vorwegvollstrek­
kung von Strafhaft leben sie teilweise seit 
1975 ununterbrochen >hinter Gittern<. Sie 
klamme'rn sich jedoch an das Bewußtsein, 
daß die Dauer der Unterbringung in der 
SV bei ihnen I 0 Jahre nicht übersteigen 
darf(§ 67d l Alt.2 StGB bish. Fassung). 
Der konkrete Ablauf der Höchstfrist ist 
in jedem Einzelfall[ ... ] aufTagund Stun-
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V: [lt. BVerfG größtenteils verfas­
sungswidrig, daher nicht abgedruckt] 

Jung - und die Wut - entziehen sich je­
der Beschreibung« (NStZ, 9817. S. 327t). 

Im gleichen Artikel (S. 328) schildert 
Th. Ullenbrock einen weiteren Fall: Seit 
1980 befmdet sich Eugen S. »ununter­
brochen in Haft bzw. im Maßregelvoll­
zug [ ... ] Sowohl der Verwahrte. als auch 
die Vollzugs- und Vollstreckungsbehör­
de gehen seit Jahren von einer Entlassung 
am 02.06.98 gern. § 67d III StGB bish. 
Fassung (Ablauf der Höchstfrist) aus. Am 
29.01.98 wird - in Unkenntnis des 3 Tage 
zuvor unterzeichneten [SuaS-] Gesetzes 
[ ... ]ein (am 06.03.98) beginnendes ent­
lassungsvorbereitendes Lockerungspro­
gramm [ ... ]erarbeitet.[ ... ) Für Eugen S. 
bedeutet die >Eröffnung< am 18.02.98 
nicht nur. daß aufgrundder >neuen Sach­
und Rechtslage< wahrscheinlich nicht 
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zweitens, weil dem 
Sicherungsverwahrten vorgegaukelt 
wird, er könne nahezu jederzeit unter be­
stimmten Voraussetzungen aus der SV 
entlassen werden, obwohl die Bildung 
dieser Voraussetzungen aufNull reduziert 
wurde. 

Der Schutz von Kindem vor prügeln­
den Eltern, vor Sittlichkeitsverbrechern, 
der Schutz der Frauen, deren sexueller 
Selbstbestimmung und der Schutz vor 
Straftätern überhaupt kann- wenn über­
haupt durch Rechtsvorschriften - nur 
durch ehrliche Gesetze gewährleistet 
werden. Und ein ehrliches Strafgesetz 
sagt, wann wer weshalb wie lange be­
straft wird. Den Normen zur SV fehlen 
gleich mehrere dieser Teilforderungen­
sie sind daher ersatzlos und rückwirkend 
aus dem StGB zu streichen. 0 



Vollzugshelfer 
In den letzten Monaten bin ich immer 
wieder mal von verschiedenen Seiten an­
gesprochen worden, was ich hier den so 
tun würde. Auf meine Antwort, daß ich 
Vollzugshelfer (VH) bin und Gefangenen­
betreuung mache, kamen immer wieder 
viele Nachfragen. Ich will hier absicht­
lich keine Gesetzestexte wälzen sondern 
etwas Praxis und Infos bringen. 

Rechtsanwälte, Theatergruppen, Leh­
rer, Sportgruppenleiter kennt man ja. Bei 
Vollzugshelfern hört sich das dann aber 
doch manchmal nebulös an. 

Der VH ist ein externer Mitarbeiter der 
jeweiligen JVA und ehrenamtlich tätig. 
Sinn des Ganzen ist es, daß er zusammen 
mit allen Beteiligten das Vollzugsziel ei­
ner künftigen Straffreiheit und Einglie­
derung in das normale Leben außerhalb 
der Haft erreichen soll. 

Klar ist, wer im Knast sitzt hat eine 
Menge Probleme. Familie, Ehefrau, Kin­
der, Freunde sind draußen ... weit weg. 
Vielfach haben sich Schulden aufgebaut, 
Alkohol, BTM; Arbeit ist nicht vohanden. 
Zunächstfollt man in ein großes Loch und 
die Probleme scheinen kein Ende zu neh­
men. Im Laufe der Zeit kommt der eine 
oder andere dann zur Erkenntnis, daß es 
so nicht weitergehen kann. 

Da kann der VH eine wichtige Hilfe 
sein, gemeinsam an den aufgestauten 
Problemen zu arbeiten. Dies erfordert na­
türlich beiderseits eine gewisse Offenheit, 
Bereitschaft zur Mitarbeit, Vertrauen, 
Geduld und Nerven. 

Die Anstaltsleitung gibt dem VH einen 
gewissen Zeitrahmen für Besuchszeiten. 
innerhalb dem er den Betreuten sprechen 
kann. Bei mir ist das z.B. täglich von mor­
gens bis mittags bzw. abends. Die Ge­
spräche sind vertraulich und werden 
nicht iibenvacht.lnhaltlich unterliegt der 
VH keinen Weisungen. Gespräche kön­
nen ohne Zeitdruck oder vorherige Ge­
nehmigung durchgeführt werden. Die 
mtl. Regelspreche1; LZ, Sondersprecher 
werden nicht berührt. Sollten also Außen­
kontakte vorhanden sein, kann das übli­
che Besuchskontingent ganz normal in 
Anspruch genommen werden. Desweite­
ren kann der VH Stellungnahmen zu An­
trägen und Gesuchen des Gefangenen 
abgeben (z.B. 2/3, Gnadengesuche uslv.), 
die dann an die entscheidenden Behör­
den weitergeleitet werden. Vor wichtigen 
Entscheidungen soll der VH gehört wer­
den. Der VH ist also weder ))]M« der An­
staltsleitung noch »Knüppel« des Inhaf 

Leserbriefe 

fierten gegen die Anstalt. Die Situation 
jedes Gefangenen ist anders, und so muß 
auch die Betreuung individuell sein. Der 
eine hat zwar >mur« noch 9 Monate ab­
zusitzen, braucht aber positive Hilfestel­
lung bei Arbeitssuche, Behördengängen, 
Wohnung, Schadensregulierung (es soll 
hier auch eindeutig nicht vergessen wer­
den, daß es auch Opfer gibt!). Ein ande­
rer hat LL mit anseht. SV, möchte mal mit 
einem Externen einfach über alles reden 
können, Familienkontakte 
(wieder)herstellen, menschlich nicht ein­
rosten. 

Vollzugshelfer wachsen zwar nicht auf 
Bäumen, aber jeder Insasse hat das 
Recht, sich um einen externen Betreuer 
zu bemühen. Dies gilt selbstverständlich 
nicht nur für Tegel (das Strafvollzugsge­
setz gilt bundesweit)! 

Sprecht mit Eurem GL, Pfarrer, Soz­
Päd oder geeigneten Externen. Den er­
sten Schritt kann Euch keiner abnehmen, 
aber es lohnt sich. Bnmo V., 24.08.98 

Alte Zeiten 
Hey, Hallo, Guten Tag oder ihr Lieben, 
Im ... Januar 1968 kam ich in die V -An­
stalt Moabit. Dort wartete ich bis zum 17. 
November 1968 aufmeinen Gerichtster­
min. An meinem 22. Geburtstag ... wur­
de ich ... zu 10 Jahren Zuchthaus ventr­
teilt. 

Im Dezember 1968 kam ich dann ins 
HausIll in Berlin-Tegel und erhielt brau­
ne Klamotten, denn blau warfür Gefong­
nis und schwarz für SVer [zur SV 
s.S.50jJJ. 

Meine erste Arbeitsstelle dort war die 
Besenbinderei. Später ging ich in die Satt­
lerei-Polsterei und noch später landete 
ich im TD [Technischen Dienst}, da ich 
gelernter Gas- und Wasserinstallateur 
bin. Hier führte ich die Klempnerabtei­
lung Auf meinen Vorschlag hin bekamen 
wir kleine Metallschilder an die obere Ta-

sehe unserer Jacke mit dem Hinweis: 
>>Technischer Dienst, Abt/.: Klempnerei, 
Name und Vorname. Haus- und Zellen­
nummer<<. Mittels dieser Schilder hatten 
wir nun uneingeschränkte Bewegungs­
freiheil innerhalb der Anstalt. 

Jeden Mittwochfohrte mich mein Weg 
in die Bäckerei, denn don gab es frisch 
gebackenes Weißbrot - wamz genossen 
ein Leckerbissenf lvieine letzte Arbeit war 
als Kalfaktor im Haus flf. C4 ... 

Im August 1969 kam es im Haus //I zu 
einer schweren Gefangenenrevolte: Lang 
anhaltende Hitze, sinkender Wasserd111ck 
in den Zellen und zum 3. Mal als Abend­
brot Harzer Roller! Das Fass kochte über 
und Haus I// wurde ein Tollhaus. Das 
französische Militär umstellte das Ge­
bäude. -Eine Woche brauchten wir ... , 
um das ... Chaos zu beseitigen! 

Ich hoffe, daß ich jetzt nicht die Jahre 
durcheinander bringe, aber ich glaube 
es war das Jahr 1971, als das Haus IV 
mit der l.Schulstalion der Berliner Ju­
stizgeschichte eröffnet wurde [s.S.32j). 
Leiter war Herr Schacht, der sich [. .. ] 
spärer aus familiären Gründen das Le­
ben nahm. Gleich bei den ersten Schul­
gangsteilnehmernwar ich mit dabei und 
holte den Abschluß der Hauptschule 
nach. Unvergessen die Weihnachtsfeier: 
Unsere Angehörigen duiften tatsächlich 
mit auf unseren Wohnbereich und auch 
in unsere Zellen! 

im nächsten Jahr holte ich mir den Ab­
schluß der Realschule. Leider kam es da­
mals [wie heute!] nicht zur Möglichkeit, 
daß Abitur zu machen. 

1972, nach Verbüßung von 5 Jahren, 
erhielt ich 5 Tage Hafturlaub ... Dem Psy­
chologen Herrn Murach und seiner Kol­
legin Frau May hatte ich dies =u verdan­
ken. Neben dem Schulablauf gab es fiir 
uns Angebote =ur Teilnahme an autoge­
nem Training und Selbste!fahrungsg111p­
pen. Ich nahm alles an und beteiligte 
mich überall. Darüberhinaus belegte ich 

Wir erhalten erfreulicherweise l'iele Leserbriefe. Vichr alle sind zur Veröffentli­
chung besrimmt oder gee igner. weil sie =.B. preswreehrlich nicht verantwortet 
werden können und oder ihre VeröjTenrlichuog dem Absender schaden würde. 
,\-fanche Leserbriefe sind auch einfach =u lang. so daß sie anderen Verfassern den 
Plat= wegnehmen. 
Deshalb unsere Biue: 
-Überlege Euch genau. was Ihr schreibt: 1·or allem prüft die Fakten 1·orher. Es gilt 
näm7ich auch bei uns der presseerhische Gmndsar=· Tatsachen sind heilig. Mei­
mmgen hingegen ji'ei. 
-Schreibt kur= und biindig, schon um der Wirkung willen. Wir behalten uns Kür­
zungen v01: Die Red. 

~ 
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[als Gasthörer] ein Fernstudium über 
Psychologie, So=iologie und Pädagogik. 

1974 wurde ich der erste Freigänger, 
der auch über Nacht der Anstaltfernblei­
ben duifte, da ich Nachtschicht als Heim­
erzieher übernehmen mußte und das kam 
so: Auf Grund meines Fernstudiums, 
wollte ich den Beruf des Heimerziehers 
als berufsbegleitende Ausbildung ergrei­
fen. Ich schickte sage und schreibe 50 Be­
werbungen an Kinderheime und Jugend­
l•.:o/mheime innerhalb Berlins, nachdem 
ich von der damaligen Senatorinfiir Ju­
gend und Sport, Frau Ilse Reiche//, grü­
nes Lichtfor diese Ausbildung bekam. Ich 
erspare Euch die Erzälwng über die l'ie­
len, vielen Gespräche mit ihrem persön­
lichen Referendar Herrn Grünwald und 
dann dem entscheidenden Gespräch mit 
ihr persönlich. Nur ein Satz von ihr, der 
fest in mir blieb: »Überlegen sie ganz 
genau, was sie von mir da erwarten; Ein 
wegen Totschlags vorbestrafter Freigän­
ger wird Erzieher in einem Kinderheim!«. 

Von ... 50 Bewerbungen erhielt ich 3 
positive Antworten zurück. Das Mäd­
chenheim in der Ollenhauer Straße wollte 
mich in der Verwaltung einsetzen. Ein 
i\1ädchenwolmheim in Grunewald woll­
te mich als ein=iges männliches Lebewe­
sen, mit Ausnahme des Dackels der Lei­
terin, als Erzieherbewerber einstellen 
und dafiir sogar den Tagesablaufplan 
umstellen- der Duschzeiten wegen (kein 
Witz). Der Leiterder Wadeeck-Stiftung in 
der Drakestraße in Lichteife/de, Herr 
Syring, schickte mir das Angebot, mich 
einzustellen und dieses nahm ich dann an 
... ich verbrachte eine wunderbare Zeit 
in diesem Heim und bekam in mein Fiih­
nmgszeugnis aufmeinen eigenen Entlas­
sungswunsch, wegen persönlicher fami­
liärer Aujbausclnvierigkeiten, den ... 
Sat=: »Vom Reinigungspersonal, über 
sämtliche Insassen bis zum Leiter des 
Hauses, bedauern alle das Ausscheiden 
unseres Mitarbeiters WolfRainer F. ... ! 
Natürlich bin ich auf diese ganze Sache 

Achtung Absender! 
Aus zahlreichen Briefen können wir 
nicht oder meist nur schwer herausle­
sen, ob sie eigentlich :;ur Veröffentli­
clumg bestimmt sind oder nur unser re­
daktionelles Informationsbedürfnis be­
friedigen sollen. Hier wäre ein Finger­
zeig Jri/freich, ebenso ein Hinweis 
darauf, ob der Name des Absenders ggf. 
voll, abgekürzt oder (nur in absoluten 
Ausnahmefällen) gar nicht genannt 
werden soll. libli 
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auch stolz. Im August 74 verließ ich ... 
nach Verbüßung von 6 Jahren und 8 
Monaten, die Haftanstalt Berlin-Tegel ... 

Nach 24 Jahren der Freiheit, sitze ich 
nun seit dem 21.02.98wieder hinter Git­
tern. Dies sollte ein kleiner Beitrag zur 
1 OOjährigen Geschichte von Berlin-Tegel 
sein ... WolfRainer F., 02.09.98 

Der liehtblick bedankt siclzfiir die­
sen informativen Bericht! 

Hilferuf 
Liebe Li-8/i-Kanoniere ... ! 

Ich möchte mich hewe mit der Bitte um 
Hilfe/Unterstiit=zmg an Euch wenden . ... 

Am 22.09.98 wurde ich ... in das KBVA 
[Krankenhaus der Berliner Vollzugsan­
stalten} verlegt. Der eilöge »Sonnen­
schein« und Streif der Abwechslung: die 
Sozialarbeiterin Frau Kitsos, die dort 
schon seit vielen Jahren ihren Dienst ver­
sieht ... 

Sie half mir und vielen anderen Ge­
fangenen mit .... Besuchsscheinen und 
den Angelegenheiten dort mit Prioritäts­
stufe 1, den Biichern, dem Lesestoff Vie­
le Gefangene dort sind wirklich sehr 
krank. Den gan=en Tagans Bett gebzm­
den und als Abwechslung nur Biicher. da 
sich nicht aufjedem Zimmer ein TV-Ge­
rät befindet. In einem Gespräch mit Frau 
Kitsos e1wähnte ich. viele ihrer Brieher 
in Tegel wiedergesehen =u haben. was 
auch sie selbst sehr beklagte, da sich de­
ren Fehlen im KBVA langsam empfind­
lich bemerkbar maclrt. ... 

Frau Kitsos envähnte die Möglichkeit, 
vielleicht über denliehtblick mit einem 
Riicf..:nif die Bücher - auch neue Spen­
den jiir das KB VA -einzusammeln . ... 

Frank J., 06./0.98 
Hier der Ii biiche Atifnif an die 1nsas­

sen der JVA-Tegel.· Gebt bitte die aus dem 
KBVA mitgenommenen Bücher zurück' 
(Gebt sie bei Euren So=ialarbeitem oder 
in den Büchereien oder beim liehtblick 
ab.) Und alle Nicht-Tegeler sollten sich 
angesprochenfiih/en: Biiche1; Zeiwngen, 
Kaffee und Tabakwerden benötigt! (Nur 
wer krank ist kommt ins KB VA. Wer aber 
krank ist, kann nicht arbeiten. Wer nicht 
arbeitet, hat kein Geld. Ohne Geld ... -
aber das wissen Sie ja alle. Also .. .) 

. . . Straubing . .. 
Bis Januar 1998 saß ich in Isohaft 16 Mo­
nate in Stammheim, dann lernte ich den 
Reclllsscaat in Bayern kennen. CD s?! 
.Vein, denn in den Abspielgeräten könme 
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man etwas verbergen! Briefe schreiben 
in Englisch?.l Nein, denn wer in Deutsch­
land woluu. muß Deutsch schreiben! Por­
nohefte?! Nein, denn die gespreizten 
Schenkel wären Pornographie! Game­
boy?! Nein, denn ich könnte damit Ge­
fangene von mir abhängig machen (von 
Alkohol/Haschisch kannte ich Abhängig­
keit, daß aber Gameboys auch süchtig 
machen, war auch mir neu)! Bademan­
tel?.' Nein, denn laut Gericht bestünde 
>>keine Bademantelerforderlichkeit« (als 
ich dieses Wortungetüm der DUDEN-Re­
daktion iibermittelte als sprachlichen 
Nonsens eines Gerichts, teilte man mir 
mit. daß es tatsächlich eine mmglückli­
clre Neuschöpfimg« sei). Jetzt sitze ich in 
Bn~chsal in Einzelhaft und muß auch hier 
mit auf den Rücken gefesselten Händen 
in den Hof Bemerkensll'ertenveise gab 
es hier: Pornohefte, CD 's, Gameboy! ... 

Thomas lvf.-F., 13.09.98 

SOS 
Hört Ihr uns? Gesucht werden die drei 
Ritter von der Tafell'llnde. 

Ulli - Moabit, Pitty- Tegel, Ritchie ­
Torgau. Da unser He:renbuch =ur Zeit in 
der Kammer ~·erstaubtund wir uns nicht 
=u Euch =aubern können, hexen wir uns 
in den Iichtbiick. Alle für einen und ei­
ner fiir alle. Ulli. halte durch.' ich liebe 
Dich, Natascha. Pitty, laß unsfast &fröh­
lich sein! Tora. Rilchie, egal was kommt, 
wir schaffen 's. Lieb Dich .I Nadine 

» Traummann« 
.\Iein lieber Traummann Harald W« 

ich habe diesen Weg gewählt - denn 
wir haben 11ns im Knast kennen und lie­
ben gelemt 11nd am 23.09.98 geben wir 
uns im Knast das >>Ja<(-Wort. Hiermit 
möchte ich Dir Danke sagenfiir all Dei­
ne Liebe, ich liebe Dich' 

In Liebe und Treue Deine Frau Rita 

Sport u.Vormelder 
lch grüße das >>libliche<( Team 

Ich habe gerade Euren Artikel und 
Anfrage =wecks Sportgruppen gelesen, 
folgendes kann ich da=u mitteilen: JVA­
Moabit - Azif einen schriftlichen Antrag 
mit der Bille um Teilnahme am Kraftsport 
wurde mir mündlich mitgeteilt, daß ich 
einen sclnmr;en Pwrkc (Mi/täter) hätte 
und somit keine Teilnahme mögl1ch sei. 
Den Antrag selbst /rat wohl der Papyro­
Saums gefressen?!Frank Sch., 05.09.98 



Keine 
Wohnung 

Vor Einführung des Großen Lausch­
angriffs waren Lauschangriffe zur 
Strafverfolgung in Wohnungen noch 
tabu. Die entscheidende Frage lau­
tete daher: Ist ein Besuchsraum in der 
Haftanstalt einer Wohnung gleichzu­
stellen oder nicht? Der Amtsrichter, 
der die Abhöraktion einst anordnete, 
verneinte dies, während das Landge­
richt im Prozeß gegen Eid den Woh­
nungsbegriff weiter auslegte. Für 
Gespräche mit Angehörigen stelle 
das Besuchszimmer der Haftanstalt 
faktisch einen Wohnungsersatz dar, 
so die Lübecker Landrichter. 

Der Bundesgerichtshof ist dieser 
Auffassung jetzt aber nicht gefolgt. 
Das Besuchszimmer könne schon 
deshalb keine Wohnung sein , weil 
das Hausrecht bei der Anstalt und 
nicht beim Häftling liege. Damit ist 
diese Frage nun höchstrichterlich 
geklärt. 

Überraschend kommt diese Ent­
wicklung allerdings nicht. Mit ähnli­
cher Begründung hatte nämlich 
schon das Bundesverfassungsgericht 
den eigentlichen Haftraum nicht als 
»Wohnung« im Sinne des Grundge­
setzes anerkannt. Damals ging es um 
die Beschwerde eines Gefangenen, 
der von seinen Wärtern forderte, sie 
sollten gefälligst anklopfen, bevor sie 
seine Zelle betreten. Die Verfas­
sungsbeschwerde wurde abgelehnt. 

Jetzt, nach Einführung des Großen 
Lauschangriffs, ist die Unterschei­
dung zwischen Wohn- und sonstigen 
Räumen zwar nicht mehr ganz so 
entscheidend, aber auch nicht völlig 
unerheblich. Zwar dürfen nun auch 
Wohnräume zur Strafverfolgung ab­
gehört werden- zur Gefahrenabwehr 
ist dies schon länger möglich-, aller-
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dings ist die Genehmigung hier un­
gleich schwerer zu erlangen. Vor dem 
Abhören einer Wohnung muß sich 
nun eine spezialisierte fünfköpfige 
Strafkammer mit dem Fall beschäfti­
gen. Bei Hafträumen genügt der Be­
schluß eines Amtsrichters. Das Ab­
hörverbot gegenüber Strafverteidi­
gern und Pfarrern gilt allerdings wohl 
auch in der Haftanstalt. Dagegen sind 
Gespräche mit Verwandten, wie im 
Falle Safwan Eids, nicht besonders 
geschützt. Obwohl hier eigentlich 
deren Zeugnisverweigerungsrecht 
unterlaufen wird, ist nur das (überall 
geltende) Verhältnismäßigkeitsprinzip 
zu beachten. Voraussetzung für eine 
Lauschaktion ist jeweils, daß die Ab­
höraktion zur Aufklärung mindestens 
mittelschwerer Straftaten (ab Geldfäl­
schung aufwärts) erforderlich ist. 
Die Tageszeitung, 26.07.98 p 

Vorwärts 
es geht zurück 

Glücklicherweise führen Armut und 
Arbeitslosigkeit nicht automatisch in 
die Kriminalität. Doch den Nährboden 
für kriminelle Vergehen können Chan­
cenlosigkeit und Langeweile allemal 
bilden. Jahr für Jahr fehlen Hundert­
tausende Ausbildungsplätze. Wer in 
dieser Misere einen, möglicherweise 
verzeihlichen Fehltritt begeht, dem 
drohen Strafe und Haft. Nun wollen 
CDU und CSU dies sogar noch ver­
schärfen. Für Kinder bereitet man 

Neues Deutschland 

schon wieder die berüchtigten ge­
schlossenen Heime vor. 

Da ist sich die Union wieder ein­
mal in großer Koalition mit der SPD 
einig. Was sich in Jahrzehnten als 
Brücke zur Rückkehr in die Gesell­
schaft als untauglich erwiesen hat, 
wird trotzdem wieder aufgebaut. Der 

der I chtbl•ck •·5.1998 

Wahlkampf zeigt seine widerlichen 
Züge. Um die Stimmen einer ertaub­
ten Mehrheit zu erhalten, werden Min­
derheiten verteufelt. Neben den ohne 
eigene Schuld ausgestoßenen Ju­
gendlichen dienen Ausländer als 
Sündenböcke. 

Die Bundesrepublik sei kein Ein­
wanderungsland und habe sich auch 
nie als ein solches verstanden, betet 
Bundesinnenminister Kanther (CDU) 
herunter. Dreht man diesen Satz nur 
ein bißchen um, offenbart er den 
Geist des Verfassers: Kanther hat 
noch nie verstanden, was ein Einwan­
derungsland ist. Es bietet politische 
Toleranz und Schutz vor Verfolgung, 
und die Bundesrepublik hat auch ein­
mal ein wahrhaft großzügiges Asyl­
gesetz besessen- solange, bis sich 
CDU und SPD die Hand reichten und 
das politische Asyl beschnitten. Die 
Tore werden zugeschlagen. 

Diese Politik folgt der Moral der Ge­
sellschaft. Wo der Ellbogen regiert, da 
ist kein Platz für die Schwächeren. 
Die industriellen Reserven scheinen 
beinahe unendlich [zu]sein, die sozia­
len aber bluten aus. Inzwischen ver­
kauft man bereits den Rückbau ge­
sellschaftlicher Verhältnisse als Re­
form. Da wandelt sich der Begriff von 
der inneren Sicherheit zum Zerrbild. 
(Neues Deutschland, 29.07.98) 0 

Nur der Staat 
darf aushorchen 
KARLSRUHE {AFP). Ermittlungsbe­
hörden dürfen Beschuldigte nicht 
nach Belieben durch Privatpersonen 

DER TAG.i.SPIEGEl 

aushorchen lassen. Die Freiheit der 
Beschuldigten, sich zu einem Vorwurf 
zu äußern oder nicht, dürfe durch den 
Einsatz von Spitzeln nicht beeinträch­
tigt werden, entschied der Bundesge­
richtshof. 

Das gebiete der Grundsatz des fai­
ren Verfahrens (Az: 5 StR 302/97}.1n 
dem Verfahren ging es um die angeb­
liche Ausforschung einer Untersu­
chungsgefangenen durch eine eben­
falls einsitzende >>Wahrsagerin«. Die­
se hatte versprochen, ihre »übersinn­
lichen Kräfte« für ein mildes Urteil ein­
zusetzen. Tagesspiegel, 23.07.98 0 

55 



Die Angst 
schüren 

Innere Sicherheit hat im Wahlkampf 
immer Konjunktur, mag sich der Vor­
sitzende der Polizeigewerkschaft, 
Lutz, gedacht haben. Die Bundesre­
publik braucht 50.000 Polizeistellen 
mehr, hat er errechnet; aufgelaufene 
20 Millionen Überstunden sind sein 
Beweis. Mit seiner Klage betreibt er 
aber vor allem Angstmache. Tatsäch-

DER TAG.iSPIEGEL 

lieh haben in den letzten Jahren die 
meisten Bundesländer die Zahl der 
Stellen im Polizeidienst erhöht. Was 
die Polizei braucht, sind nicht mehr 
Stellen, sondern ist eine Modernisie­
rung. Einfach mehr Grün auf die Stra­
ßen zu bringen, bleibt eine po-puli­
stische Maßnahme, um das subjekti­
ve Sicherheitsgefühl zu erhöhen. Der 
gesamte Polizeiapparat muß auf die 
Höhe der Aufgaben gebracht werden. 
Berlin, so hat das Deutsche Institut 
für Wirtschaft vor nicht langer Zeit 
ermittelt, hat 7000 Polizisten zu viel 
- auch deswegen, weil es seit Jahr­
zehnten anachronistische Dienstzeit­
regelungen gab. Die in Berlin im Früh­
jahr begonnene Reform zeigt, daß 
andere Arbeitszeiten und erweiterte 
Aufgabenbereiche die Polizei effekti­
ver machen und Personal sparen 
können. Wer so tut, als sei Sicherheit 
nur eine Frage der Stellen, beschwin­
delt die Bürger. (Der Tagesspiegel, 
12.08.98) 0 

Hilfe statt 
Ignoranz 

Nach jahrelangem Tauziehen sollen 
in bestimmten Berliner Haftanstalten 
demnächst Einwegspritzen an dro­
gensüchtige Gefangene ausgegeben 
werden. Mit dieser Entscheidung 
setzt sich Justizsenator Ehrhart Kör-

DER TAq~SPIEGEL 

ting (SPD) über erhebliche rechtliche 
Bedenken juristischer Fachleute, dar­
unter gewiß auch seiner eigenen, hin­
weg und beugt sich den Argumenten 
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von Gesundheitspolitikern und Medi­
zinern. Diese erhoffen sich von den 
Einmalspritzen eine Eindämmung der 
Aids- und Hepatitis-Infektionen in den 
Gefängnissen. 

Die Zahlen sprechen für sich: Laut 
Berliner Aids-Hilfe sind allein von den 
1600 in Tegel einsitzenden Häftlingen 
mindestens 800 drogenabhängig und 
200 bis 300 davon HIV-positiv. Bei 
Drogensüchtigen mit Hafterfahrung 
liegt danach die HIV-Rate doppelt so 
hoch wie bei Abhängigen, die noch 
nie im Gefängnis saßen. Hauptursa­
che hierfür sind die im Knastjargon 
als »Stationspumpen« bekannten 
Spritzen, die nicht selten nacheinan­
der von 20 und noch mehr Häftlingen 
benutzt werden. 

Die neue Praxis soll diesen Mehr­
fachgebrauch einschränken. in Ber­
lin ist zunächst nur ein räumlich und 
zeitlich begrenzter Modellversuch 
vorgesehen. Man sollte das Ergeb­
nis abwarten, ehe entweder vor­
schnell Kritik geübt oder schon jetzt 
eine Ausweitung des Versuchs gefor­
dert wird. (Der Tagesspiegel , 
11.08.98) 

»Schwitzen 
statt sitzen« 

Der Freistaat Sachsen hat den Straf­
vollzug verbilligt. Durch das Pro­
gramm •Schwitzen statt sitzen• konn­
ten nach Angaben des Justizministe­
riums in diesem Jahr schon mehr als 
drei Millionen Mark eingespart wer­
den. Bislang entschieden sich 1641 
Straftäter dafür, lieber bei gemeinnüt­
ziger Arbeit zu schwitzen, statt ihre 
Strafe im Gefängnis abzusitzen. Das 
Programm wird Straftätern angebo­
ten, die eine •Ersatzfreiheitsstrafe• zu 
verbüßen haben. Sie wird verhängt, 
wenn Straftäter, die zu einer Geldstra­
fe verurteilt worden sind, diese nicht 
bezahlen können. Das Strafmaß wird 
in •Tagessätzen• ausgesprochen. Für 
jeden Tagessatz können die Verurteil­
ten einen Tag Freiheitsstrafe verbü­
ßen oder aber einen Tag gemeinnüt­
zig arbeiten. ln diesem Jahr wurden 
so 28.653 Tage Ersatzfreiheitsstrafe 
durch gemeinnützige Arbeit vermie­
den, was den Gefängnissen Sach­
sens 3,2 Millionen Mark einsparte und 
sozialen Einrichtungen zugute kam. 

de r lie h eb l ic k 4· 511998 

Sachsens Justizminister Heitmann 
(CDU) nahm nicht nur die Einsparun­
gen erfreut zur Kenntnis, sondern 
sagte außerdem, er sei davon über­
zeugt , daß gemeinnützige Arbeit 
künftige Straffälligkeit eher vermeiden 
helfe , als Gefängnisaufenthalte. 
(Frankfurter Allg., 15.08.98) 0 

Ende der 
Ewigkeit 

Der frühere Verfassungsrichter und 
Vizepräsident des Bundesverfas­
sungsgerichts, Ernst Gottfried Mah­
renholz (SPD), hat sich für die Ab­
schaffung der lebenslangen Freiheits­
strafe ausgesprochen. Es sei mit den 
Grundrechten und dem Resozialisie­
rungsgedanken unvereinbar, einem 
nicht mehr gefährlichen Täter länger 
als 15 Jahre die Freiheit zu entzie­
hen. 

DER TAG.~.SPIEGEL 

Bündnis90/Die Grünen hatten mit 
der Forderung nach Abschaffung der 
Höchststrafe heftige Kritik geerntet. 
Mahrenholz erklärte dazu, die Partei 
habe den falschen Zeitpunkt gewählt. 
Vor der Wahl könne das Thema nicht 
sachlich diskutiert werden. Im großen 
und ganzen gäbe es aber in allen 
Parteien die Auffassung, daß unge­
fährliche Täter nach 15 bis 25 Jah­
ren wieder entlassen werden sollten. 
Daß eine Verkürzung der Höchstrate 
auf 15 Jahre unter der Bevölkerung 
auf Ablehnung stößt, sieht Mahren­
holz nicht als Gegenargument Die 
Abschaffung der Todesstrafe sei 1949 
von der Bevölkerung ebenfalls nicht 
akzeptiert worden. (DerTagesspiegel, 
08.08.98) 0 

Westtarif für 
Wossis 

Die 4000 Bundestagsbeschäftigten 
sollen nach dem Umzug des Parla­
ments nach Berlin nach Westtarif be­
zahlt werden, obwohl sie mehrheitlich 
im Ostteil der Stadt arbeiten wer­
den.[ ... ] Begründung: der Reichstag 
als Arbeitsplatz liegt im Westteil Ber­
lins. (N.D. 12.1 0.98) 0 



Justizpolitik 

Wahl98 
Der Ausgang der Bundestagswahl hat fiir mehr Hoffnungen gesorgt, als 

die neuen Politiker werden erfullen können. 

N och vor der Wahl wurde von der SPD fiir den Fall des 
Wahlsiegs ein »Kassensturz« angekündigt. Der Fall ist 
eingetreten, der Kassensturz fand nicht statt -jeden­

falls nicht in der Öffentlichkeit. 
Gründe dafür gibt es reichlich - einige davon sind sogar nach­

vollziehbar: wenn z.B. allgemein bekannt würde, daß die alte 
Regierung nicht nur hier sechs Milliarden (das sind 6.000 x 
1.000.000) DM vergessen, dort 11 Milliarden nicht berücksich­
tigt hat, wie es schon kurz vor der Wahl ruchbar wurde, son­
dern noch viel mehr und viel größere Finanzlöcher im Etat hin­
terließ, wäre das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der neu­
en Regierung zerstört. bevor sie zum Handeln käme. 

Mit diesem Hinweis soll der Schröder!Fischer-Regierung 
kein Freibrief ausgestellt, sondern einer Gefahr begegnet wer­
den: der Gefahr, daß die Bundesrepublik nochmals eine Regie­
rung verliert, der Demokratie und Menschlichkeit politische 
Anliegen sind. 

Erinnern wir uns: Nach dem zweiten Weltkrieg meinten die 
wenigsten Machthaber, auf die »Kompetenz« alter und neuer 
Nazis verzichten zu können, so daß sie in fast allen Bereichen 
des Staates belassen wurden. Als Willy Brandt dieses Erbe über­
nahm und zum ersten Mal in der Geschichte Deutschlands so 
etwas wie »Demokratie wagen« wollte, mußte er scheitern -
aber ebensowenig wie sein Nachfolger scheiterte er an diesen 
Verhältnissen, sondern an jenen, die sie ebenfalls ändern woll­
ten: die einmalige Chance auf Umsetzung einer am Menschen 
orientierten Politik konnten viele nicht schnell genug genutzt 
sehen und faßten jede Verzögerung. auch wenn sie sachlich 
noch so sehr begründet war, als antidemokratisch auf. 

Insbesondere die »Linken« begannen sich zu radikalisieren 
was zu den Bomben der RAF fiihrte und die demokratischen 
Ansätze im Keim erstickte. Wie hätte ein Kanzler anders auf 
den Terrorismus reagieren können als es Schmidt tat, der wuß­
te, daß es nach ihm nur noch rechts-staatlich zugehen würde? 

Ganz sicher erzeugt die kurze Fassung dieser Vorgänge er­
hebliche Schieflagen, die kaum einem der Verantwortlichen ge­
recht werden- aber vielleicht erzeugt sie auch ein wenig Nach­
deoklichkeit. Fest steht nämlich. daß die Bundesrepublik ihre 
menschlichsten tmd fähigsten Kanzler verlor, weil diese zu über­
eilten Handlungen provoziert wurden. 

Was dann kam, war e ine nur noch an Machtausbau und 
Machterhalt orientierte Cliquenwirtschaft, die gnadenlos ab­
baute, was an Sozialsystemen mühsam entwickelt worden war. 

Aber wegen eines schwerwiegenden Fehlers der SPDIFDP­
Regienmg hatte es die neue CDU/CSUIFDP-Regierung leicht: 
Die SPD hatte ihr an sich erstrebenswertes Ziel, »Bildung fiir 
alle«. dadurch schneller zu erreichen gesucht, daß sie einfach 
das Bildungsniveau senkte. So wurde beispielsweise das Ab­
itur zu einem bloßen achweis, Streß aushalten zu können -
und der breiten Masse wurde die Möglichkeit genommen, sich 
zu befähigen, Daten auszuwerten. 

Ohne Folgen befiirchten zu müssen, konnten deshalb in der 
Ära nach Schmidt soziale Errungenschaften abgebaut, Bildung 

fast gänzlich abgeschafft, Gesetze - selbst Grundgesetze-ge­
beugt oder geändert werden; und im Laufe der Zeit begannen 
sogar Leute wie Otto Schily daranGefallen zu finden und ver­
suchten, die CDU rechts zu überholen. 

Gerade in Richtung dieser Adresse sei gesagt, daß nieman­
dem mit der Einfiihrung des Straftatbestandes »Schwarzfah­
ren«. aber vielen mit der Einfiihrung bezahlbarer ahverkehrs­
tarife geholfen ist. 

Jetzt hat die Bundesrepublik die Chance, viele Fehlentwick­
lungen zu korrigieren (z.B. die Erlaubnis, in privaten Schlaf­
zimmern Abhörgeräte zu installieren) und endlich ernst mit dem 
Sparen zu machen - beispielsweise durch eine deutliche Redu­
zierung des Verfassungsschutzes oder des Militärs (»mit 70.000 
Mann hätten wir immer noch mehr Soldaten unter Waffen als 
jedes andere Land um uns herum«, Egon Bahr am 03.10.98 im 
Talkmagazin bei Sabine Cristiansen). 

Allerdings karm diese Chance nur genutzt werden. wenn drei­
erlei berücksichtigt wird: zum einen darf Politik nicht mehr 
allein Politikern überlassen werden, zum anderen ist den Poli­
tikern genügend Zeit zu lassen, die notwendigen Veränderun­
gen herbei zufUhren, und es ist zu beachten, daß nicht die stän­
dig in den Medien zu sehenden Spitzenpolitiker in der Praxis 
wirken, sondern die vielen tausend Menschen. die in den Be­
hörden arbeiten. 

Es wird schwierig sein, gerade die letztgenannten dazu zu 
bringen, ihre Arbeit weniger an persönlichen (Kaniere) Bedürf­
nissen orientiert auszuüben, sondern mehr an der Aufgaben­
stellung. Erschwert wird eine solche Neuorientierung, wenn es 
die Spitzenpolitiker nicht endlich schaffen sollten, sich selbst 
wieder vorbildlich zu verhalten. Politiker wie Oskar Lafontai­
ne, die sich aufKosten von Menschen und Menschen-Rechten 
mehr um persönlichen Machtzuwachs als um die politische Ar­
beit kümmern Güngstes Opfer: Stollmann). werden selbst er­
heblich umdenken müssen. 

Wie sehr sich die politische Führung auch um so spezielle 
Fragen wie Strafrecht und Strafvollzug wird kümmern müs­
sen. liegt ebenfalls am Führungsverhalten: wenn die gröbsten 
Fehler der jüngsten Gesetzgebung beseitigt sind. bedarf es nur 
noch einer geringfiigigen Verhaltenskorrektur hinsichtlich des 
klassischen Imperativs, nachdem das eigene Verhalten so zu 
sein hat, daß es im Falle der Nachahmung durch alle anderen 
zum eigenen Wohlgefiihl beiträgt. 

Der Rot/Grünen Koalition kann eine Kraft unterstellt wer­
den, die zur Bildung einer Gesellschaft beitragen kann, in der 
sich alle wohlfiihlen - diese Kraft sollte nicht fiir andere Ziele 
verschwendet und nicht mit weniger demokratischen Kräften 
geteilt werden. 

Die Redaktionsgemeinschaft des Gefangenenmagazins der 
liehtblick wünscht allen Hoffenden und allen Hoffnungsträ­
gem viel Glück.Und den politischen Entscheidungsträgem 
wünscht der liehtblick die Fähigkeit, erkennen zu können, 
daß, wie B.Traven meinte, in dem Augenblick wo oben nicht 
mehr gestohlen wird, unten die Verbrecher aussterben. 0 
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Recht 

Verlegung in andere Anstalt 

StVollzG §§ 8, 85 

Der Gefangene kann grundsätzlich einen Wunsch auf Ver­
legung in eine andere Anstalt äußern, ein diesbezügliches 
Recht steht ihm jedoch nicht zu. Er hat jedoch ein Recht 
auf fehlerfreie Ermessensentscheidung. Dies hat zur Fol­
ge, daß die Vollzugsbehörde alle in Betracht kommenden 
sachlichen Gesichtspunkte des Einzelfalles berücksichtigen 
und den insoweit bedeutsamen Sachverhalt von Amts we­
gen zu erforschen hat. Um die Überprüfbarkeil einer Ent­
scheidung zu gewährleisten, müssen die Überlegungen, die 
die Entscheidung stützen, dargetan werden. Dabei ist u. a. 
auch zu berücksichtigen, daß Verlegungen in familiennahe 
Anstalten in Frage kommen, wenn Erleichterungen des 
Besuchs und die damit verbundenen Kommunikationsmög­
lichkeiten der Behandlung und der Eingliederung des Ver­
urteilten dienlich sind. 

LG Köln, Beschl. v. 4.8.1997- I 03 StVollz 378/97 

Aus den Gründen: Auf den Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung war der Bescheid des Anstaltsleiters und der Wider­
spruchsbescheid aufzuheben und die Anstalt anzuweisen, den 
Verurteilten umer Beachtung der Rechtsauffassung der Kam­
mer neu zu bescheiden ... 

Der Gefangene kann grundsätzlich einen Wunsch auf Verle­
gung äußern, ein diesbezügliches Recht steht ihm jedoch nicht 
zu. Ihm steht jedoch ein Recht auf fehlerfreie Ermessensent­
scheidung zu. Dies hat zur Folge, daß die Vollzugsbehörde alle 
in Betracht kommenden sachlichen Gesichtspunkte des Ein­
zelfalles berücksichtigen und den insoweit bedeutsamen Sach­
verhalt von Amts wegen erforschen muß. Um die achprüf­
barkeil ihrer Entscheidung zu gewährleisten. müssen die Über­
legungen, die die Entscheidung stützen. dargetan werden (vgl. 
nur Cal/iess/Müller-Dier: .. StVollzG. 5. A .. § 8 Rdnr. 3 m. w. 
N.). Dabei ist u. a. zu berücksichtigen. daß Verlegungen in fa­
miliennahe Anstalten in Frage kommen. wenn Erleichterungen 
des Besuchs und die damit verbundenen Kommunikationsmög­
lichkeiten der Behandlung und der Eingliederung des Verur­
teilten dienlich sind. 

Wird, wie vorliegend, eine Verlegung unter Hinweis auf Si­
cherheitsgesichtspunkte abgelehnt, so sind auch diese Gesichts­
punkte im einzelnen darzulegen. Der Begriff der Sicherheit 
und Ordnung i. S. d. § 85 StVollzG ist ein unbestimmter Rechts­
begriff. der der richterlichen Kontrolle unterliegt. Die Kammer 
hat insbes. zu prüfen, ob die Vollzugsbehörde bei ihrer Ent­
scheidung von einem zutreffend und vollständigen ermittelten 
Sachverhalt ausgegangen ist. 

Eine solche Prüfung ist vorliegend nicht möglich. Der Be­
scheid des Anstaltsleiters v. 14.4.1997 enthält insoweit, als die 
Verlegung in die JVA abgelehnt worden ist, gar keine Begrün­
dung. Der Widerspruchsbescheid v. 28.5.1997 führt lediglich 
aus. daß der Verurteilte in der JVA W. als ideologisch motivier­
ter Überzeugungstäter zu kurdischen Mitgefangenen Kontakte 
aufgenommen habe, die als nicht förderungswürdig anzusehen 
und infolgedessen bei den Verurteilten Sicherheitsgesichtspunk­
te vorrangig zu beachten seien. die eine Verlegung in die JVA 

D. ausschließen würden. Nähere Angaben dazu, mit welchen 
kurdischen Mitgefangenen der Verurteilte in welchem Rahmen, 
für welche Dauer und in welcher Art und Weise Kontakt aufge­
nommen haben soll. und nähere Angaben dazu. aufgrund wel­
cher Umstände diese Kontakte als nicht förderungswürdig ein­
gestuft werden, enthält der Widerspruchsbescheid nicht. Auch 
Angaben dazu. inwiefern das bisherige Vollzugsverhalten des 
Verurteilten zu konkreten Sicherheitsbedenken Anlaß gibt, 
werden nicht gemacht. Eine Überprüfung der diesbezüglichen 
Vorgänge anband einer eingeschränkten Akteneinsicht durch 
die Kammer konnte ebenfalls nicht erfolgen, weil der Kmmner 
auch eine nur eingeschränkte Akteneinsicht- die JVA war ge­
beten worden, kenntlich zu machen, welche Teile der Akte von 
der Gewährung von Akteneinsicht ausgeschlossen sind- nicht 
gewährt worden ist. Eine Überprüfung, ob der Anstaltsleiter 
von einem zutreffend und vollständig ermittelten Sachverhalt 
ausgegangen ist, ist damit nicht möglich. Es war deshalb wie 
erfolgt zu entscheiden. 

Der Zeitschrift »Strafverteidiger« (StV) mitgeteilt von Rechts­
anwalt Lothar Hin~. Hagen. 

Beschlagenahmefreiheit von 
Verteidigungsunterlagen 

eines Beschuldigten 
StPO §97: MRK Art. 6 Abs. 3: GO Art. 2 Abs. I, Art. 20 Abs. 3 

Unterlagen, die sich ein Beschuldigter erkennbar zu seiner 
Verteidigung in dem gegen ihn laufenden Strafverfahren 
anfertigt, dürfen weder beschlagnahmt noch gegen seinen 
Widerspruch verwertet werden. 

BGH. Urt. v. 25.2.1998-3 StR 490/97 (LG Wuppertal) 

Aus den Gründen: Das LG hat den Angekl. wegen Mordes 
und versuchten Totschlags zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 
13 J. verurteilt. .. Mit seiner Revision rügt der Angekl. die Ver­
letzung formellen und materiellen Rechts. Das Rechtsmittel hat 
mit einer Verfahrensrüge Erfolg. 

Der Angekl. macht eine Verletzung des § 97 Abs. I StPO 
geltend. Dem liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Nach den Feststellungen des Urteils brachte der Angekl. sei­
nem Opfer. einer jungen Frau. zunächst mit ei ner Hantelstange 
und einem feststehenden Messer in Tötungsabsicht schwere, 
aber nicht tödliche Verletzungen bei. Er hielt sie für tot und 
schleifte sie etwa 80 m in einen nahegelegenen Wald. Als das 
Opfer aus der Bewußtlosigkeit erwachte, tötete er es mit meh­
reren Messerstichen in den Hals. um wegen der vorangegange­
nen Tat nicht zur Rechenschaft gezogen zu werden. Zwischen 
dem ersten und zweiten Angriff waren etwa fünfzehn Minuten 
vergangen. 

Der Angekl. ist hinsichtlich der Tötung der jungen Frau ge­
ständig. hat sich aber dahin eingelassen. er habe ihr die tödli­
chen Messerstiche in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang 
mit den übrigen Verletzungen beigebracht. Die Tat sei, so die 
Revision. deshalb rechtlich als einheitlicher Totschlag gern. § 
2 I 2 StOB zu werten. 
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Das LG hat seine dem entgegenstehende Überzeugung von 
der Zweiaktigkeit des Geschehens u. a. mit dem Nachtatver­
halten des Angekl. begründet, dessen gesamtes Handeln dar­
auf gerichtet gewesen sei. seine Tat in einem milderen Licht 
erscheinen zu lassen. Dabei hat es auch zuvor in der Zelle des 
inhaftierten Angekl. beschlagnahmte handschriftliche Unterla­
gen verwertet, welche- teilweise ungeordnet und ohne ein­
heitliches Konzept- Darstellungen des Sachverhalts. Überle­
gungen zu in Betracht kommenden Strafvorschriften, zur er­
heblich verminderten Schuldfahigkeit und sonstigen Möglich­
keiten der Strafmilderung enthalten und in denen er sich auch 
zur Tat äußert. So hat der Angekl. u. a. notiert, daß er kein Motiv 
habe. Das Opfer habe ihm in die Genitalien getreten, wodurch 
er Sterne gesehen habe. Auch machte er sich Gedanken, unter 
welchen Voraussetzungen er im Zeitpunkt der Tat unzurech­
nungsfähig gewesen sein könnte. Zur Widerlegung seiner Ein­
lassung zum einheitlichen Tatgeschehen berücksichtigt die StrK, 
daß der Angekl. in den Aufzeichnungen den Tatablauf anders 
geschildert hat als in der Hauptverhandlung und daß er sich 
»gedanklich damit auseinandergesetzt hat, wie er am besten 
>aus der Sache herauskommt«<. Einen Antrag auf Aufhebung 
der Beschlagnahme, der gestellt wurde, als die Aufzeichnun­
gen auszugsweise verlesen werden sollten, hat das LG im we­
sentlichen mit der Begründung zurückgewiesen, bei den be­
schlagnahmten SchriftsWcken handele es sich nicht um Unter­
lagen, die für den Verteidiger bestimmt gewesen seien. 

Das hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. Mit dieser Ver­
gehensweise hat die StrK dagegen verstoßen, daß Unterlagen, 
die sich ein Besch. erkennbar zu seiner Verteidigung in dem 
gegen ihn laufenden Strafverfahren anfertigt, weder beschlag­
nahmt noch gegen seinen Widerspruch verwertet werden dür­
fen. Nach Art. 6 Abs. 3 MRK hatjeder Besch. das Recht, über 
ausreichende Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung 
zu verfügen und sich selbst zu verteidigen. Das Verbot der Be­
schlagnahme und Verwertung solcher Verteidigungsunterlagen 
ergibt sich aus der entsprechenden Anwendung des § 97 Abs. I 
StPO i. V. m. Art. 2 Abs. I, Art. 20 Abs. 3 GG. 

Bei einer wortlautorientierten Auslegung des § 97 Abs. I 
StPO sind allerdings Unterlagen. die sich ein Besch. im Ver­
laufe eines Strafverfahrens zur Vorbereitung oder Konzeption 
seiner Verteidigung anfertigt. zumindest dann nicht ohne wei­
teres beschlagnahmefrei. wenn unklar ist, ob diese Aufzeich­
nungen für den Verteidiger bestimmt sind oder nur dem per­
sönlichen Gebrauch des Besch. dienen. Denn der Wortlaut des 
§ 97 Abs. I Nr. I StPO erfaßt nur schriftliche Mitteilungen. 
und unter Mitteilungen sind nur Gedankenäußerungen zu ver­
stehen, die ein Absender einem ErnpHioger zukommen läßt, 
damit dieser davon Kenntnis nimmt (vgl. Kleinknecht/Meyer­
Goßner, StPO 43. A. § 97 Rdnr. 28). § 97 Abs. I Nr. 2 StPO 
betrifft lediglich Aufzeichnungen des Zeugnisverweigerungs­
berechtigten, nicht des Besch. 

Über den Wortlaut des § 97 Abs. 1 StPO hinaus unterliegt 
die Beschlagnahme von Gegenständen jedoch weiteren Gren­
zen, die sich aus dem in der Verfassung normierten Rechts­
staatsprinzipund dem allgemeinen Freiheitsrecht ergeben (vgl. 
BVerfGE 38. 103, 105; 63 ,380 .390; BGHST 19. 325, 326: 
BGHR GG Art. 2 Persönlichkeitsrecht 2). So führt eine verfas­
sungskonforme Auslegung des § 97 Abs. I StPO auch in dort 
nicht ausdrücklich genannten Fällen zu einem Beschlagnah­
meverbot wenn das Geheimhaltungsinteresse des Besch. das 
Strafverfolgungsinteresse des Staates eindeutig überwiegt. Von 

der Rspr. in diesem Zusammenhang anerkannte Fallgruppen 
sind private Tonbandaufzeichnungen (8VerfGE34, 238; BGHST 
14, 358; 36. 167 [= StV 1988. 388]) oder Tagebucheintragun­
gen, die nicht zur Kenntnis Dritter bestimmt sind (BVerfGE 18, 
146: 80. 367: BGHR GG Art. 2 Persönlichkeitsrecht 2). wobei 
in diesen Fällen regelmäßig eine Abwägung im Einzelfall statt­
zufinden hat. 

Verteidigungsunterlagen eines Besch. unterliegen über den 
Wortlaut des § 97 Abs. I StPO hinaus ebenfalls nicht der Be­
schlagnahme. Der Senat hat bereits mehrfach entschieden. daß 
Unterlagen, die sich ein Besch. ersichtlich zur Vorbereitung 
seiner Verteidigung in dem gegen ihn laufenden Strafverfahren 
anfertigt, nicht beschlagnahmt werden dürfen (BGH NJW 1973, 
2035. 2036f.; BGH, Beschl. v. 12.4.1978- StB 92178; BGHR 
StPO §97 Verteidigungsunterlagen I und 2). Diese Entschei­
dungen haben in der Lit. Zustimmung gefunden (Nack in KK 
3. A. § 97 Rdnr.l 5 ; Rudolphi in SK-STPO § 97 Rdnr.50: Dahs, 
Meyer Ged. Sehr. 61. 68; Schmidt, Anm. zu BGHR StPO § 97 
Verteidigungsunterlagen I in StV 1989, 421. 422). Der Senat 
hält an seiner Auffassung fest. 

Dieses Ergebnis folgt aus Art. 6 Abs. 3 MRK i. V. m. dem 
aus Art. 2 Abs. I, Art. 20 Abs. 3. GG herzuleitenden rechts­
staatlichen Gebot, dem Besch. jederzeit die Möglichkeit einer 
geordneten und effektiven Verteidigung zu geben (8Ve1fGE 63, 
380, 390f.: 65. 171, 174f.; 66. 313. 318; Dahs. Meyer Ged. 
Sehr. 61, 67, 70). Diesem Gebot gebührt bei der Abwägung mit 
dem staatlichen Interesse an einer funktionierenden Strafrechts­
pflege Vorrang (vgl. Ve1fGE 32, 373, 381; 33, 367, 382; 34, 
238, 249: 51 . 324. 343; BGHR GG Art. 2 Persönlichkeitsrecht 
2). Das Verteidigungsrecht des Besch. würde in erheblichem 
Maße beeinträchtigt, wenn seine Verteidigungsunterlagen be­
schlagnahmt und anschließend zu seinen Lasten verwertet wer­
den könnten. lnsbes. in Verfahren , denen komplexe Sachver­
halte zugrunde liegen. wird der Besch. für die Vorbereitung 
und Durchführung seiner Verteidigung schriftliche Aufzeich­
nungen als Gedächtnisstütze benötigen. Stünden solche Unter­
lagen dem Zugriff der Ermittlungsbehörden offen, so wäre der 
Besch. praktisch nicht in der Lage, Erwägungen über eine 
zweckmäßige Verteidigung gegenüber dem Anklagevorwurf 
oder ein aus seiner Sicht zweckmäßiges Prozeßverhalten schrift­
lich niederzulegen. ohne befürchten zu müssen. daß seine Auf­
zeichnungen in die Hände der Ermittlungsbehörden geraten und 
später gegen ihn verwandt werden können. Er wäre damit an 
einer sachgerechten Verteidigung gehindert. 

Dem entspricht. daß dem Besch. im Strafverfahren ein Schutz 
vor Selbstbezichtigungen zusteht. Dazu gehört das in den §§ 
136. 163 a. 243 Abs. 4 StPO gewährleistete Schweigerecht des 
Besch. Auch dieses Prinzip würde verletzt, wollte man von dem 
Besch. zum Zwecke seiner Verteidigung gefertigte Unterlagen 
gegen ihn verwenden. 

Bei den beschlagnahmten und verwerteten Aufzeichnungen 
des Angekl. handelt es sich-entgegen der Auffassung der StrK 
und des GBA- auch in der Sache um beschlagnahmefreie Ver­
teidigungsunterlagen. Zwar ist es einem Besch. verwehrt, die 
Beschlagnahme von Unterlagen schon dadurch zu verhindern. 
daß er diese einfach als Verteidigungsunterlagen bezeichnet oder 
mit solchen Unterlagen vermischt (Nack in KK 3. A. § 97 Rdnr. 
15; Dalts. Meyer Ged. Sehr. 61. 70). Andererseits unterliegt er 
in der Vorbereitung und Konzeption seiner Verteidigung. so­
lange er damit nicht rechtswidrige Taten begeht oder plant. kei­
nen Beschränkungen. Es ist seine Entscheidung. ob er Anlaß 
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sieht, sich zur Vorbereitung seiner Verteidigung mit bestimm­
ten Umständen schriftlieb auseinanderzusetzen, auch wenn sie 
nur einen mittelbaren Bezug zu den ihn, vorgeworfenen Straf­
taten haben (BGHR StPO § 97 Verteidigungsunterlagen 2). Auf 
den Umstand, daß Verteidigungsunterlagen für den Besch. selbst 
bestimmt und nicht als Mitteilungen an den Verteidiger verfaßt 
sind, kommt es nicht an. Entscheidend ist, daß ein Besch. die 
Unterlagen erkennbar, also für einen Außenstehenden nachvoll­
ziehbar, zum Zwecke seiner Verteidigung angefertigt hat 
(BGHR StPO § 97 Verteidigungsunterlagen I und 2; BGHNJW 
1973, 2035. 2036f.; BGH, Beseht. v. 12.4.1978 StB 92/78). 

Diesen Anforderungen genügen die Aufzeichnungen des An­
gekl. Ihr Inhalt legt es auch für einen Außenstehenden nahe, 
daß sie zur Vorbereitung der Verteidigung konzipiert waren. 
Sie enthalten Darstellungen des Sachverhalts, Überlegungen 
zu in Betracht kommenden Strafvorschriften und zu Möglich­
keiten der Strafmilderung. Der ungeordnete Aufbau, das feh­
lende einheitliche Konzept und die äußere Form mögen zwar 
die Gebrauchstauglichkeit für eine effektive Verteidigung be­
einträchtigen, sie ändern an dem Charakter der Schriftstücke 
jedoch nichts. Das äußere Bild belegt vielmehr, daß sich der 
Angekl. mit Verteidigungsmöglichkeiten auseinandergesetzt 
hat, und zwar so, wie sie ihm gerade in den Kopf kamen oder 
er über einschlägige Gesetzes-, Kommentar- oder Abhandlungs­
texte verfügte. 

Die Beschlagnahmefreiheit wird nicht im Hinblick darauf 
ausgeschlossen, daß sich die beschlagnahmten Unterlagen im 
Gewahrsam des Besch. selbst befanden und nicht in dem eines 
nach§ 97 Abs. 2 S. I StPO geschützten Zeugnis verweigerungs­
berechtigten. Berücksichtigt man das dargestellte Verteidigungs­
recht des Besch., sind sie gerade auch in seinem Gewahrsam 
geschützt. Dies gilt um so mehr, als auch bei Mitteilungen i. S. 
d. § 97 Abs. l Nr. I StPO, die für den Verteidiger bestimmt 
sind, aus dem in § 148 StPO garantierten ungehinderten Ver­
kehr zwischen Verteidiger und Besch. folgt, daß dem Gewahr­
samskriterium des § 97 Abs. 2 S. I StPO keine entscheidende 
Bedeutung zukommt (BGH NJW 1982, 2508, insoweit in 
BGHST 31, 16 nicht abgedruckt; BOHR StPO § 97 Verteidi­
gungsunterlagen 3; Schäfer in LR, StPO 24. A. § 97 Rdnr. 57). 

Da die Aufzeichnungen des Angekl. analog§ 97 Abs. 1 StPO 
i. V. m. Art. 6 Abs. 3 MRK, Art. 2 Abs. l, Art. 20 Abs. 3 GG 
nicht beschlagnahmt werden durften, unterlagen sie einem 
prozessualen Verwertungsverbot (vgl. u. a. BGHST 18, 227, 
228; Nack in KK 3. A. § 97 Rdnr. 7). Der hohe Rang des Rechts 
auf ein rechtsstaatliches Verfahren verbietet, Verteidigungsun­
terlagen, die trotz ausdrücklicher Beschwerde gegen die Be­
schlagnahme in der Hauptverhandlung verlesen wurden, als Be­
weismittel gegen den Besch. zu verwenden( ... ]. 

Der Senat kann nicht ausschließen, daß die Feststellung des 
zweiaktigen Tatgeschehens auf dem Verfahrensfehler beruht. 
[ ... ] 

Vorsorglich weist der Senat darauf hin, daß die StrK zu den 
Voraussetzungen des§ 21 StGB im zweiten Akt des Tatgesche­
hens und zur Anwendung von Jugend- oder Erwachsenenstraf­
recht zwei Sachverständige gehört hat, ohne deren Ausft.ihrun­
gen hierzu in den Urteilsgründen mitzuteilen und sich mit ih­
nen auseinanderzusetzen. Der Tatrichter ist zwar nicht gehin­
dert, von dem Gutachten eines Sachverständigen abzuweichen. 
Dann muß er aber dessen maßgebliche Darlegungen wiederge­
ben und seine Gegenansicht unter Auseinandersetzung mit die­
sen begründen (BGHR StPO § 267 I I Beweisergebnis l und 4) 

Arbeitsentgelt für 
Strafgefangene 

GG Art. I I, 21, 31, 12 I, III, 20 I; StVollzG §§ 2 S. I, 37,391, 
41 I I, 43, 130. 190. 191-193, 198III. 200 I, 11 

Abweichende Meinung des Richters Kruis zum Urteil des Zwei­
ten Senats des BVe1jG vom I. Juli 1998 2 BvR 441/90,2 BvR 
493/90, 2 BvR 618/92, 2 BvR 212/93, 2 BvL 17/94. 

Dem Urteil stimme ich zu. Allerdings bin ich der Ansicht, 
daß der Senat im Blick auf Art. 1 Abs. 1 GG die anthropologi­
sche Bedeutung der Arbeit nicht überspringen durfte. Dies aber 
unternimmt er, indem er nur das Resozialisierungsgebot der 
Verfassung als Maßstab heranzieht und hieran prüft, unter wel­
chen Voraussetzungen Pflichtarbeit als Resozialisierungsmit­
tel geeignet sein kann. 

Der Mensch wird in seiner existentiellen Befindlichkeit in 
Frage gestellt, wenner-aus welchen Gründen auch immer­
einer Ordnung ausgesetzt ist, in der für ihn der Zusammenhang 
zwischen abverlangter Arbeit und angemessenem (gerechtem) 
Lohn prinzipiell aufgehoben ist. Die dann in Betracht kom­
mende Feststellung von Ausbeutung eines zum Objekt degra­
dierten Menschen ist unserer Gesellschaft seit dem 19. Jahr­
hundert geläufig. Sie ist auch in die Sozialethik der Kirchen 
aufgenommen. 

Für die existentielle Befrndlichkeit des Menschen macht es 
grundsätzlich keinen Unterschied, ob der Zusammenhang zwi­
schen Arbeit und gerechtem Lohn durch gesellschaftliche Kräfte 
oder durch den Staat aufgehoben wird. Die anthropologische 
Situation ist dieselbe. Sie muß auch berücksichtigt werden. wenn 
der Gesetzgeber auf die nach Art. 12 Abs. 3 GG im Strafvoll­
zug zulässige Arbeitspflicht zurückgreift, sei es aus Gründen 
eines Resozialisierungsprogramms, sei es zur Strukturierung 
des Vollzugsalltags. Das Bundesverfassungsgericht hat in sei­
nem Beschluß vom 13. Januar 1987 (BVerfGE 74, 102 <120 f.> 
die enge Beziehung zwischen Arbeitspflicht und Menschen­
würde anerkannt und ungerechte Arbeit ausgeschlossen. Von 
daher beantwortet sich die Frage nach dem angemessenen (ge­
rechten) Entgelt der Gefangenenarbeit Anhaltspunkte für das 
gerechte Entgelt mögen zunächst etwa die Tariflöhne bieten. 
Unterscheidende Kriterien sind nicht ausgeschlossen, etwa das 
der (geringen) Produktivität der Gefangenenarbeit, des Verzichts 
aufRationalisierungder Arbeit in der Anstalt und deren Markt­
feme, der Konkurrenz ausländischer Billigarbeiter. Das Arbeits­
entgelt muß einen echten Gegenwert darstellen. In seiner Höhe 
muß der Wert der geleisteten Arbeit- wenn es sich denn um 
eine solche handelt - noch deutlich werden. Ich kann mir schwer 
vorstellen, daß Arbeit in anderer Weise als durch finanzielle 
Leistungen angemessen anerkannt werden kann (vgl. C. l. 4.). 
Wenn es aber möglich sein sollte, muß auch eine solche Aner­
kennung Gegenwertcharakter haben. Wenn sich der Senat u.a. 
in Abschnitt C. r. 5. damit begnügt, daß »durch die Höhe« des 
dem Gefangenen »zukommenden Entgelts in einem Mindest­
maß bewußt gemacht werden kann, daß Er.verbsarbeit zur Be­
streitung der Lebensgrundlage sinnvoll iSH<, so ist damit mei­
nes Erachtens zu-wenig gesagt. Möge man dies nicht so ver­
stehen, daß das Bundesverfassungsgericht damit von früheren 
Wertmaßstäben abrückt. 
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Anzeigen 

Hinfallen kann jeder -
es kommt aber darauf an, 

wieder aufzustehen! 

wer: 18 Azubis des 3. Ausbildungsjahres (Drucker, Schriftsetzer, Repro­
grafen, Reprohersteller und Werbe- und Medienvorlagenhers­
teller), Ausbilder und Lehrer 

wann: Zwischen Herbst 1997 und Sommer 1998 

wo: Setzerei/ Druckerei der Justizvollzugsanstalt Berlin-Tegel und 
Oberstufenzentrum Drucktechnik Berlin-Reinickendorf 

was: Gemeinsames Erarbeiten eines Konzeptes zur Herstellung eines 
Printproduktes unter Mitarbeit aller beteiligten Berufe 

Konkret wird geplant, Eindrücke, die beim ersten Besuch in der JVA 
oder während der HaftverbüBung entstanden sind, zu visualisie­
ren und als Postkarte zu fixieren 

Herstellen der mehrfarbigen Entwürfe, Finden des Projektnamens 
»eigenART«, Umsetzen der Entwürfe und Herstellen der Filme und 
Farbauszüge, montieren, drucken, schneiden und als Block leimen 

wozu: Für die 5 Auszubildenden in Tegel: Erste Möglichkeit. andere Azu­
bis des gleichen Berufsfeldes und gleicher Ausbildungsstufe ken­
nenzulernen 

Für die Schüler der R 95 am OSZ: Kennenlernen der besonderen 
Lebens- und Ausbildungssituation der Azubis der JVA Tegel 

Für alle: Feststellen typischer und gemeinsamer Probleme von 
Auszubi ldenden des Berufsfeldes Drucktechnik und mögliche 
Lösungsansätze 

Hohe Mauern 

Das muß der Knast sein. Hohe Mauern, dicke Glas- und Eisentüren. Oie 
identitätslose Karte, die einem zugeteilt wird, um nach dem Besuch wie­
der seine staatliche Identität zu erlangen. Im Eilverfahren wurden wir durch 
einige Gebaude geschleust (allerdings nur durch die, die einigermaßen 
vorzeigbar waren), wobei einem da schon die bedrückende Enge ein Ge­
fühl von Unbehagen offenbarte. Die Werkstätten, durch die wir geführt 
wurden, sahen nicht anders aus, als die, wo ich meinen Zivi absolviert hatte. 
Nur durch imposante Reden verschiedener Werkstattleiter und durch die 
ständige Begleitung der Beamten wurde mir wieder bewußt, wo wir über­
haupt sind. 
Das Treffen mit den ansässigen Auszubildenen vermittelte mir auch nicht 
den zwingenden Eindruck im Knast zu sein. Man merkte nur, daß sie über 
das Leben im Knast nicht ausführlich reden wollten oder konnten. Immer 
durch die Blicke der Beamten unter Kontrolle gebracht. 

Gtst•ltung; ReKo 

Gtstaltung A. Rogt 

Gtstaltung; 8. Bttuer 

Es ist nicht so, das ich das Leben im Knast verharmlosen möchte, aber der 
Besuch dort hat mir, denke ich, nicht das Gesicht des wahren Knastes, des 
dortigen Lebens, gezeigt. Das es nicht ein leben im Luxus ist, sondern ein 
monotones in dem man einen großen Teil seines Menschseins ablegen 
und sich der dort herrschenden Hierarchie anpassen muß, ist mir klar. Doch 
dies soll alles im Sinne der Resozialisierung sein, die effektiv in der letzten 
Woche der Haftstrafe einsetzt. 

Nähere Information zu dem Projekt »eigenART« sind in der Iichtblick­
Redaktion, unter 43 83-5 30 zu erfragen. 
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Adressen 

Bezirkliehe Sozialämter ® 

Charlottenburg, Otto-Suhr-AIIee I 00, I 0617 Bln 
Friedrichshain, Petersburger Str. 86-90, 10238 Bin 
Hellersdorf, Lily-Braun-Str. 54, 12591 Bin 
Hohenschönhausen, Malenzeile 29, 13053 Bin 
Köpenick, Alt-Köpenick 21 , 12555 Bin 
Kreuzberg, Yorckstr. 4-11, I 0965 Bin 
Lichtenberg, Alfred-Kowalke-Str. 24, I 0315 Bin 
Marzahn, Blumberger Damm 231. 12679 Bin 
Mitte, Alexanderplatz 1, I 0178 Bin 

34 30- I 
23 24-33 69 
56 99- 28 12 
98 20-70 94 
65 84-21 61 
25 88- 21 48 
55 04- 39 26 
54 07-22 82 
24 70-23 90 
68 09-82 07 
48 83- 20 20 
42 40-28 41 
4192-4211 
78 76- 27 42 
33 03- 35 42 
79 04-34 65 
75 60-87 76 
39 OS- 24 44 
53 31 -53 25 
45 75-22 11 
96 79-24 79 
86 41 - 38 28 

Neukölln, Alt-Britz 90, 12359 Bin 
Pankow, Dusekestr. 43, 13187 Bin 
Prenzlauer Berg, Fröbelstr. 17. I 0405 Bin 
Reinickendorf, Eichborndamm 238, 13437 Bin 
Schöneberg, Badensehe Str. 52, 10825 Bin 
Spandau, Flankenschanze 46, 13578 Bin 
Steglitz, Schloßstr. 80, 12154 Bin 
Tempelhof, Strelitzstr. 15, 12105 Bin 
Tiergarten, Turrnstr. 35, I 0548 Bin 
Treptow, Rudower Chaussee 4, 12414 Bin 
Wedding, Müllerstr. 146-147, 13344 Bin 
Weißensee, Berliner Allee 252-260, 130887 Bin 
Wilmersdorf, Fehrbelliner Platz 4, 10702 Bln 
Zehlendorf, Kirchstr. 1-3, 14160 Bin 8 07- 25 34 

Haftentlassenhilfe ® 

Welche Haftentlassenenhilfe ist zuständig? 

Grundsätzlich ist das Sozialamt zuständig, in dessen Bezirk der Inhaf­
tierte vor seiner Inhaftierung die letzte Meldeadresse hatte oder jetzt 
hat. Die landeseinwohneramtliche Meldung unter der Anschrift einer 
Haftanstalt gilt nicht als Wohnsitznahme. Ohne Wohnsitz bzw. ohne 
landeseinwohneramtliche Meldung in Berlin richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit nach der folgenden Tabelle: 

Buchstabe ~ 

A 
c 
B 
D 
E 
F 
G 
H 
K 
L 
M 
N 
Schv - Sz 
p 

Q.R 
T 
U, V 
\V 
S -Schu 
0 
I 
J 
X,Y,Z 

Geburtsdatum 

01.01.- 16.01. 
17.0 I. - 0 1.02. 
02.02. - 17.02. 
18.02.- 04.03. 
05.03. - 20.03. 
21.03. - 05.04. 
06.04. - 21.04. 
22.04. - 07.05. 
08.05. - 23.05. 
24.05. - 08.06. 
09.06. - 24.06. 
25.06. - 10.07. 
11.07. - 26.07. 
27 .07. - 11.08. 
12.08.- 27.08. 
28.08.- I2.09. 
13.09. - 28.09. 
29.09.- I4.IO. 
15.IO.- 30.10. 
31.10. - IS.Il. 
16.11. - Ol.I2. 
02.I2. - 16.12. 
I7.I2.- 3I.I2. 

Sozialamt 

Mitte 
Tiergarten 
Wedding 
Prenzlauer Berg 
Friedrichshain 
Kreuzberg 
Charlottenburg 
Spandau 
Wilmersdorf 
ZehJendorf 
Schöneberg 
Steglitz 
Tempelhof 
Neukölln 
Tfeptow 
Köpenick 
Lichtenberg 
Weißensee 
Pankow 
Reinickendorf 
Marzahn 
Hohenschönhausen 
Hellersdorf 

Knackis Adreßbuch 

Abgeordnetenhaus von Berlin, Niederkirchner Str., 10111 Berlin 
Amnesty International. Heerstr. 178, 53111 Bonn 
Amtsanwaltschaft Berlin, Kirchstr. 6, I 0557 Berlin 
Arbeitskreis kritischer Strafvollzug (AkS) e.V., Prof. Dr. H. Koch, 
Postfach 1268, 48002 Münster 
Ärztekammer Berlin, Beauftragte für Menschenrechte 
Flottenstr. 28-42, 13407 Berlin 
Ausländerbehörde, Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin 
Ausländerbeauftragte des Senats, Potsdamer Str. 65, 
I 0785 Berlin 
Berliner Datenschutzbeauftragter, Pallasstr. 25/26, I 0781 Berlin 
Bundesgerichtshof, Postfach.27 20, 76014 Karlsruhe 
Bundesministerium der Justiz, 53170 Bonn 
Bundesverfassungsgericht, Postfach 17 71, 76006 Karlsruhe 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 
Ruhrstr. 2, 10709 Berlin 
Bundeszentralregister, 'euenberger Str. 15, 10969 Berlin 
Deutscher Bundestag-Petitionsausschuß, Bundeshaus, 
531 13 Bonn 
European Commission ofHuman Rights 
(Europäische Menschenrechtskommission EMK) 
Concil of Europe, F - 67075 Strasbourg Cedex 
Freie Hilfe Berline. V., Brunnenstr. 28, I 0 I 19 Berlin 
Humanistische Union Berlin. Haus der Demokratie, 
Friedrichstraße 165, I 0117 Berlin 
Kammergericht, Elßholzstr. 30-33, I 0781 Berlin 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. 
An der Gasse I, 64759 Sensbachtal 
Landgericht Berlin, StVollstrKammer, Turmstr. 91, ~0548 Berlin 
Landeseinwohneramt - Pass- upd Personalausweisstelle 
Friedrichstraße 219, I 0958 Berlin 
Landeskriminalamt (LKA), Tempelhafer Damm 12. 12101Berlin 
Landesversicherungsanstalt (LVA), Auskunfts- u.Beratungsstelle 
Wallstr.9- 13, I 0179 Berlin Tel.030/202085 
Nothilfe Birgitta Wolf e.V., Ramsach 7, 82418 Murnau 
Polizeipräsident von Berlin, Platz der Luftbrücke 6, I 210 I Berlin 
SCHUFA, MariendorferDamm 1-3, 12099 Berlin 
Senatsverwaltung für Justiz, Salzburger Str. 2 I - 25, I 0825 Berlin 
Soziale Dienste der Justiz- Gerichtshilfe und Bewährungshilfe­
Bundesallee 199, 10717 Berlin 
Staatsanwaltschaft I bei dem Landgericht Berlin, 10548 Berlin 
Strafvollzugsarchiv an der Universität Bremen, FB 6, 
Postfach 330 440. 28334 Bremen 
Synanon, Semburger Str. 10, 10963 Berlin 
Täter - Opfer- Ausgleich "Dialog", Schönstedtstr. 5, 
13357 Berlin, 
Verein gegen Rechtsmißbrauch e.V .. Räderbergweg 30, 
60314 Frankfun I Main 
Verfassungsgerichtshof Berl in, Elßholzstr. 30-33, I 0781 Berlin 
Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstr. 7, 10557 Berlin 
Zentrale Beratungsstelle der Freien Straffiilligenhilfe, 
Bundesallee 42, I 0715 Berlin 

Wir bemühen uns darum, diese Service-Seiten jeweils 
auf dem uns bekannten neuestenStand zu halten. Wenn 
sie von Ausgabe zu Ausgabe in etwa gleich aussehen, 
heißt das also nicht, daß alles beim alten geblieben ist. 
Dieses Mal sind die Neuerungen allerdings augenfällig. 
Wir bitten unsere Leser um Korrekturen und Ergän­
zungen, falls notwendig bzw. wünschenswert.Red.libli 

62 der I lChtbiick 4·5/ 1998 



Adressen 

ir für manche Fälle 
Abgeordnetenhaus von Berlin 
- Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
- Fraktion der CDU 
- Fraktion der SPD 
-Fraktion der POS 
- Parlamentarische AG der FDP 

23 25-0 
23 25 24 54 
23 25 21 ll 
23 25 22 22 
23 25 25 41 

202 99 00 
4 08 06-0 
2 04 25 I I 

01 72 /3 25 55 53 

Ärztekammer - Menschenrechtsbeauftragte 
Anti-Diskriminierungsbüro 
Anwaltsnotdienst - Tag und Nacht 
Ausländerbeauftragte des Senats 26 54 23 51 

2513334 
78768831 
30 69 31 00 
2 16 88 84 
4 49 67 42 

Berliner Anwaltsverein e. V. 
Berliner Datenschutzbeauftragter 
Berliner Rechtsanwaltskammer 
Büro gegen ethnische Diskriminierungen 
Freie Hilfe Berlin e. V. 
Gefangeneninitiative Dortmund 
Humanistische Union 

0231 / 412114 
2 04 25 04 
6 82 51 92 
3 20 92- I 

Interessenverband Familienrecht 
Kammergericht 
Landeskriminalamt Berlin (LKA) 
Landesdrogenbeauftragte von Berlin 
Nothilfe Birgitta Wolf e.V. 
Petitionsausschuß Abgeordnetenhaus 
Senatsverwaltung für Justiz 
- Abteilung Jil (Gnadenwesen) 
- Abteilung IV (Strafrecht) 
-Abteilung V (JustizvoiJzug) 

6 99 - 5 
26 54 25 73 

0 88 41 / 52 09 
23 25 14 70/77 

78 76-0 
78 76 33 29 
78 76 33 71 
78 76 33 49 

Soziale Dienste der Justiz 
Staatsanwaltschaft I beim LG Berlin 
Strafvollstreckungskammer LG Berlin 
Strafvollzugsarchiv Universität Bremen 
Täter-Opfer-Ausgleich "Dialog" 
Telefonseelsorge (weltlich) 
Telefonseelsorge (kirchlich) 
Verfassungsgerichtshof Berlin 

2 12 80- 0 
39 79- I 
39 79- 1 

04 21/2 18 40 35 
46 00 1-3 22 

0800. I ll 0 l II 
0800. 1 ll 02 22 

21 78-0 
Verein gegen Rechtsmißbrauch 
Weißer Ring e.V. 
Zentrale Beratungsstelle 

069 / 43 35 23 
8 33 70 60 
8 64 7130 

Berliner Justizsenat ® 
Senator für Justiz 
Staatssekretär 
Referatsleiter Justizvollzug 
Referatsleiter Gnadenwesen I 
Soziale Dienste 
Referatsleiter Strafrecht 

Dr. Ehrhart Körting 
Detlef Borrmann 
Christoph Flügge 

Kurt Bung 
Lutz Diwell 

Berliner Vollzugsbeirat © 
Beiratsvorsitzende 
Stellvertreter 
Stellvertreter 
Vors. Anstaltsbeirat (AB) Düppel 
Vors. AB NA- Moabit 
Vors. AB NA- für Frauen 
Vors. AB NA- Hakenfelde 
Vors. AB NA- Plötzensee 
Vors. AB Jugend-Arrestanstalt 
Vors. AB Jugend-Strafanstalt 

Ika Klar 
Helmuth Petrick 
Paul Warmuth 
Paui-Gerhard Fränkle 
Hartmut Kieburg 
Irena Kukutz 
Friedrike Kyrieleis 
Ronald Schirocki 
Wolfgang Thamm 
Dietlind Weider 

Tegeler Anstaltsleitung ® 
Gesamtanstaltsleitung 

Anstaltsleiter 
Stellvertreterio des AL 
Vollzugsleiter 

TejJanstaltslejtu ngcn; 

TAl: 
Teilanstaltsleiterin 
Stellvertreter des TAL 
Vollzugsdienstleiter 

TA II: 
Teilanstaltsleiter 
Stellvenreter des TAL 
Vollzugsdienst leiter 

TA lll: 
Teilanstaltsleiter 
Stel 1\·ertreter des TAL 
Vollzugsdienstleiter (in spe) 

TA JV/SothA: 
Leiterin der SothA 
Stellvertreter der LSothA 
Vol lzugsdienstleiter 

TA V: 
Teilanstaltsleiter 
Stellvertreter des TAL 
Vollzugsdienstleiter 

TA VI: 
Teilanstaltsleiter 
Stellvertreter des TAL 
Vollzugsdienstleiter 

Lange-Lehngut 
Fr Benne 
Dr. Memen 

Fr. Lcue 
Sclunidt 
Böhm f.'Jeumann) 

Reuthe 
Schmidt-Kellinghusen 
Fcnning 

Au er 
Gundlach 
Ruscz)nski 

Fr. Dr. Essler 
Klomsdorff 
Helmdach (Funke) 

Adam 
Brimle-Just 
Faron (Bankmann) 

Seider 
Nom1ann 
Fre) 

Tegeler Anstaltsbeiräte © 
Teilanstalt I 
Teilanstalt I EIEWA 
Vorschaltstation TA I 
Teilanstalt II 

Substitutenstation TA II 
Teilanstalt 111 

SothA / TA IV 
Teilanstalt V 

Teilanstalt VI 

Pädagogische Abteilg. Schule 
Psychiatr.-:\eurolog. Abteilg. 

Ansprechpanner flir Gefangene: 
- aus arabischen Ländern 
- aus der Türkei 
-aus Polen 
- f. d. kathoL Pfarramt 
- f. d. evang. Pfarramt 

Mehmct Tat 
Karl Mollenhauer 
Karl Mollenhauer 
Georg Klein u. 
Jürgcn Albrecht 
Karl Mollenhauer 
Helmut Keller u. 
Paul Warmuth 
Axel Voss 
Carmen Weisse u. 
Michael Braukmann 
Dietrich Schildknecht u. 
Pa\\ el Winter 
Axel \os~ 
Paul Warmuth 

MaherTantawy 
Mehmet Tat 
Pawcl Winter 
Gcorg Klein 
Michael Braukmann 

Yorsitz: Paul \\armuth, Stellvertretung: Carmen \Veisse 

»Die Mitglieder des Belrates können namentlich Wünsche, Anregungen und 
Beanstandungen entgegennehmen.« (§ 164 I I StVollzG) >>Die Mitglieder des 
Beirates können die Gefangenen und Untergebrachten in ihren Räumen aufsu­
chen. Aussprache und Schriftwechsel werden nicht überwacht.«(§ 164 II St­
VollzG) 
Post an den Anstaltsbeirat ist an das Schlüsselfach 906 Tor I zu richten. 
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Habe die Hoffnung 
noch nicht aufgegeben, 
b in 35 Jahre alt und su­
che weibliche Brief­
freundschaft, damit die 
Zeit etwas einfacher 
wird. C hiffre: 7656 

Bist Du schwul oder 
bi? Wenn ja, warum 
wollen wir uns nicht 
kennenlernen? Junger 
Boy, 27 Jahre, sucht 
guten Briefkontakt 
ohne Tabus, mit geilen 
Boys bis max. 32. Foto 
wäre super! I OO%ige 
Antwort.Chüfre : 7657 

Kavalier alter Schule, 
53 J. , Schlank, 180 cm 
und »Stationspfleger«, 
sucht süße, junge 
»Knacki« Frau ( 18-
23), für treue und ehr­
liche Ehe. Auch mit 
Kind. Bin NR, NT und 
sehr lieb. Raum VEC, 
HB und H bevorzugt. 
Wohnung mit gr. Gar­
ten vohanden. Bis 
bald? Chiffre : 7658 

Gittertausch: Wer aus 
Baden-Württemberg 
würde gerne nach Ber­
lin tauschen? Ich 
möchte gerne nach 
Rottenburg/Tübingen, 
habe noch 5 Jahre zum 
TE. Chiffre: 7659 

Gesucht: Infos zur 
JVA- Saarbrücken. 
Mich verschlägt es 
evtl. dortbin und ich 
würde gerne etwas 
üb er diesen Stall 
erfahren.Chiffre: 7660 

Durchgeknallte Po­
wer-Hexe sucht durch­
geknallten lhn zum ge­
meinsamen Durchknal­
len. Chiffre: 7661 

Zwei durchgeknallte 
W., 34 u. 30 J., z.Z. hin­
ter Gittern, wegen aku­
ter Gefährdung der Öf­
fentlichkeit, suchen 
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durchgeknallte Typen 
vor und hinter der 
Mauer. C hiffre: 7662 

Welches Girl bat Lust, 
mir zu schreiben? Ich, 
z.Z. in Haft, 23J ., 
192cm, 84kg, habe 
grün-blaue Augen und 
mittelblonde kurze 
Haare. Hobbys: Musik, 
Sport und alles was 
Spaß macht. Jeder 
Briefwird beantwortet. 

Chiffre: 7663 

Junger lustiger Er, 25, 
noch sehr verspielt. 
sucht Sie von 18-32 für 
lustigen Briefwechsel. 

Fundgrube 

land aufgewachsenen 
Türken im Maßregel­
vollzug zu schreiben? 
Mache z.Z. eine Ge­
walt- und Sozio-, kei­
ne Drogentherapie. 
Schreibe bitte mit Bild. 
Antwortgarantie. 

Chiffre: 7666 

Langer Langstrafer 
(38, 195) sucht nette 
Sie für offenen und ehr­
lichen Briefkontakt. 
Gerne auch Langstra­
ferin. Alter egal. Foto 
wäre gut. Chiffre: 7667 

Einsamer 30jähriger 
Er aus Bayern sucht 

Heilbronn. Ich suche 
einen regen Briefkon­
takt. Chiffre: 7670 

Ein total einsamer U­
Knacki aus Moabit, 
Marke, 22, sucht ein 
paar nette Girls zwi­
schen 19 und 26 Jah­
ren, zwecks Briefkrieg. 
Egal ob vor oder hinter 
den Mauern geschrie­
ben, ich antworte auf 
alle Fälle. Am liebsten 
mit Foto. C hiffre: 7671 

Ich, Peter (46, 182cm, 
85kg), suche netteauf­
richtige Sie. Alter ist 
wi rklich unwichtig. 

Fundgrube 

. ) 

Späteres Kennenlernen 
wäre toll. Chiffre: 7664 

Klaus (27) und Sirnon 
(30) haben die Schnau­
ze vom langweiligen 
Knastalltag gestrichen 
voll! Deshalb suchen 
wir schlagfertige und 
schreibwütige Brief­
freundinnen bis 40 Jah­
re für einen wilden Fe­
derkrieg. Egal ob hin­
ter oder vor den Mau­
em. Nur Mut, schreibt 
uns! C hiffre: 7665 

Welche selbstbewußte, 
fröhliche Frau ( 18 -
25) hat Lust. einem 
23jährigen. in Deutsch-
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nette Sie (Alter und 
Nationalität egal) für 
Federkrieg - wenn 
auch sie einsam ist. Ich 
bitte um Bildzuscbrif­
ten. Chiffre: 7668 

Tommi (29J. , 186cm, 
86kg) aus Tegel sucht 
für ebenso netten wie 
intensiven Gedanken­
austausch eine weibli­
che Adresse. Sie sollte 
25-351. alt sein: späte­
res Kennenlernen ist 
leider unmöglich. Foto 
wäre gut. Chiffre: 7669 

Ich heiße Jörg, bin 34 
Jahre alt, 178 cm groß 
und z.Z. in der JVA 
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wichtig sind Herz und 
Treue. Chiffre: 7672 

Kerl, 53, 180 cm aber 
schlank, muskulös und 
junggeblieben. sucht 
jüngeren Bengel, gern 
etwas devot, für vorerst 
lustvollen Briefwech­
sel, aber späteres Ken­
nenJemen, so Justitia es 
in bälde möglich 
macht. C hiffre: 7673 

Hohi, 25 J. 1,90 groß, 
87 kg, blaue Augen, bin 
z.Z. im Knast und su­
che eine nette Frau im 
Alter von 22-35 Jahren, 
auch mit Kind. Bin 
auch tätowiert, aber 

sonst ganz lieb. Wenn 
möglich bitte mit Foto. 
I 00% Antwort ist ga­
rantiert. Chiffre: 7674 

Dieter, (43, 178 cm, 74 
kg) brünette, kurze 
Haare, stahlblaue Au­
gen. z.Z in Bochum, 
Jeanstyp, sucht Brief­
freundschaft (späteres 
Kennenlernen nicht 
ausgeschlossen, da 
ortsungebunden), mit 
ehrlicher, lieber Frau 
bis 50 J. Foto wäre su­
per, Beantworte jeden 
Brief! Chiffre: 7675 

Stop! Einsamer Häft­
ling der NA- Aichach 
(Bayern), 24jährig, 
sucht Girl 's, die auch 
einsam sind, zwecks 
Zusammenlegung der 
Einsamkeit - Zwei­
samkeit. Ein Foto wäre 
super. Alle freiwilligen 
Zuschriften werden ga­
rantiert zu 100% beant­
wortet. Chiffre: 7676 

Bin 24, 168 cm, 
Schlank, gutaussehend, 
habe braun-grün-graue 
Augen, suche schlan­
ke, kleine, niedliche 
Frau, (Alter ?-30) Jah­
re, die noch eine Weile 
wartet. Bitte nur ernste 
Zuschriften. 

Chiffre: 7677 

Hallo Mädels bis 40, 
egal von wo: schreibt 
mir, Siegfried (40, 
178cm. 76kg, dunkel­
haarig, braune Augen). 
Ich bin noch I Jahr in 
Haft. suche Austausch 
von Gedanken, Gefüh­
len und Sehnsüchten, 
und ich mag Kinder, 
Tiere, und Kerzen­
schein. Chiffre: 7678 

Holger. männliche 
Jungfrau, I. 78, 80 kg, 
35, sucht Dich für eine 
Zukunft mit Lichtblick. 
TE 13.01.99. Du soll-



lest vernünftig ausse­
hen. nicht dick sein. 
Humor, Romantik, 
Zärtlichkeit und Opti­
mismus sind schon da. 
Schreib mir, mit Bild. 
Du mußt nicht Deut­
sche sein. um in mir ei­
nen Briefpartner zu fin­
den. Chiffre: 7679 

ATTENTION PLEA­
SE! Wir drei; langhaa­
rig; Micki: blond u. 
blauäugig. Lenni: 
blond u. grünäugig. 
Asti: brünett u. braun­
äugig. Sport!., schlank, 
28-35 Jahre alt, suchen 
aufregenden Briefkon­
takt. Langhaarig, öläu­
gig, dunkler Typ? Toll! 
Aber nicht Bedingung! 
Bildzuschriften werden 
von uns bevorzugt. 

Chiffre: 7680 

Milchkaffebrauner 
stürmischer Romanti­
ker (29, sportl, 185cm, 
80kg) mit Dreadlocks 
(kein Rasta), an Hip­
Hop und Meta! orien­
tiert. z.Z. in Tegel, 
sucht Chaos-GirVFrau 
für witzig-rebellischen 
Federkrieg. 

Chiffre: 7681 

Gittertausch: Wir 2 
sind aus Brandenburg 
und wollen nach Ber­
lin. Um den ganzen 
Schreibkram mit Be­
hörden kümmern wir 
uns, wenn 2 nur aus 
Bcrlin nach Branden­
burg möchten. 

Chiffre: 7682 

Hi Ihr Mäuse! Rebelli­
scher Kater, nicht ka­
striert, 190 groß, brau­
ne große Augen, 32 J., 
sportlich, sucht Mäuse 
von überall zum verlie­
ben, Gedankenaus­
tausch, erotischen 
Briefkontakt und alles 
was Fun bringt im Le­
ben. Chiffre: 7683 

Einsamer M. 25 J., 
z.Z. in NA- Bayreuth, 
sucht Briefkontakt zum 
anderen Geschlecht, 
hinter oder vor den 
Mauem. Alle Zuschrif­
ten werden beantwor­
tet. Es freut sich Tho­
mas!! Chiffre: 7684 

Hallo Ladys von 20-
40: Ich, 35, 168cm, 
70kg, habe ein Pro­
blem: Bin noch ein 
paar Monate in Haft 
(mit guten Zukunfts­
aussichten) und sehr 
einsam. Ich suche da­
her eine Brieffreundin. 
Bei gegenseitiger 
Syrnpathie:gemeinsame 
Zukunft. Chiffre: 7685 

Ich, Martin, 33, Biker, 
178 cm, z.Z. in Wirtlich 
suche zwecks Brief­
kontakt noch nette Mä­
dels, die mir ein wenig 
die Zeit vertreiben wol­
len. Gerne auch aus 
anderen Jails. Bild 
wäre O.K., ist aber kein 
Muß. Also, legt los. Bis 
bald! Chiffre: 7686 

Schwul - na und! Ge­
org, 40 J., I 78 m, 73 kg, 
blaue Augen, dunkle 
Haare, bis 03.03.99 in 
Haft, sucht jungen 
schwulen Knacki flir 
erotischen Briefkon­
takt bis 25 J. Späteres 
Kennenlernen er­
wünscht. Ein Bild wäre 
toll. I OO%ige Antwort­
garantie. Chiffre: 7687 

OPTIMIST. z.Z. NA­
Bochum, 51 J. jung, 
sucht Brieffreund­
schaft, mit Frauen egal 
welcher National ität. 
Schreibe in eng!., spa­
nisch, türkisch, bulga­
risch und serbokroa­
tisch. Habt Mut und 
schreibt.Chiffre: 7688 

Hallo Mädels bis 35! 
Ich, Jörg, fast 31 J. und 

Fundgrube 

I ,84 cm groß. Suche 
jemanden zum Austau­
schen von Gefühlen. 
Du solltest Kinder, Tie­
re, Natur und Musik 
mögen. Wenn Du einen 
ehrlichen Briefkontakt 
suchst oder auch mehr, 
so laß mich nicht lange 
warten. Bin in der NA­
Torgau. Foto wäre su­
per. Chiffre 7689 

Stop! Einsamer Häft­
ling der NA Aichach, 
42 Jahre alt, sucht 
Girls, die auch einsam 
sind. Ein Foto wäre su­
per. Alle »freiwilligen« 
Zuschriften werden ga­
rantiert zu I 00% beant­
wortet. Chiffre: 7690 

Lustiger Mann, 24 J., 
sucht weibl. Wesen 
zwecks Briefverkehr, 
egal ob sie (zwischen 
20 und 30 Jahren) vor 
oder hinter den Mauem 
lebt. Ich beantworte ga­
rantiert jede Zuschrift. 
Mit Bild wäre nett. 

Chiffre: 7691 

Er (34 J .• 1,84 m, 70 
kg), z.Z. in V-Haft, 
würde sich gerne mit 
netter Ihr oder netten 
Ihm brieflich austau­
schen; Alter spielt kei­
ne Rolle. Themen kön­
nen sein: Gott und die 
Welt, aber natürlich 
auch sehr gerne ein 
erotischer Plausch! 

Chiffre: 7692 

Stop! Ja genau Du. Du 
suchst doch schon lan­
ge einen 24 jähr. Stier, 
der Dir liebe und nette 
Briefe schreibt. Meine 
Hobbys drehen sich um 
Formel I und ums Bi­
ken. Es müssen aber 
nicht Deine sein. Eins 
kann ich Dir aber ver­
sprechen: Wenn Du 
schreibst, bist Du mein 
Mittelpunkt. Also 
schreibe mir. Ich 
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schreibe auf jeden Fall 
zurück. Chiffre: 7693 

Welche tollen Frauen 
wollen uns tolle Post in 
unsere Käfige schik­
ken? Daniel (19, 182), 
dunkelblondes Haar, 
blaue Augen. Stefan 
( 18, 182) dunkelblon­
des Haar, blaugraue 
Augen. Jörg (23, 175) 
dunkelblondes Haar, 
blaugraue Augen. Wir 
antworten I OO%ig . 
Mit Foto wäre sehr an­
genehm. Chiffre: 7694 

Gutaussehender 
Mischling, Napoli­
Dortmund, z.Z. in Haft, 
mit guter Hoffnung 
1999 rauszukommen, 
sucht Briefkontakt zu 
Frau, die Interesse. hat, 
nach der Entlassung et­
was auf die Beine zu 
stellen. Ich bin Gastro­
nom (Tirol, Karibik). 
Die Frau sollte zwi­
schen 18 u. 45 sein. 

Chiffre: 7695 

Welche selbstbewußte 
Frau liebt Überra­
schungen . ich 30, 
182cm, 90kg ,Sport­
freak sucht Briefkon­
takt Also habt Mut, 
macht den ersten 
Schritt. Chiffre: 7697 

Hallo Jungs! Ich, Tina 
(37, 176cm, 68kg, 
blond) sehe in der Haft 
meinen Verstand 
schrumpfen: wer bringt 
ihn per Federkrieg auf 
Vordermann? Wer mir 
schreibt, kriegt 'ne 
Menge Post - auch 
nach meiner Entlas­
sung. Hobbys: Motor­
radfahren. Segeln Dart­
spielen. Also losschrei­
ben. Chiffre: 7696 

Mir, Henry (32, 
178cm) sind Lange­
weile und Einsamkeit 
nach knapp 2/3 meiner 

4jährigen Haftstrafe zu 
Kopfe gestiegen. Allen 
Frauen zw. 25 und 35 
gebe ich hiermit die 
Möglichkeit, diesem 
Zustand ein Ende zu 
setzen. Zuschriften 
werden 100% beant­
wortet. Chiffre: 7698 

Alex (24, Krebs , 
I 72cm, blond, grün­
blaugraue Augen) hat 
das Gefühl, von der 
Außenwelt im Stich ge­
lassen zu sein- Welche 
vorurteilsfreie Dame 
zwischen 18 und 28 
schreibt ihm (egal von 
wo)? Chiffre: 7699 

Gittertausch: Ich 
möchte in die NA-Te­
gel, weil meine Verlob­
te und mein Sohn hier 
leben - welcher Tege­
ler möchte nach Lü­
beck? Meine Reststra­
fe: Zwei Jahre, Acht 
Monate.Chiffre: 7700 

Infos gesucht: wer 
kann mir Gesetzes­
sammlungen, Samm­
lungen von grundsätz­
lichen Entscheidungen, 
Urteilen oder ähnlich 
wichtigen Daten zum 
S trafvollzugsgesche­
hen zur Verfugung stel­
len? Chiffre: 7701 

Anschriften gesucht: 
Wer kann mir eine Li­
ste von Gefangenen­
H il fsorganisationen, 
die in der Bundesrepu­
blik Deutschland tätig 
sind, zukommen las­
sen? Wer kennt gute, 
engagierte Journali­
sten, die sich mit dem 
Strafvollzug beschäfti­
gen? Chiffre: 7702 

Manda, deutsche Zin­
to-Frau aus Vechta: 
der liehtblick hat 
Post für Dich! - Bitte 
sende uns Deine rich­
tige(!) Anschrift zu. 
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Für viele meiner Stallgefährten gab es 
vor kurzem vieles auf einmal zu bestau­
nen. Aber bevor ich Euch davon be­
richten kann, muß ich ein wenig vom 
normalen Leben hier oben erzählen -
ihr könntet sonst nicht mitstaunen. 

Zunächst einmal gibt es hier außer 
Stallkarnickeln noch Hasen und Häs­
chen, die täglich aus freier Wildbahn 
::.u uns kommen. Sie sind, ähnlich wie 
die Stallkarnickel, fast ausschließlich 
der Möhren wegen hier; aber - und 
darin besteht der Unterschied- sie er­
halten Möhren dafür, daß sie die Stall­
karnickel zählen, beschäftigen oder 
füttern. 

Unter den Wildkarnickeln gibt es 
solche, die beim Zählen Schwierigkei­
ten haben; sie werden dann Vollzugs­
DienstLöffel genannt, wenn sie es 
schaffen, andere.fiir sich zählen zu las­
sen, ohne daß es einer merkt. 

Aus verschiedenen Gründen geht es 
dem liehtblick materiell immer we­
niger gut. Einer dieser Gründe ist, 
daß immer mehr Menschen die Leis­
tunsfahigkeit des Ii b iichen Teams in 
Anspruch nehmen, ohne an Kosten­
erstattung zu denken- oder denken 
zu können: viele Nutznießer des 
Iic htbiicks sind nämlich mittellos. 

Für den liehtblick zu spenden 
heißt daher: vielen etwas zu spen­
den. Wer sich darüber hinaus noch 
für den liehtblick engagieren möch­
te, z.B. über den geplanten Förder­
verein, sollte doch mal schreiben. 
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Hoppe I 

KANINCHEN­
HIMMEL ... 

Danngibt es noch ganz besonders pfif­
fige Wildkarnickel: diese können zwar 
weder mitzählen, noch andere unbemerkt 
für sich zählen Lassen, aber sie können 
den Eindruck vermitteln (selbst den 
VDL's), als sei das alles ganz normal. 
Pfiffig, nicht wahr? Diese seltene Spezi­
es nennt sich hier oben nicht Frechdachs 
oder Fuchs (schließlich gibt es hier tat­
sächlich nur Karnickel), sondern Total­
AusgeschlafeneLanglöffel (kurz: TAL). 

Von diesen TotalAusgeschlafenengibt 
es einen, der immer etwas weniger aus­
geschlafen ist, so daß er nur Lange-Löf­
fel (kur::.: L-L) genannt wird; aber weil 
L-L so gewichtig klingt, hat er am mei­
sten zu sagen. 

Natürlich gibt es auch einen gan::. be­
sonderen VDL. aber über den berichte 
ich später mal. Jetzt geht es um die Sa­
che zum Staunen: In einem der vielen 
Ställe hier oben sollte eine Party gefeiert 
werden, über die das Rudel vom Wolken­
magazin »der nestblick« berichten woll-

te. Da aber das Rudel nur aus Stallha­
sen besteht, mußten die nestblicker vor­
her fragen, ob sie an der Fete teilneh­
men dürften. Und beim Fragen stell­
ten sie fest, daß die zuständige Total 
Ausgeschlafene müde war und alle ihre 
Befugnisse an einen Stallhasen abge­
treten hatte. 

So kam es, daß ein Stallkarnickel in 
Vertretung eines Wildhäschens, dar­
über bestimmte, wer auf Wolke IV mit­
feiern dwfte - erstaunlichenveise duif­
ten alle nestblicker ::.u der gutbesuch­
ten Veranstaltung hoppeln. 

Noch erstaunlicher war, daß der Ver­
treter der TAL seine Sache so gut tnach­
te, daß alles trotz unvorhersehbarster 
technischer Probleme reibungslos und 
zu aller Zufriedenheit verlief Für Euch 
da unten ist so etwas sicherlich etwas 
ganz unglaubliches. Aber für uns hier 
im Kaninchenhimmel war die Qualität 
der von dem Stallkarnickel geleisteten 
Organisationsarbeit schon Anlaß, über 
weitere Vertretungen nachzudenken: 
Könnten nicht alle TAL's durch Stall­
karnickel ersetzt werden? 

Dann könnten auch bstimmte Ge­
burtstage anders gefeiert werden: zum 
Beispiel der des Bestehens von den 
Ställen hier oben, die zum Teil I 00 Jah­
re alt sind. 

Anläßlich dieses Ereignisses werden 
hier diejenigen, um die es geht- näm­
lich die Stallbewohner von /2°0 -/8. oo 

Uhr weggesperrt, damit die Weggsper­
rer in Ruhe feiern können. 

Zumal dasfeiern des Bestehens von 
Einrichtungen in deren Ställen, Hasen 
unter wiedrigen Bedingungen gehalten 
werden einen bitteren Beigeschmack 
hinterläßt. Om•, .7tJ;y~,,./ 

Unterstützt den liehtblick 

Berliner Bank AG 
Kto. -Nr. 3 1 00 132 703 
BLZ 1 00 200 00 

der l i ehtbl i ck 4-S/ 1998 

Geld· und Bachependen 
alnd steuerlich 
abaetzbar. 



liehtblicke 

Der sog. Vollzug 
Es gibt Dinge die dauern unendlic 
E ndes doch nic'-'t zu ändern. 

Das DEUTSCHE STRAFGESETZBUCH gilt seit 1872; der 
Vollzug war 106 Jahre nicht gesetzlich geregelt. Der Strafge­
fangene hatte nur das Recht aufLeben und körperliche Unver­
sehrtheit. Der Vollzug wurde nur durch die Dienst- und Voll­
zugsordnung geregelt und diese ließ so viel Spielraum, daß 
willkürlich gehandelt werden konnte. Dieser zustand übepau­
erte das Kaiserreich, die Weimarer Republik, die Nazi-Zelt und 
\VUrde immerhin 25 Jahre im bundesdeutschen Rechtsstaat hin­
genommen. ERST 1967 berief der damalige Bundesjustizmi­
nister Gustav Heinemann die erste Strafvollzugs-Kommision 
ein, die ein Strafvollzugsgesetz entwerfen sollte. Das war das 
Signal fur die »68er-Generation«, bei dem »Marssch durch die 
Institutionen« auch den Knast zu knacken. Einrich Kremerging 
als gerade ausgebildeter Arzt nach Tegel, um die erste Gruppe 
der anonymen Alkoholiker (AA) im Knast zu beraten. In die­
sem ersten Jahr in der JVA-Tegel 1968 wurde der IST-ZU­
STAND dieses größten Gefängnisses der BRD (und West-Eu-' 
ropas) festgestellt. Für diesen Zustand waren folgende vien 
Merkmale kennzeichnend: 

1.) möglichst viel Gefangene 
2.) mit möglichst wenig Personal 
3.) aufmöglichst engem Raum 
4.) möglichst sicher zu verwahren. 

der Iichtbiick. Mai 1980 

Anmerkungen eines Betroffenen 

NA- Tegell998 der lST-ZUSTA D 

1.) möglichst viel Gefangene 
2.) mit möglichst wenig Personal 
3.) aufmöglichst engem Raum 
4.) möglichst sicher zu verwahren 

fen als die Ärmel hoch krempeln und versu­

,T~~·~''"•••u"' zu ändern. 

Kleine Anfrage Nr. 1171 des Abgeordneten Dr. Andreas Gerl 
vom 20.05 .80 über Weggang von Sozialarbeitern aus der NA­
Tegel. 

Frage: Trifft es zu. daß am 13. Mai 1980 zehn als Gruppen­
leiter in der JVA-Tegel tätige Sozialarbeiter ihr Angestellten­
verhältnis gekündigt haben? Wenn ja, aus welchen Gründen? 
Antwort: Mit trennten Schreiben haben insgesamt acht- und 
nicht zehn -1als Gruppenleiter in der JVA-Tegeltätige Sozial­
arbeiter ihr Angestelltenverhältnis gekündigt. [ ... ] Die erwähn­
ten Kündigungsbegründungen enthalten vor allem Hinweise 
auf die in der Tat nicht befriedigenden baulichen Verhältnisse 
in den Teilanstalten Jl und 111 [ ... ]sowie aufdie wegen Man­
gels an geeigneten Bewerbern unbesetzten Sozialarbeiterstel­
len, die eine stärkere Belastung der vorhandenen Sozialarbei-

--ter mit siCli bringen [ ... ] Darüber hinaus wird die frühere Dop­
pel\>elegung von Hafträumen in der Teilanstalt IJ - zu recht­
als Erschwernis für sinnvolle Sozialarbeit angeführt. 

der lichtb#ck, Juli 1980 

Anmer kungen eines zu ' Betreuenden· 

JVA- Tegel 1998 der IST-ZUSTAND 

Die bereits 1980 festgestellten und »in der Tat nicht befriedi­
genden baulichen Verhältnisse in den Teilanstalten II und III, 
(TA I nicht zu vergessen) haben sich in den vergangeneo 18 
Jahren nicht geändert. 

Es gib mmer noch zu wenig Sozialarbeiter. und die »zu 
recht al schwemis für sinnvolle Sozialarbeit(< angesehene 
Doppe elegung wurde mirtierweile auch auf andere Häuser 
ausgedehnt. 

Im nächsten liehtblick 

Bildungsof{i nsive Teil 111 

100 Jahr Tegel Teil 11----

Wenn Ihr Vorschläge und Meinungen nicht nur zu diesen Themen mitteilen 
wollt, schreibt an der Iichtbiick, Seidelstr. 39, 13507 Berlin 

der li c h tb l •ck 4· 5/1998 67 
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